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Als Zuhorerin zu Tagesordnungspunkt 6:

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta.

Von der Landesregierung:

Minister Hilbers (MF),
Minister Thiimler (MWK).

Von der Landtagsverwaltung:

Regierungsratin Keuneke.

Vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienst:

Parlamentsrat Dr. Oppenborn-Reccius.

Niederschrift:

Regierungsdirektorin Dr. Kresse,
Beschaftigter Dr. Schmidt-Briicken, Stenografischer Dienst.

Sitzungsdauer: 10.17 Uhr bis 13.52 Uhr.
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Zusatzliche Tagesordnungspunkte:

Aktenvorlagebegehren nach Artikel 24 Abs. 2
Niedersachsische Verfassung; Einsicht in die
bei der Landesregierung vorhandenen Akten
zum Fusionsprozess zwischen NORD/LB und
BLB im Jahr 2017 - Aktenvorlagebegehren der
FDP-Fraktion (4. Tranche)

Beschluss

Der Ausschuss beschloss, die mit Schreiben des
Finanzministeriums vom 19. Juni 2020 vorgeleg-
ten und in Teilen als vertraulich zu behandelnden
Unterlagen (4. Tranche des FDP-Aktenvorlage-
begehrens) gemal 8§ 95 a GO LT fir vertraulich
zu erklaren.

Zustimmung: SPD, CDU, GRUNE, FDP, AfD
Ablehnung: -
Enthaltung: -

Vertrauliche Ubersicht {iber genehmigte Dul-
dungen/Stundungen in den performanten
Portfolios im Nachgang der Unterrichtung des
AfHUF zum Stand der Garantieportfolios der
NORD/LB in der Sitzung am 20. Mai 2020

Beschluss

Der Ausschuss beschloss, die mit Schreiben des
Finanzministeriums vom 17. Juni 2020 vorgelegte
und als vertraulich zu behandelnde Unterlage
betr. die 0. g. Angelegenheit gemafl} § 95 a GO
LT fur vertraulich zu erklaren.

Zustimmung: SPD, CDU, GRUNE, FDP, AfD
Ablehnung: -
Enthaltung: -
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Tagesordnungspunkt 1:

Unterrichtung durch die Landesregierung
Uber den geplanten 2. Nachtragshaushalts-
planentwurf 2020

Unterrichtung
Unterrichtungsunterlagen:

— PowerPoint-Préasentation ,Aufstellung eines
2. Nachtragshaushaltsplanentwurfs 2020“ (An-
lage 1)

— Finanzierungsplan ,Sondervermégen Corona*“

(Anlage 2)

Minister Hilbers (MF): Ich freue mich, Sie heute
Uber den 2. Nachtragshaushalt unterrichten zu
dirfen, tUber den Sie am 26. Juni und am 3. Juli
beraten wollen, damit er am 15. Juli im Parlament
beschlossen werden kann.

Auch die Zahlen, die wir heute prasentieren, sind
besonders herausfordernd. Ich wirde gern erfreu-
lichere Zahlen vorstellen, aber wir befinden uns
immer noch mitten in der Krise. Derzeit wird das
gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben stu-
fenweise wieder hochgefahren.

Je mehr wir das Pandemiegeschehen unter Kon-
trolle haben, desto mehr riicken die Themen in
den Vordergrund, die aufgrund des Shutdowns ih-
re Spuren in Wirtschaft und Gesellschaft hinter-
lassen haben.

Wir haben eine tiefe Rezession mit minus 7 % zu
erwarten. Der IWF wird heute seine Prognose fur
die Weltwirtschaft korrigieren. Wir haben es mit
einem wirtschaftlichen Einbruch in allen wichtigen
Industrienationen Europas, aber auch in den lb-
rigen Teilen der Welt zu tun. Das gesamtstaatli-
che Defizit wird wahrscheinlich auf 5,5 % des
Bruttoinlandprodukts anwachsen. Es wird erwar-
tet, dass die Gesamtverschuldungsquote im Bun-
deshaushalt und in den jeweiligen La&nderhaus-
halten, die vor dieser Pandemie laut Stabilitatsrat
bei 59,5 % lag, durch die von Bund, Landern und
Kommunen veranlassten Malinahmen jetzt auf
Uber 77 % steigen wird.

Die Ausgaben der 6ffentlichen Haushalte werden
stark steigen - auf Uber 40 % -, wahrend die Ein-
nahmen um bis zu 7,5 bis 8 % sinken werden.
Das hat ein erwartetes Finanzierungsdefizit bei

Bund, Landern und Kommunen von uber 4,5 Mrd.
Euro zur Folge. Das ist das gréfRte Finanzie-
rungsdefizit in der Geschichte der Bundrepublik,
was die Herausforderung, vor der wir stehen,
deutlich macht.

Ich bin sehr dankbar fiir das grol3e Paket, das der
Bund geschnirt hat und das wir gemeinsam mit
ihm auf den Weg bringen. Es verteilt sich auf viele
Bereiche und bedient sowohl den Angebots- als
auch den Nachfragesektor. Wir haben es namlich
im Gegensatz zur Kapitalmarktkrise jetzt mit einer
Krise zu tun, die sich sowohl auf die Angebots-
als auch auf die Nachfrageseite auswirkt. Um
damit verbundene Schéaden abwenden zu kon-
nen, bedarf es einer gezielten Zurverfigungstel-
lung von Mitteln.

Wir stehen sicherlich vor einer Jahrhundertaufga-
be. Das heif3t nicht, dass man sich ein Jahrhun-
dert lang damit beschéftigen soll, die Folgen zu
lindern, aber es ist eine Aufgabe mit Seltenheits-
wert in einer Ausnahmesituation.

Alle Hilfspakete kosten Geld. Sie dienen aber da-
zu, das Ausmald der Folgen der Krise und damit
auch die Beeintrachtigungen zu mildern - und
damit letztendlich auch finanzielle Schéaden. Dafir
sind diese MalRhahmen gemacht.

Die Pandemie belastet uns alle - Bund, L&ander,
Kommunen -; sie wird auch jeden Einzelnen be-
lasten. Wir werden der Wirtschaft nicht jeden Um-
satzverlust ausgleichen kénnen. Wir werden auch
nicht jeden Gewinn oder jeden Uberschuss aus-
gleichen kénnen. Wir werden auch nicht dafir
sorgen koénnen, dass der Wohlstand in jedem Fall
gesichert bleibt - die Pandemie wird uns alle
Wohlstand kosten. Sie fordert uns in den kom-
menden Jahren heraus; denn - darauf wird zu
Recht hingewiesen - die beschlossenen Mal3-
nahmen mussen bezahlt werden. Das wird eine
Aufgabe sein, der wir alle uns stellen mussen -
auch jeder Einzelne, nicht nur der Staat.

Es wird zukiinftig eine Aufgabe des Staates sein,
sich so schnell wie mdglich wieder zurlickzuneh-
men. Wir wollen schnellstméglich zu strukturell
ausgeglichenen Haushalten zuriickkehren. Wir
legen lhnen hiermit auch eine klare Zeitplanung
hinsichtlich der Tilgung vor.
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2. NHPE 2020 ‘1* Niedersachsisches
Finanzierungsplan Sondervermodgen Corona Y Finanzministerium

Sondervermagen: 6.961 Mio. Euro
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Dieser Chart zeigt die Struktur des Finanzie-
rungsplans fiir das hier so genannte Sonderver-
mogen Corona. Die Mittel fir die MalRhahmen bu-
chen wir in das bereits gegriindete Sondervermo-
gen ein. Das Sondervermégen dient dazu, die
Ausgaben, die getétigt werden, um die Corona-
Krise zu bewadltigen, zu bindeln, sodass dass sie
zentral nachverfolgt werden konnen. Es dient
nicht dazu, den Haushalt auszudehnen.

Wenn diese MalRhahmen ber das Sondervermo-
gen abgewickelt werden, sieht man, inwieweit die
Aufstockung aufgrund von Corona-bedingten
Malnahmen erfolgt ist. Das Sondervermégen ist
zeitlich begrenzt. Wenn die Ausgaben geringer
sein sollten, werden entsprechend weniger Kredi-
te aufgenommen. Das wird Uber das Sonderver-
maogen gesteuert.

Wenn der Haushaltsgesetzgeber den 2. Nach-
tragshaushalt so beschliel3t, werden sich dann im
Sondervermédgen 6,961 Mrd. Euro befinden.

Das Sondervermdgen setzt sich aus verschiede-
nen Saulen zusammen:

Die Saule ,Wirtschaft® ist mit 1,924 Mrd. Euro die
grofite Saule. Meines Erachtens ist es auch die
gréRRte Herausforderung, unsere Wirtschaft durch
die Krise zu begleiten. Wir missen Strukturen er-
halten, insbesondere unsere niederséchsischen
Belange bedienen und Finanzierungslicken iden-
tifizieren, die die Bundesmittel nicht abdecken.
Wir missen auch schauen, wo es notwendig ist,
im Rahmen des groRen Konjunkturpaketes des
Bundes gegenzufinanzieren und zu unterstitzen.

Zur Saule ,Kommunen*: Das MF hat am 18. Juni
mit den kommunalen Spitzenverb&dnden verhan-
delt und mit ihnen Einigkeit darliber erzielt, dass
wir die Gewerbesteuereinnahmeausfalle nach der
vom Bund zu beschlieBenden Regelung zusam-
men mit dem Bund kompensieren. Wir werden

den kommunalen Finanzausgleich vorziehen und
ihn mit knapp 600 Mio. Euro unterstiitzen - das
entspricht dem erwarteten Steuereinnahmeausfall
aus der Steuerschatzung Mai 2020. Wir kompen-
sieren diese Betrage also.

Ab 2022 erfolgt aber wieder zur Halfte ein Aus-
gleich, sofern der kommunale Finanzausgleich
oberhalb dessen liegt, was in der mittelfristigen
Finanzplanung und im Haushalt fir 2020 veran-
schlagt worden ist. Die Kommunen werden
300 Mio. Euro plus 50 Mio. Euro aus einem Be-
trag von 100 Mio. Euro, den sie zusatzlich zur
Verfiigung gestellt bekommen, an das Land zu-
ruckzahlen. Somit ergibt sich jetzt eine Liquidi-
tatsstitzung in Hohe von 1,1 Mrd. Euro, zukinftig
aber eine daraus resultierende Belastung von
750 Mio. Euro.

Wir haben einen meines Erachtens fairen Kom-
promiss mit den Kommunen gefunden. Damit sind
auch Themen erledigt, die noch im Raum stan-
den, z. B. die Frage der Unterstitzung mit Blick
auf den Ausfall von Elternbeitragen bei Kitas - ich
verweise auf das Kita-Investitionsprogramm, das
vom Bund aufgelegt wird. Somit besteht in allen
noch offenen Fragen Klarheit dariber, womit die
Kommunen in den nadchsten Jahren zu rechnen
haben. Beide Seiten haben damit Verlasslichkeit.

Zur Saule ,Gesundheit” - 626 Mio. Euro -: Zu den
verschiedenen MaRRnahmen innerhalb dieser Sau-
le gehort, dass der Bund u. a. Strukturhilfen fir
Krankenhéauser finanziert, die durch das Land mit-
finanziert werden. Unter anderem die Unikliniken
haben Einnahmeausfalle zu verzeichnen, weil auf
elektive MalBhahmen verzichtet wurde und Betten
fur den Fall eines Anstiegs der Zahl von COVID-
19-Patienten freigehalten wurden.

Die Saule enthélt aulerdem Entschadigungen
gemal Infektionsschutzgesetz, die verausgabt
werden mussen.

Die Saule ,sonstige Corona-Hilfen* - 707 Mio. Eu-
ro - enthalt verschiedenste MaBnahmen, von de-
nen auch weitere Saulen betroffen sind - etwa im
Kultur- oder im Sportbereich, wo Malinahmen zur
Bewadltigung der Pandemiefolgen erforderlich
sind.

Weitere Saulen betreffen steuerliche Aspekte.

Zum einen sehen wir 1,192 Mrd. Euro vor, um die
Kompensation von Steuereinnahmeausfallen im
Rahmen des Konjunkturpakets des Bundes mit-
zufinanzieren.
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Zum anderen sind die konjunkturbedingten und
die nicht konjunkturbedingten Steuerminderein-
nahmen, die in der Steuerschéatzung veranschlagt
worden sind, netto abgebildet. Das betrifft zum
einen das, was Uber die Konjunkturkomponente
geht - das steht hier nicht; das sind 1,427 Mrd.
Euro -, und das, was nicht Uber die Konjunktur-
komponente geht. - Sie mussen das nicht fotogra-
fieren, Herr Grascha; Sie bekommen diese Pra-
sentation ausgehandigt.

4,026 Mrd. Euro im 2. Nachtragshaushalt, der
insgesamt 8,4 Mrd. Euro umfasst, gehen auf
Steuerausfalleffekte zurtick, die wir zu kompen-
sieren haben. Diese missen in die Bewertung
des Pakets einbezogen werden.

Die Landesregierung hat das Ziel, Doppelférde-
rungen aus Bundes- und Landesmitteln zu ver-
meiden, und hat deswegen beschlossen, nach
Niedersachsen flieRende Bundesmittel zur Bewal-
tigung der COVID-19-Pandemie vorrangig vor
Landesmitteln zu verwenden und Landesmittel
insoweit nur fur erforderliche Mitfinanzierungen
durch das Land einzusetzen, um weitere Lan-
desmittel zielgerichtet und ergdnzend an die be-
sonderen niedersachsischen Erfordernisse ange-
passt verwenden zu kdnnen.

Das betrifft die Bereiche, in denen wir stark sind,
z. B. Fahrzeugbau oder Tourismus, in denen wir
unseren Unternehmen und unseren Birgerinnen
und Burgern besondere Hilfestellungen geben
wollen.

2 NHFE 2020 X Niedersachsisches
Finanzierungsplan Sondervermégen Corona — Sdule Wirtschaft | J  Finanzministerium

Ressort Vorhaben | Saule Wirtschaft |

StK-Epl.02 50
WWK _Epl. 0
MW Epl. 08

Hier ist eine Reihe von Mallnahmen dargestellt;
auf einige mdchte ich beispielhaft eingehen.

Wir unterstiitzen die Film- und Medienbranche mit
Soforthilfen.

Die energetische Sanierung von Hochschulen ist
ein wesentlicher Beitrag zur Pandemiefolgenbe-

waltigung. Man koénnte sich fragen: Was hat das
mit Corona zu tun? - Wir haben uns hier - wie bei
allen Punkten - von der Frage leiten lassen, mit
welchen MaRBnhahme den Folgen der Pandemie
wirksam begegnet werden kann.

Mit Blick auf die Wirtschaft besteht die grof3e Sor-
ge, dass in der zweiten Jahreshélfte - insbeson-
dere im vierten Quartal -, aber auch im ersten ers-
ten Quartal 2021 die Bauinvestitionen erheblich
zuriickgehen. Gespréache, die ich mit Unterneh-
men gefiihrt habe, haben ergeben, dass vielfach
Investitionen zuriickgestellt werden, da momen-
tan viel Eigenkapital von den Unternehmen fur die
Liquiditatssicherung verwendet wird.

Unsicherheit diesbeziglich besteht auch auf
kommunaler Seite. Die Kommunen haben Wert
darauf gelegt, dass das Land Einnahmeausfélle
ausgleicht - und nicht so sehr darauf, Programme
von uns prasentiert zu bekommen. Wir werden
dementsprechend verfahren und sie somit in die
Lage versetzen, weiterhin ihre Investitionen zu ta-
tigen.

Wir sind der Auffassung, der Bauwirtschaft Impul-
se geben zu mussen, damit die Nachfrage in die-
sem Bereich nicht zusammenbricht und vor allem
keine Kapazitaten auf dem Bausektor verloren
gehen; denn sie wirden uns fehlen, wenn die
Wirtschaft wieder wachst. In der Wachstumspha-
se der letzten zehn Jahren waren die Kapazitaten
im Baubereich sogar Uberausgelastet, sodass wir
kaum noch Auftrage platzieren konnten. Wenn
die alten Potenziale wieder erreicht werden, soll
es nicht zu Problemen kommen, Auftrdge zu ver-
geben.

Deswegen wollen wir in der derzeitigen Phase
dort, wo unserer Einschatzung nach Auftrage
wegbrechen, gezielt auf der Nachfrageseite mit
energetischen Sanierungsmafinahmen, die dem
Umweltschutz dienen und uns hinsichtlich der
wirtschaftlichen Folgekosten besser positionieren,
nachhaltig investieren.

Fir die Kofinanzierung des GRW-Sonderpro-
gramms des Bundes sind Landesmittel in Hohe
von 55 Mio. Euro eingeplant. Der Bund hat seine
GRW-Mittel im Rahmen der Bekampfung der
Pandemie erhdht. Um darauf zugreifen zu kén-
nen, mochten wir die entsprechenden Landesmit-
tel ebenfalls erhéhen.

Wir haben Sonderprogramme fur Tourismus, fiirs
Fahrwesen, fur Zoos und Tierparke, fiur die Luft-
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fahrt und fur die Hafen aufgelegt. Auch die Digita-
lisierung im Einzelhandel und einiges mehr sollen
gestarkt werden.

Es soll Liquiditatshilfen fir den OPNV geben. Das
ist meines Erachtens sehr wichtig insbesondere
fur viele, die in dinner besiedelten Gebieten le-
ben. Wir gehen davon aus, dass es in diesem Be-
reich zu wesentlich héheren Einbriichen kommen
wird, als durch die Bundesmittel, die daftr flieRen
sollen, abgedeckt werden kann. Wir erwarten
rund 200 Mio. Euro aus Bundesmitteln und wollen
mit zusatzlichen 190 Mio. Euro nachsteuern.

Wir werden in den Fuhrpark des OPNV, in Elek-
tromobilitédt und Ladesé&ulen investieren.

Auch der Breitbandausbau gehdort zu den wichti-
gen MaRRnahmen.

Wir wollen auch die Programme fur Unterneh-
menskredite ausdehnen. Daftr missen wir die
NBank mit Kapital stérken.

2. NHPE 2020 W Niedersachsisches
Finanzierungsplan Sondervermagen Corona - Saule Wirtschaft |1 Finanzministerium
Ressort Vorhaben Saule Wirtschaft
ichitlinie , Betriebliche Ressourcen- und 50.000.000,00 €

MU - Epl. 15 |COZ-Reduktic
Energ

= Landesfuhrparks + Schiffe nds 50,000 000,00 €
37,5 Mio. Eura KFZ-

len gemeinnutziger Einrichtungen 50.000 000,00 €

Energetische 50.000.000,00 €

wirtschaft / Energie 75.000 000,00 €
75.000 000,00 €
MB- Epl. 16 " r im Bereich der 20.000.000,00 €

20.000.000.00 €
25.000.000,00 €

Allgemeine
Finanz-
verwaltung -
Epl. 13

ehen von Digalsierungsmainahmen Sicherng der 30,000 000,00 €
|Aufgabenwahmehmung
Sumime 1.924.000 000,00 €

e T
San 7306200 W34

Ebenfalls in der Saule ,Wirtschaft‘ sind die CO2-
Reduktionen im Rahmen der Richtlinie ,Betriebli-
che Ressourcen- und Energieeffizienz* enthalten.

Die 6kologische Flottenerneuerung soll ganz ge-
zielt dazu dienen, Fahrzeugnachfrage zu erzeu-
gen. Wenn wir unsere eigene Landesflotte z. B.
bei der Polizei mit Fahrzeugen ertiichtigen, dann
dient das auch dazu, etwas zu kompensieren,
was im Bundesprogramm nicht enthalten ist,
namlich eine Abwrackpramie bzw. der Anreiz, Au-
tos zu kaufen. Wir treten hierbei selbst als Auto-
nachfrager auf, das stérkt die Fahrzeugwirtschaft
insgesamt.

Ebenso anzusprechen sind MaRhahmen mit Blick
auf Energie und Wasserstofftechnologie, die auch
auf Bundesebene eine grol3e Rolle spielen, sowie
die Erneuerbare-Energien-Offensive.

Da wir verstarkt Landesbirgschaften herausge-
geben haben, muss eine entsprechende Position
im Einzelplan fur die Allgemeine Finanzverwal-
tung eingebucht werden. Wir werden in diesem
Bereich mit Ausféllen zu rechnen haben; das ist
das Wesen der Blrgschaft. Eigentlich entwickeln
sich diese meist positiv, weil wir mit unseren Pro-
grammen daflr sorgen, dass die betreffenden Un-
ternehmen wieder auf die Beine kommen. Aber in
riskanteren Bereichen haben wir ganz bewusst
den Burgschaftsanteil des Landes erhght. Diese
Risiken sind entsprechend zu hinterlegen.

Wir wollen auBerdem das Programm ,Stabilisie-
rung gemeinnutziger Organisationen® kofinanzie-
ren, das mit Tragerleistungen der NBank gestitzt
werden soll.

Wir werden Digitalisierungsmaf3nahmen aus ver-
schiedenen Ressorts vorziehen. Das betrifft die
Hochschulen, die Justiz und einige andere Berei-
che, in denen digitalisiert werden muss.

Solange es keinen Impfstoff oder kein wirksames
Medikament gibt, werden wir lernen missen, mit
diesem Virus zu leben. Das bedeutet auch, dass
beispielsweise bei Gerichtsverhandlungen ver-
starkt Videokonferenztechnik und anderes zum
Einsatz kommen wird.

2. NHPE 2020 a’: Niedersichsisches
Finanzierungsplan Sondervermégen Corona — Saule Gesundheit Finanzministerium

Ressort. Saule Gesundheit

MSs - Epl. 05

MWK - Epl. 06

Summe 626 342 000,00 €

T e

Wir kofinanzieren das ,Zukunftsprogramm Kran-
kenhduser®, das vom Bund mit 3 Mrd. Euro aus-
gestattet wird. Davon entfallen 300 Mio. Euro auf
Niedersachsen, die wir zu 30 % kofinanzieren
missen. Diese Kosten teilen wir uns nach dem
Krankenhausfinanzierungsgesetz mit den Kom-
munen.

Wie Sie wissen, ist der Altenpflegebonus in Héhe
von 1 500 Euro, der steuerfrei ist, vereinbart wor-
den. 500 Euro davon sollen die Lander tragen.
Daran beteiligen wir uns, um unsere Pflegekréfte



18. WP Ausschuss fur Haushalt und Finanzen - 93. Sitzung am 24. Juni 2020 (6ffentlicher Teil) Seite 11

Zu unterstutzen. Hierfur ist ein Gesamtbetrag von
50,1 Mio. Euro vorgesehen.

Wir sehen erneut Betrage fir Schutzausristung
und Entschadigungen nach dem Infektions-
schutzgesetz vor. Das sind Vorsorgeposten, bei
denen noch unklar ist, wie stark sie in Anspruch
genommen werden, die wir aber brauchen, um
gegebenenfalls handlungsfahig zu sein.

Wir fihren UMG und MHH Betrage zu, die - wie
erwéhnt - Mindereinnahmen u. a. aufgrund des
Freihaltens von Betten zu verzeichnen haben.
Dartiber hinaus sind MaRnahmen fir For-
schungsprojekte der UMG eingeplant.

2. NHPE 202 %' Niedersachsisches
Finanzierungsplan Sondervermogen Corona — Saule weitere Bereiche | Finanzministerium

Ressort

StK - Epl. 02
MI-Epl. 03

MS - Epl. 05

MWK - Epl. 06

8,400 000,00 €

6700 000,00 €
10.000.000,00 €

10.000.0

1350
180 ¢

Hinzuweisen ist auf Hilfen fir Jugendherbergen
und Bildungsstatten in Hohe von 28 Mio. Euro.
Auch hierbei wird zu berlcksichtigen sein, was
das Bundesprogramm im Einzelnen abdeckt.

Im Wissenschaftsbereich flieRen Mittel in die For-
derung verschiedener Forschungsprojekte.

Es sind FordermalRnahmen fir freischaffende
Kinstler, fur Theater- und Kulturschaffende vor-
gesehen, allerdings nicht fur die Sicherung des
Lebensunterhalts - Uber diese Frage wurde auch
bei uns vielfach diskutiert -, weil diese Uber die
Grundsicherung abgedeckt wird. Hier wirde man
also Bundes- durch Landesmittel ersetzen, was
nicht unser Ziel ist. Die entsprechenden Regelun-
gen sind zu bericksichtigen.

2. NHPE 2020 W Niedersachsisches
Finanzierungsplan Sondervermagen Corona — Sdule weitere Bereiche |1 Finanzministerium

e T Saule Corona-Hilfen

MK - Epl. 07 [Stomokosten Klassenfahrien 14.400 000,00 €
Aktionsplan Ausbildung 18.000.000,00 €
der zusatzlichen Bundesfarderungen Wald im Rahmen 67.000.000,00 €

ML - Epl. 09

an diverse Einrichtungen wis Schulbauernhof etc 175 000,00 €
ifen See-, Kisten- und 125.000,00 €

10.000.000,00 €

M- Epl. 11
MU - Epl 15

llzugsanstalten 7 0 €
euuNgsstatianen fu '913.000,00 €
gen der niedersachsischen

Aligemeine
Finanz-
verwaltung - F

Epl. 13
Summe 706.532 000,00 €

an die Staatsbader 6,000 000,00 €
mittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko 500,000 000,00 €

ngen

T e e Dy

Wir werden Stornokosten flir ausgefallene Klas-
senfahrten Ubernehmen. Inzwischen liegt eine
Liste zur Verteilung auf die einzelnen Schulen
vor, die lhnen im Rahmen einer Antwort des Kul-
tusministeriums auf eine entsprechende Anfrage
der FDP-Fraktion Gbermittelt wurde.

Die wichtigste Position im Landwirtschaftsbereich
ist die Kofinanzierung der zusétzlichen Bundes-
forderungen Wald im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur
und des Kistenschutzes®. Wir missen feststellen,
dass der Holzmarkt angesichts der asiatischen
Wettbewerber - ich verweise etwa auf China - vol-
lig zusammengebrochen ist. Derzeit sind nur
schlechte Preise zu erzielen, und es findet kaum
Bewegung statt, sodass die Einnahmen ausblei-
ben. Wir missen unsere Forstwirtschaft unter-
stitzen, damit sie wieder aufforsten und dem
Borkenkéaferbefall begegnen kann. Hier muss jetzt
gehandelt werden.

Wir haben auRerdem Zuschisse an die Staats-
bader Bad Nenndorf und Bad Pyrmont vorgese-
hen, die fur den Fall freigeraumt worden sind,
dass Behelfskrankenh&user fur eine grof3ere Zahl
an COVID-19-Patienten benétigt wirden - ich er-
innere an die Diskussionen daruber, ob das not-
wendig sein kénnte.

Des Weiteren werden Mittel in Bezug auf die wei-
tere Pandemieentwicklung veranschlagt. Das ist
eine Vorsorgeposition. Falls diese belegt werden
misste, wirden wir mit einer neuen Liste zur Mit-
telverwendung auf Sie zukommen. Diese Position
wollen wir fur den Fall bereithalten, dass es in der
zweiten Jahreshalfte zu einer Verscharfung des
Geschehens kommt, sodass wir nicht einen er-
neuten Nachtragshaushalt aufsetzen mussten,
sondern auf das Sondervermdgen zuriickgreifen
koénnten.
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NHPE 7'1.' Niedersschsisches
Finanzierungsplan Sondervermdgen Corona — Sonstiges Finanzministerium

Ressort Vorhaben

Allgemeine |5t
Finanz-
verwaltung -
Epl. 13

teuerschatzung, soweit aus

Kommunen

Summe

D e Daenng

Auf dieser Folie sind die Kompensation der Steu-
ermindereinnahmen, die sich aus der Mai-
Steuerschatzung ergeben, sowie die Mittel im
Rahmen der Corona-Steuerhilfegesetze des
Bundes und der kommunale Anteil abgebildet.

So viel zu den MaRnahmen im Einzelnen.

2. NHPE 2020 Py Niedersachsisches
Steuereinnahmen Niedersachsen S Finanzministerium

Entwicklung der Einnahmen aus Steuern (einschl. KFZ-Steuer-Komp.).
LFA, BEZ und Férderabgabe in Niedersachsen (in Mio. €)

ar 1BAIE
18254

2008 2008 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Es ist mir auch wichtig, den Haushaltsausschuss
dariiber zu informieren, welche finanzielle Ent-
wicklung sich abzeichnet.

In dieser Darstellung sind neben den steuerlichen
MalRnahmen zum Ausgleich der Mindereinnah-
men, die auf Grundlage der Steuerschatzung zu
erwarten sind, auch die Mallnahmen aus dem
Bundespaket bertcksichtigt, die uns steuerlich
treffen.

Das betrifft z. B. die Verschiebung der Falligkeit
der Einfuhrumsatzsteuer - da sind wir mit dreistel-
ligen Millionenbetragen beteiligt - und die degres-
sive Abschreibung, in deren Rahmen wir zu-
nachst Einnahmeausfalle zu verzeichnen haben.
Hier ist die Entlastungswirkung nicht allein auf der
Bundesseite spurbar. Vielmehr treffen uns die
steuerlichen Entlastungen im Rahmen der Ge-
meinschaftsanteile an der jeweiligen Steuer auch
auf Landesebene.

Deswegen sinkt die Einnahmenentwicklung jetzt
auf 26,1 Mrd. Euro ab. In den nachsten Jahren
wird sie bei entsprechendem Wachstum wieder in
unterschiedlichem Maf3e ansteigen.

Ich méchte betonen, dass es eine Potenzialab-
senkung geben wird. Der Anstieg wird sich also
ahnlich gestalten, wie wir ihn 2019 mit dem
Haushaltsplan 2020 sowie in der Mipla 2019 bis
2023 unterstellt haben; er wird aber den Grad der
gepunkteten, unteren Linie haben. Wir werden al-
so in den nachsten Jahren mit einem kleineren
Potenzial zu rechnen haben.

Wir missen uns deswegen darauf einstellen,
dass unsere Haushalte nicht nur konjunkturell un-
ter Druck geraten, sondern auch strukturell aus-
geglichen werden missen. Den strukturellen
Ausgleich werden wir angehen. Das geht aller-
dings nicht von heute auf morgen. Es ware mo-
mentan auch schwierig, weil wir uns aktuell da-
rum kiimmern, die Folgen der Pandemie zu be-
waltigen und dabei mdglichst jeden Betroffenen
zu berticksichtigen.

Vor diesem Hintergrund wéare es meines Erach-
tens schlecht, jetzt MaRnahmen ins Feld zu fih-
ren, die in der Kirze der Zeit ohnehin nicht grei-
fen kdnnen, sondern dazu fiihren wirden, dass
man sich gewissermalRen mit sich selbst und
nicht mit den Problemen der Menschen beschéaf-
tigt.

Das wird in den Haushalten der Jahre 2021 ff.
anzugehen sein. Wir werden uns darauf ausrich-
ten missen, moglichst schnell wieder zu struktu-
rell ausgeglichenen Haushalten zurtickzukehren.
Das ist mein Ziel.

2. NHPE 2020 Niedersachsisches
Finanzierungsubersicht 2. NHPE 2020 Finanzministerium
Saule Wirtschaft 1.904
Sdule Kommunen 1.105
Saule Gesundheit 646
Séule sonst. Corona-Hilfen 707
Saule Steuern Konjunkturmalnahmen 1.192
Aktive MaRnahmen zur Konjunkturbelebung und Krisenbewiltigung 5.554
Saule Steuern Steuerschatzung (oberhalb Konjunkturbereinigung) 1.407
Summe Finanzierungsplan Sondervermégen 6.961
Steuern Steuerschatzung (Konjunkturbereinigung) 1427
Finanzvolumen 2. NHPE 2020 8.388
Konjunkturbedingte Kreditaufnahme 1427
Notsituationsbedingte Kreditaufnahme 6.361
Einsparungen 120
Uberschuss 2019 480
Finanzierung 2. NHPE 2020 8.388
St 2300200 1 e s =—

Hier ist die Finanzierungsubersicht komprimiert
aufgelistet. Abgebildet sind die genannten Saulen
~Wirtschaft, ,Kommunen®, ,Gesundheit®, ,sonsti-
ge Corona-Hilfen“ und die Steuermafinahmen im
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Rahmen des Bundespakets. Das sind insgesamt
die erlauterten aktiven MaRnahmen zur Krisen-
bewadltigung.

Hinzu kommt die Saule ,Steuerschatzung®, also
die MaRBnahme oberhalb der Konjunkturbereini-
gung. Diese kdnnen wir nicht abgreifen, weil un-
sere Konjunkturkomponente bei 5% gedeckelt
ist. Deswegen ist hier der Rest zu verorten.

Das Finanzvolumen des 2. Nachtragshaushalts-
planentwurfs betragt insgesamt 8,388 Mrd. Euro.

Die Finanzierung erfolgt erstens durch eine kon-
junkturbedingte Kreditaufnahme; das betrifft die
Konjunkturkomponente. Zweitens planen wir eine
notlagenbedingte Kreditaufnahme in Hohe von
6,361 Mrd. Euro. Drittens werden wir Einsparun-
gen im Einzelplan 13 adressieren, und zwar wol-
len wir eine globale Minderausgabe im Wesentli-
chen im Personalbereich erwirtschaften. Diesen
Einsparbeitrag trauen wir uns zu. Viertens gehen
die 480 Mio. Euro, die dem Sondervermdgen aus
dem Jahresabschluss 2019 zugefuhrt wurden, in
die Finanzierung ein.

HHEE 2020 Niedersachsisches
Finanzierung Corona — Ubersicht — Y Finanzministerium
Finanzvolumen 1. NHP 2020 1.400
Notsituationsbedingte Kreditaufnahme 1.000
Uberschuss 2019 400
Finanzierung 1. NHP 2020 1.400

Uberschuss 2019 1. NHP 2020 400
Uberschuss 2019 2, NHPE 2020 480
Einsparungen 2. NHPE 2020 120

il 1 Uberschiisse insgesamt 1.000

Konjunkturbedingte Kreditaufnahme 1.427
Notsituationsbedingte Kreditaufnahme 1. NHP 2020 1.000
Notsituationsbedingte Kreditaufnahme 2. NHPE 2020 6.361
Kreditaufnahme insgesamt 8.788

Stang 2305300 1434

Hier ist die Finanzierung des 1. Nachtrags in Ho-
he von 1,4 Mrd. Euro abgebildet. Der Uberschuss
und die Einsparung, die wir einbringen, ergeben
insgesamt 1 Mrd. Euro. Darauf mdchte vor dem
Hintergrund der Pandemiebewaltigung insbeson-
dere hinweisen. Denn langst nicht alle Bundes-
lander sind so verfahren; die meisten haben das
akonto kreditgebucht. Wir in Niedersachsen ha-
ben das anders gemacht. Wir bringen hier 1 Mrd.
Euro aus anderen Bereichen in die Pandemiebe-
waltigung ein, weil wir die Méglichkeit dazu ha-
ben. Des Weiteren sind die Kreditaufnahmen ins-
gesamt - einschlieRlich der konjunkturbedingten -
abgebildet.

Wir werden - wie in den Gesetzentwurfen, die
Ihnen vorliegen, vorgesehen - 2024 in die Tilgung

einsteigen. Mir ist besonders wichtig, dass wir
diesen Pfad eréffnen und auch in der Mipla so
darstellen. 2024 sollte die Mipla konjunkturell
wieder ausgeglichen sein. Ob es so kommt, wird
man sehen; Aussagen dartber werden sich aus
der nachsten Steuerschatzung ableiten lassen.
Geplant ist dies aber, und wir méchten ein deutli-
ches Zeichen setzen, indem wir 2024 in die Til-
gung einsteigen.

Wir werden diese Kredite insgesamt innerhalb
von 25 Jahren zurickfuhren. Es gibt naturlich
Diskussionen dariiber, dass das auch ehrgeiziger
betrieben werden kénnte. Ich mdchte nur zu be-
denken geben: Wenn wir so wie geplant vorge-
hen, belauft sich die jahrliche Riickzahlung auf
einen Betrag zwischen 300 und 400 Mio. Euro - je
nachdem, welche Kreditsummen letztlich bendtigt
werden.

Es geht hierbei ja zunachst nur um eine Krediter-
machtigung. Wir werden naturlich nur diejenigen
Aufwendungen tatigen, die wir wirklich tatigen
mussen. Und nur fir diese werden wir auch Kre-
dite aufnehmen. Vorrangig werden wir dabei die
dargestellten Einsparungen und Uberschiisse in
Hohe von insgesamt 1 Mrd. Euro verwenden, die
wir einwerfen.

Wenn dann vielleicht 800 Mio. Euro - vor dem
Hintergrund, dass die dann aufgenommenen
Kredite innerhalb von 25 Jahren bei jahrlich 300
bis 400 Mio. Euro Tilgung zuriickgezahlt werden -
strukturell nicht gedeckt sind, geht es schnell um
erhebliche Betrage, die im Landeshaushalt einzu-
sparen sind.

Wenn man die Kreditriickzahlung wesentlich
schneller durchfihren mdchte, sollte man kon-
struktive Vorschlage dazu machen, die auch mog-
lichst schnell umgesetzt werden missten. Wenn
man beispielsweise Personal abbauen wollte,
misste man Uberhaupt in der Lage sein, dies
Uber Fluktuation usw. zu tun. Das bedarf sorgfal-
tiger Uberlegungen. Zunachst héren sich solche
Vorschlage gut und sportlich an, sie missen aber
auch im Rahmen desjenigen Teils des Landes-
haushalts, der nicht zweckgebunden, sondern frei
verflgbar ist, umsetzbar sein. Da kénnen nicht
nur Investitionen zusammengestrichen werden.

Vor dem Hintergrund der laufenden Ausgaben ist
es eine erhebliche Aufgabe, die wir uns vorge-
nommen haben und der wir uns stellen. Sie bein-
haltet, das strukturelle Defizit auszugleichen und
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uns zukinftig so aufzustellen, dass wir die Til-
gungsleistungen erwirtschaften kénnen.

Deswegen miissen wir schnell zu einer wachs-
tumsorientierten  Wirtschaftspolitik  zurtickkom-
men, die eine Grundlage dafiir ist, dass wir es
schaffen. Wir sind aus der Kapitalmarktkrise
2008/2009 nur deswegen wieder gut herausge-
kommen, weil es zehn Jahre lang Wachstum gab
und weil wir eine Wirtschaftspolitik verfolgt haben,
die auf Wachstum und Beschéftigung abgezielt
hat. Das hat diese Entwicklung beférdert.

Ich mochte abschlieBend auf die Kreditaufnahme
nach Artikel 71 Abs. 4 NV eingehen. Wir kénnen
uns meiner Auffassung nach hierbei eindeutig da-
rauf beziehen, da wir uns noch immer mitten in
der Pandemie und damit in einer Notsituation be-
finden. Wir werden, solange kein Impfstoff und
kein wirksames Medikament zur Verfiigung ste-
hen, mit diesem Virus leben und uns einschran-
ken missen, was Veranstaltungen und die Wirt-
schaft angeht.

Es besteht nach wie vor eine grof3e Verunsiche-
rung, vor allem in Bezug auf die Weltwirtschaft,
die insgesamt von dieser Situation betroffen ist.
Ich verweise nur auf die Arbeitslosenquote in den
Vereinigten Staaten, um das Ausmal} zu verdeut-
lichen - oder auf wichtige Markte in Siudeuropa
wie in Italien. Erhebliche Einschrankungen dort
haben auch Auswirkungen auf uns.

Mit Blick auf die Verfassungskonformitat ist es
wichtig, dass es einen Kausalitatszusammenhang
gibt. In diesem Zusammenhang ist das Erforder-
nis eines verfassungsrechtlich nachvollziehbar
dargelegten Begrindungszusammenhangs zur
aktuellen Notsituation hervorzuheben. Dieses
wird demnéchst auch stets in den Forderrichtli-
nien erkennbar sein, die bei jeder Malinhahme
entsprechend ausgestaltet sein werden. Es dir-
fen also nur Kreditaufnahmen getatigt werden, die
diesen Kausalitatszusammenhang aufgreifen.

Es muss eine zeitliche Begrenzung geben, d. h.
die Notlage darf zur Begriindung nicht zeitlich un-
begrenzt angenommen werden. Spéatestens,
wenn wir Uber Medikamente oder Uber einen
Impfstoff verfiigen, wird man nicht mehr mit der
Krisensituation argumentieren kénnen.

Die Erforderlichkeit muss klar sein, d. h. die Kre-
ditaufnahme muss dem Grunde und der Hohe
nach erforderlich sein.

Die zu vereinbarende Tilgungsverpflichtung habe
ich bereits geschildert.

Der Gesetzgeber hat uns eine Einschétzungs-
prarogative fur die Notlage gegeben. Wir dirfen
diese Abwagung vornehmen. Auch das Parla-
ment soll und muss eine Einschatzung vorneh-
men, welche MalRhahmen insgesamt erforderlich
sind, um die medizinische Bedrohung in den Griff
zu bekommen sowie dem Einbruch der Wirtschaft
bzw. den Stérungen der Wirtschaftsablaufe ent-
gegenwirken zu kénnen.

Es ist gerade im Hinblick auf unsere arbeitsteilige
Welt wichtig, auch tber den Tellerrand hinaus zu
blicken und sowohl Schwankungen im Nachfra-
gebereich zu adressieren als auch empfindliche
Stérungen der Angebotsseite - also der Lieferket-
ten usw. -, die sich daraus ergeben, zu betrach-
ten.

Aufgrund der Schwere und Dauer der Beeintrach-
tigungen kénnen wir davon ausgehen, dass wir
uns auch im Jahr 2021 noch in einer solchen au-
Rerordentlichen Notlage befinden werden. Denn -
wie ich eingangs schon sagte - der wirtschaftliche
Einbruch und die Tiefe der Rezession, die wir
derzeit erleben, ist in der Nachkriegsgeschichte
unseres Landes einmalig.

Deswegen gelangt die Landesregierung zu der
Einschatzung, dass die vorgestellten Malinahmen
durch Kreditaufnahmen nach Artikel 71 Abs. 4 NV
finanziert werden durfen und geeignet sind, um
dem Ausmal’ der Notsituation entgegenzuwirken.

Ich méchte betonen, dass wir strikt darauf geach-
tet haben, dass die vorgestellten Malihahmen
den vier Faktoren Kausalitat, zeitliche Begren-
zung, Erforderlichkeit und Tilgungsverpflichtung
gerecht werden.

Ich bedanke mich ausdriicklich bei meinen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern, aber auch bei den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus den ande-
ren Ministerien; denn es liegt eine grol3e Kraftan-
strengung hinter ihnen.

Wir hétten lhnen den Nachtragshaushaltsplan-
entwurf gern mit etwas langerer Vorlaufzeit vorge-
legt. Der 2. Nachtragshaushalt soll aber zeitnah
vom Parlament verabschiedet werden, da die
Menschen und Institutionen auf unsere Hilfe an-
gewiesen sind. Sie verlassen sich auf das Land -
auf die Landesregierung und auf den Landtag -
und sollen nicht Uber die Ferien im Ungewissen
gelassen werden. Daher muss daruber jetzt ent-
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schieden werden. Dazu war es notwendig, mit
hohem Tempo daran zu arbeiten und die einzel-
nen MalRnahmen zu konkretisieren.

Wir konnten nicht friiher damit beginnen, weil die
Inhalte des Bundespakets noch nicht bekannt wa-
ren. Erst als diese bekannt waren, konnten wir mit
den Kommunen verhandeln und die Bedarfe der
Wirtschaft bestimmen.

Was Malinahmen angeht, bei denen unklar ist, ob
sie gegebenenfalls durch Bundesmittel gedeckt
sind, wird der MaRnahmenfinanzierungsplan her-
anzuziehen und nach dem Motto zu verfahren
sein: Was durch Bundesmittel gedeckt ist, muss
nicht auch noch durch Landesmittel gedeckt wer-
den. - Wir haben insofern eine klare Kaskade
vereinbart.

Ich darf mich ausdricklich fur das Verstandnis
des Parlaments und dieses Ausschusses bedan-
ken und dafir, dass ich schon heute hierzu unter-
richten durfte und man sich sehr zligig mit diesen
Fragen auseinandersetzen will, sodass wir nach
intensiven Beratungen hoffentlich zu guten Er-
gebnissen kommen werden. Mir ist an dieser
Transparenz sehr gelegen, weswegen ich auch
gern personlich hergekommen bin.

Aussprache

Abg. UIf Thiele (CDU): Herr Minister, herzlichen
Dank dafur, dass Sie diese Unterrichtung sofort
nach der Beschlussfassung durch das Kabinett
am gestrigen 23. Juni vornehmen.

Uns als CDU-Fraktion ist sehr bewusst, dass das
Beratungsverfahren fir diesen 2. Nachtragshaus-
halt 2020 - Herr Minister hat darauf hingewiesen -
ambitioniert und fur das Parlament nicht einfach
ist. Ich habe Verstandnis daftr, wenn eine solche
Beratungsfolge insbesondere von den Oppositi-
onsfraktionen problematisiert wird.

Es ist allerdings festzustellen, dass sich die Situa-
tion infolge der weltweiten pandemischen Lage
und der MalRnahmen, die seit Méarz in Deutsch-
land und Niedersachsen greifen, faktisch alle
14 Tage verandert. Das betrifft insbesondere den
weltwirtschaftlichen Einfluss auf die deutsche und
die niedersachsische Wirtschaft. Wir sind Export-
land; das kann man erkennen an den Verkaufs-
zahlen insbesondere in der exportorientierten
Wirtschaft - auch im Mittelstand -, an der Lage der
Zulieferbetriebe, an der Situation von Hotels und

Gastronomiebetrieben, die Uber einen langeren
Zeitraum geschlossenen waren, und des gesam-
ten touristischen Sektors, der nach wie vor erheb-
lich unter den Auswirkungen der Corona-Pan-
demie leidet. Diese wirtschaftliche Notlage ist
dramatisch und in der Geschichte der Bundesre-
publik einmalig.

Wir sind der Auffassung, dass der Landtag aus-
drucklich wird feststellen miissen, dass dies nicht
mehr nur eine medizinische, pandemische Notla-
ge ist, sondern eine dkonomische groRen Aus-
mafes, und dass es die vordringlichste Aufgabe
in dieser Pandemie - neben dem Schutz mensch-
lichen Lebens und der Gesundheit der Bevolke-
rung - sein wird, die Strukturen der niedersachsi-
schen Wirtschaft - und dies auf breiter Basis in
Kombination von Bundesprogramm und eigenen
zZielgerichteten MaRnahmen des Landes - zu sta-
bilisieren und die Notlage zumindest abzumildern.
Das muss so geschehen, dass es gelingen kann,
moglichst viele dem Grunde nach substanziell
gesunde Unternehmen vor der Insolvenz zu be-
wahren und damit gleichzeitig auch Hundertau-
sende von Arbeitsplatzen zu sichern, um durch
diese Sicherung der Wirtschaftskraft des Landes
Niedersachsen mittelfristig auch die Einnahmeba-
sis fur den Landeshaushalt zu sichern.

Aus taglichen Gesprachen mit Unternehmen, Ar-
beiternehmern und Organisationen ist erkennbar,
dass das eine so dringende Aufgabe ist, dass wir
uns dafur nicht viel Zeit lassen kénnen. Denn in-
zwischen gibt es eine ganze Reihe von Unter-
nehmen, die ernsthaft Giberlegen missen, ob sie
in die Insolvenz gehen. Diese Unternehmen
brauchen fir sich und fur die Arbeithehmer
schnell Sicherheit, Perspektive und Stabilisierung.

Insbesondere die kurzfristig ausgezahlten Billig-
keitsleistungen und die Liquiditatskredite waren
ein guter erster Schritt. Aber das ist natirlich kei-
ne Dauerldsung. Wir missen jetzt in eine Phase
eintreten, in der wir gemeinsam mit dem Bund ei-
nen aktiven Beitrag dazu leisten, die Okonomie
dieses Landes auf breiter Basis zu stabilisieren.
Das geht nur mit einem breit angelegten Mal-
nahmenpaket, das in alle Bereiche wirkt.

Der CDU-Fraktion ist besonders wichtig, dass das
nicht nur sozusagen erhaltende Maflinahmen
sind. Man muss auch ein Stiick weit vorausden-
ken. In dem vorgestellten Paket sind beispiels-
weise Mallnahmen enthalten, die insbesondere
auf die Bauwirtschaft abzielen. In der letzten Wirt-
schaftskrise haben wir die Erfahrung gemacht,
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dass die Bauwirtschaft zwar nicht sofort betroffen
ist, es aber nach wenigen Monate plétzlich einen
erheblichen baukonjunkturellen Effekt gibt. Inso-
fern muss man bestimmte Entwicklungen bereits
jetzt vordenken und beriicksichtigen.

Wir missen also mit Blick auf die MaRBnahmen,
die jetzt ergriffen werden, schon mitdenken, was
sich in den nachsten Wochen und Monaten in
den Strukturen der Wirtschaft noch verandern -
nach jetzigem Stand tendenziell leider ver-
schlechtern - wird, und die Entwicklung so gestal-
ten, dass die Unternehmen gestarkt und nicht ge-
schwacht aus dieser Krise hervorgehen. Wir
mussen also gleichzeitig insbesondere auch die
Innovationskraft dieser Gesellschaft und der Un-
ternehmen stérken.

Wir halten das von der Landesregierung vorge-
legte Paket in diesen Bereichen fur sehr gut ge-
eignet, diese Ziele in Kombination mit den Malf3-
nahmen des Bundes zu erreichen und gleichzeitig
sicherzustellen, dass das Land Niedersachsen in
den Jahren 2020 und 2021 fir den Fall - wir se-
hen das ja gerade an einzelnen Hotspots -, dass
es zu einem Wiederaufflammen des Infektionsge-
schehens und zu einer Ausbreitung kommt, auch
medizinisch weiterhin in der Lage bleibt, diese
Pandemie zu beherrschen und die Gesundheit
und das Leben niedersachsischer Birger best-
maoglich zu schitzen.

Dass es parallel dazu gelungen ist, ein Paket zu
verhandeln und zu schniren, das auch unseren
Kommunen, fir die wir nach Verfassungslage ja
mitverantwortlich sind, die Méglichkeit gibt, diese
Rolle vor Ort wahrzunehmen, begrifen wir sehr.
Dass im Rahmen der dritten Saule die Gewerbe-
steuereinnahmeausfélle gemeinsam mit dem
Bund kompensiert und die Investitionskraft ge-
starkt wird, halten wir nicht nur fir notwendig,
sondern in dieser Form auch fur sehr gut gelun-
gen.

Wir als Niedersachsischer Landtag muissen in
dieser doppelt - namlich medizinisch und 6kono-
misch - schweren Lage erstmals seit der 2019
beschlossenen Schuldenbremse den Artikel 71
Abs. 4 NV auslegen. Die CDU-Fraktion ist der
Auffassung, dass die in diesem Zusammenhang
vorgesehene Mdoglichkeit der Kreditaufnahme, die
in dem vorgestellten Vorschlag mit dem Maf3-
nahmenfinanzierungsplan abgebildet ist, aus-
dricklich geeignet ist, diese Notlage zu beherr-
schen und in Kombination mit den vom Bund ge-
troffenen und momentan auf den Weg gebrachten

MaRnahmen in wesentlichen Teilen so abzufe-
dern, dass wir sie Uberstehen. Nur deshalb ist es
zulassig und in diesem Fall sogar notwendig, die
Kreditaufnahme fur diesen Zweck zu tétigen.

Wir loben ausdricklich, dass es Uber Einspar-
mafnahmen und die Verwendung wesentlicher
Teile des Jahresabschlusses 2019 gelungen ist,
einen Betrag von 1 Mrd. Euro aktiv in dieses Fi-
nanzierungspaket hineinzusteuern. Damit kénnen
wir auch durch eigene aktive MaRnahmen und Fi-
nanzierungen - und nicht wie andere Lander nur
Uber die Aufnahme von Krediten - einen wesentli-
chen Beitrag zur Bewadltigung dieser aufReror-
dentlichen Notlage leisten.

Zum Verfahren: Ich schlage vor, den kommunalen
Spitzenverbanden schon jetzt - vor dem offiziellen
Beschluss im Rahmen der Einbringung des Nach-
tragshaushalts am 26. Juni - zu signalisieren,
dass wir sie in der Sitzung am 3. Juli anhéren
wollen, damit sie sich darauf vorbereiten kénnen.

Abg. Christian Grascha (FDP): Vielen Dank fir
die Unterrichtung, Herr Finanzminister.

Ich teile die Analyse des Kollegen Thiele zur Lage
im Land. Man bekommt bisweilen den Eindruck,
dass insbesondere die wirtschaftlichen Folgen,
die wir noch zu bewaltigen haben, noch nicht rich-
tig wahrgenommen werden - sowohl was die poli-
tische als auch was die 6ffentliche Diskussion an-
geht. Wir rihmen uns damit, dass wir einen - im
Vergleich mit anderen Landern - geringen Anstieg
bei der Arbeitslosigkeit haben, betrachten aber
nicht, dass eine Vielzahl derer, die sich jetzt in
Kurzarbeit befinden, am Ende womdglich doch ih-
ren Arbeitsplatz verlieren werden. So ehrlich
muss man schon sein - auch wenn das Kurzarbei-
tergeld fraglos ein gutes Instrument ist.

Insofern ist die Lage in der Tat sehr dramatisch.
Deswegen geht es bei der Kritik, die wir an dem
vorgelegten Paket und an dem 2. Nachtrags-
haushalt 2020 haben, nicht darum, ob einzelne
MaRnahmen sinnvoll sind. Es geht auch nicht da-
rum, dass man hier zu einer Neuverschuldung
kommt. Mir ist vollig klar, dass man angesichts
der Dimensionen nicht alles abfangen kann.

Der Kern unserer Kritik ist vielmehr, dass die
Dramatik, die der Kollege Thiele beschrieben hat,
im Handeln der Landesregierung nicht erkennbar
wird. Mit diesem 2. Nachtragshaushalt brechen
sozusagen alle DAmme, was solide Finanz- und
Haushaltspolitik anbelangt. Sowohl, was die Mdg-
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lichkeiten angeht, die Neuverschuldung zu redu-
zieren, als auch, was die Zielgenauigkeit der in
Rede stehenden MaRnahmen angeht, hat man
MaR und Mitte verloren. Denn viele der genann-
ten MalRnahmen - die ansonsten ja mdglicher-
weise ihre Berechtigung haben - haben zunachst
gar nichts mit Corona zu tun, sondern sind das
Ergebnis falscher Prioritdtensetzung in der Ver-
gangenheit.

Beispielsweise scheint die Anschaffung von Poli-
zeiautos ein Konjunkturprogramm fur VW oder
andere Hersteller zu sein. Das halte ich fur sehr
konstruiert. Ich bin insbesondere auf die verfas-
sungsrechtliche Debatte hier im Ausschuss ge-
spannt. Denn es wird argumentiert, dass all diese
Malinahmen zur Bewaéltigung der Notsituation er-
forderlich seien, und ins Feld geflihrt, dass auch
eine wirtschaftliche Notsituation bestehe. Dabei
muss aber berlcksichtigt werden, dass es zwar
sicherlich Einflisse auf die Wirtschaft gibt, aber
diese Entwicklung schon durch die Konjunktur-
komponente abgebildet wird.

Insofern kann man nicht einfach so verfahren, wie
es hier dargestellt wird. Ich habe hdchste Zweifel
daran, dass das, was wir von der Landesregie-
rung auf den Tisch gelegt bekommen haben, den
verfassungsrechtlichen Vorgaben standhalt.

Das gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass
der Geist der Schuldenbremse - wie der Landes-
rechnungshof schon im Rahmen der Errichtung
des Sondervermdgens betont hat - in der Mini-
mierung der Neuverschuldung besteht. Es stellt
sich die Frage, wie vor diesem Hintergrund in
Einklang zu bringen ist, dass das Land 8 Mrd. Eu-
ro neue Schulden aufnimmt und gleichzeitig noch
Uber 1 Mrd. Euro an Ricklagen auf der hohen
Kante hat.

Wenn die Lage so dramatisch ist - was ich, wie
gesagt, teile - und dies auch ins politische Han-
deln einflieBen soll, dann sollte man die einen
oder anderen politischen Uberlegungen und Kon-
zepte der Vergangenheit hinterfragen.

Davon abgesehen, sind 600 Mio. Euro aus dieser
Rucklage nicht belegt. Mindestens diese 600 Mio.
Euro - die die Prioritdtensetzung ja nicht veran-
dern - musste man einwerfen, um die Neuver-
schuldung zu reduzieren.

Eine Anmerkung zu der globalen Minderausgabe,
die sozusagen als Einsparmaflinahme heroisiert
wird: Meines Erachtens sind dabei gar keine Per-

sonaleinsparungen erforderlich; die globale Min-
derausgabe wird man allein aus dem Zinstitel er-
bringen kénnen. Selbst bei steigender Neuver-
schuldung wird ein gro3er Teil der globalen Min-
derausgabe dariiber erwirtschaftbar sein.

Wenn man tatsachlich im Personalbereich ein-
sparen will, dann erwarte ich vor dem Hintergrund
der Grundsatze der Haushaltswahrheit und
Haushaltsklarheit zumindest, dass die Landesre-
gierung sagt, wo im Personalbereich diese
120 Mio. Euro eingespart werden sollen - bei der
Polizei, bei den Lehrern, etc.

Zu den Stichworten ,Haushaltswahrheit und
.,Haushaltsklarheit“: Ich finde es - positiv formu-
liert - absolut bemerkenswert, dass sich die Lan-
desregierung jetzt noch einen Blankoscheck tber
500 Mio. Euro geben lasst, weil ja gegebenenfalls
noch mal irgendwas passieren konnte. Ich halte
nicht nur das parlamentarische Verfahren, das wir
jetzt erleben, fur eine absolute Zumutung, son-
dern insbesondere diese Tatsache: Man ist of-
fenbar nicht in der Lage, den Weg zu beschreiten,
im Fall weiterer Bedarfe in den nachsten Jahren -
etwa aufgrund veranderter Rahmenbedingungen,
was ja nicht ausgeschlossen werden kann - dem
Parlament einen weiteren Nachtragshaushalt vor-
zulegen. Stattdessen sollen wir der Landesregie-
rung sozusagen im Voraus eine halbe Milliarde
Euro zur Verfiigung stellen.

Allein das ware fur mich schon ein Grund, diesen
Nachtragshaushalt im Ergebnis abzulehnen; denn
das ist ein Vollsaugen mit Krediterméchtigungen,
das absolut unverantwortlich und im Ubrigen un-
parlamentarisch ist.

Zum Verfahren: Ich will mit Bezug auf die AuRe-
rungen des Kollegen Thiele darauf hinweisen,
dass es hier nicht um die Oppositionsrechte geht,
sondern um die Rechte des gesamten Parla-
ments - auch um die der Abgeordneten von SPD
und CDU -, das ein Paket von tber 8 Mrd. Euro
im Hauruckverfahren durchwinken soll. Das ist im
Vergleich mit den Beratungsschritten beim nor-
malen Haushaltsberatungsverfahren absolut un-
parlamentarisch.

Dass wir jetzt keine vier Monate Zeit haben, ist
mir vollig klar. Dass man den 15. Juli als Termin
fur eine Sondersitzung des Parlaments vorsieht -
geschenkt. Allerdings misste man meines Erach-
tens angesichts der Dramatik der Situation auf
den Beginn der Sommerferien keine Rucksicht
nehmen. Aber offenbar ist ja nicht gewollt, in der
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Zeit bis zum 15. Juli alle Méglichkeiten zu nutzen,
um Fachausschiisse zu beteiligen und ordentli-
che fachliche Anhdrungen durchzufiihren.

Ich fordere, die Fachausschiisse mitberatend zu
beteiligen und eine ausfiihrliche Anhérung insbe-
sondere zu den Wirtschaftshilfen durchzufiihren,
die in dem Malinahmenpaket enthalten sind.
Denn der Landesregierung hierfir einen Blanko-
scheck zu gewahren, wird zumindest meinem
Parlamentsverstandnis nicht gerecht. Wir brau-
chen umfassende Beratungen - angesichts der
Krise, in der wir uns befinden, ware das das Min-
deste.

Abg. Peer Lilienthal (AfD): Herr Minister, ich
mochte mit einer persdnlichen Bemerkung begin-
nen. Sie sind in der aktuellen Situation nicht zu
beneiden, und ich winsche Ihnen ganz persén-
lich alle Kraft und Resilienz fur die kommenden
Wochen und Monate. Ganz unabhangig von der
inhaltlichen Debatte: Diese Zeit ist fur einen Fi-
nanzpolitiker, insbesondere in der Exekutive, kein
Geschenk.

Man kann Uber mehrere Ecken wahrscheinlich al-
le MalBhahmen im Rahmen des 2. Nachtrags-
haushalts mit Corona verbinden. Nichtsdestotrotz
glaube ich, dass wir hier einen anderen Maf3stab
anlegen miussten. Nach meinem Daflrhalten
muss es bei dem Nachtrag nur darum gehen, die-
jenigen Auswirkungen zu begrenzen, die in einen
logischen Zusammenhang mit der Corona-
Pandemie zu bringen sind. Bei Ausgaben fir die
energetische Sanierung von Hochschulen, CO2-
arme Busse und den Ausbau von Radwegen
braucht es schon einiges an Gehirnakrobatik, um
darauf zu kommen, dass diese Corona-induziert
sind.

Jetzt zu unserem Hauptkritikpunkt: Der Ansatz,
eine globale Minderausgabe in HO6he von
120 Mio. Euro zu erbringen, ist grundséatzlich zwar
nicht falsch. Wenn man aber von einem massiven
Finanzbedarf ausgeht - den ich vielfach auch se-
he, insbesondere was die Kommunen oder die
Anschaffung von Schutzausriistung angeht -,
dann muss man doch zunéachst prifen, wo etwas
eingespart werden kann, bevor man Schulden
aufnimmt. Vor diesem Hintergrund ist die globale
Minderausgabe in Hohe von 120 Mio. Euro si-
cherlich nur ein Tropfen auf den heil3en Stein. Da
sollte man meines Erachtens anders vorgehen.

Wir werden im Rahmen der Beratungen - sofern
es zeitlich machbar ist, um das ganz deutlich zu

sagen - noch einmal unsere Einsparvorschlage
aus den regularen Haushaltsberatungen aufgrei-
fen.

Zur Tilgung ab 2024: Naturlich kann man sagen:
Die derzeitige Lage ist Corona-induziert, und da-
nach wird sich die Wirtschaft wieder erholen. -
Fest steht aber auch, dass dieser Zeitpunkt au-
Rerhalb dieser Legislaturperiode liegt. Ich vermu-
te, dass mit der Mipla, die Sie in diesem Jahr auf-
stellen, dann dasselbe passiert wie beim letzten
Regierungswechsel: Sie wird nur bedingt fortge-
schrieben. Insofern wird es spannend sein, die
Entwicklung in den nachsten 28 Jahren zu be-
obachten. Es hat zumindest ein Geschmaéckle,
nicht in der eigenen Legislaturperiode mit der Til-
gung zu beginnen.

Zum Thema Unternehmensforderung: Die beste
Unternehmensforderung ist nicht Subventionie-
rung, sondern die Unternehmer wieder in ihre Ei-
genverantwortung und unternehmerische Selbst-
standigkeit zu entlassen. Unternehmer sagen mir
im Gesprach, dass sie zwar auch Liquiditatshilfen
wollen, aber an erster Stelle wollen sie wirtschaf-
ten, d. h. Taxifahrer wollen Taxi fahren, Backer
wollen backen, Gastronomen wollen bewirten
usw. Insofern denke ich, dass man die Beschran-
kungen der Wirtschaft unter Berticksichtigung von
HygieneschutzmalRhahmen so schnell wie mdg-
lich aufheben muss; denn der Staat wird meines
Erachtens nicht auf Dauer Umsétze generieren -
d. h. einen kinstlichen Wirtschaftskreislauf auf-
bauen - kénnen.

Zum Verfahren: Wir haben wenig Zeit, um Uber
diesen 2. Nachtragshaushalt zu beraten. Das war
auch schon beim 1. Nachtrag der Fall. Das ist
jetzt ein groReres Problem als vorher, weil wir
jetzt mit - je nach Lesart - ungefahr 8 Mrd. Euro
im Grunde grél3ere Summen bewegen als in der
regularen Haushaltsberatung. Denn wenn man
die Ausgaben im reguldren Haushalt, die schon
determiniert sind, nicht berlcksichtigt, belauft sich
dieser auf eine Summe von ungeféhr 7 Mrd. Euro.
Insofern wirde ich es begrifRen, wenn wir mehr
Zeit fur die Beratung hétten.

Da vermutlich nicht alle Ausschiisse an der Bera-
tung beteiligt werden kénnen, rege ich an, zumin-
dest den Wirtschafts-, den Sozial- und natirlich
den Ausschuss fur Rechts- und Verfassungsfra-
gen um Stellungnahmen zu bitten.

Auch nach meinem Dafurhalten kénnen mit Blick
auf die Terminfindung die Sommerferien vor dem
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Hintergrund, dass wir uns in einer krisenhaften Si-
tuation befinden, kein Argument sein. Sie zu op-
fern, ware fiir uns Abgeordnete das kleinste Prob-
lem. Deswegen hétte ich mir gewilnscht, dass
das Verfahren zeitlich etwas gestreckt wirde.

Abg. Frauke Heiligenstadt (SPD): Herr Minister,
ich mdchte zu Beginn im Namen der SPD-
Fraktion lhnen und den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern im Finanzministerium, aber auch in den
anderen Hausern ganz herzlich danken. Denn ich
glaube, dass die Erarbeitung dessen, was hier
vorgestellt wurde, ein Uber normale Arbeitswo-
chen hinausgehendes Engagement erfordert hat.
Wir missen zu einem geeigneten Zeitpunkt dar-
Uber sprechen, wie lange man diesen Modus, in
dem in den Ministerien und sicherlich auch in vie-
len anderen administrativen Stellen momentan
gearbeitet wird, den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern noch aufburden kann.

Der Minister hat ausfihrlich dargestellt, was die
Landesregierung mit dem 2. Nachtragshaushalt
zu finanzieren beabsichtigt. Er hat dabei auch
sehr nachvollziehbar dargestellt, welche Heraus-
forderungen sich momentan fiir das Land Nieder-
sachsen ergeben - nicht nur durch die wirtschaft-
liche Entwicklung und die Folgen der COVID-19-
Pandmie, sondern auch durch die Einnahmever-
luste sowohl in konjunktureller Hinsicht als auch
pandemiebedingt. Deswegen méchte ich an die-
ser Stelle nicht weiter darauf eingehen - mein Kol-
lege Thiele hat schon sehr ausfuhrlich dazu Stel-
lung genommen.

Ich méchte namens der SPD-Fraktion allerdings
deutlich machen, dass es in Artikel 71 Abs. 4 NV
nicht nur um die Bekampfung einer Pandemie
geht, sondern auch um die Auswirkungen einer
aufergewothnlichen Notsituation oder Naturkata-
strophe auf die staatliche Finanzlage, denen
durch Kredite begegnet werden kann. Diese
Auswirkungen betreffen nicht nur die Ausgabesei-
te, sondern auch die Einnahmeseite.

Anhand der von Minister Hilbers prasentierten
Grafik auf Seite 2 ist gut erkennbar, welche Di-
mensionen die Einnahmeverluste fir den nieder-
sachsischen Landeshaushalt haben. Insofern
reicht es nicht, zu sagen, man misse die Wirt-
schaft wieder wirtschaften lassen. Angesichts ei-
ner Pandemie, die nicht nur Deutschland und Eu-
ropa betrifft, sondern weltweite Auswirkungen hat,
und angesichts der Tatsache, dass auch Unter-
nehmen aus Niedersachsen exportorientiert sind,
ist es verfehlt, sich ausschlie8lich auf die Hand-

lungsebene hier im Land Niedersachsen zu be-
ziehen. Denn die konjunkturellen Entwicklungen
und insbesondere die damit einhergehenden Ein-
nahmeverluste des Staates auf der Bundes-,
Landes- und kommunalen Ebene ergeben sich ja
vor allem auch daraus, dass in vielen anderen
Regionen - nicht nur in der Bundesrepublik - der-
zeit kein normaler Absatzmarkt gegeben ist.

Ich halte es deshalb fiir wichtig, zu betonen, dass
sich die Pandemie massiv auf die staatlichen Ein-
nahmen und Ausgaben auf allen Ebenen auswirkt
und es aus diesen Griinden nicht nur erlaubt ist,
die bestehende Mdoglichkeit nach Artikel 71
Abs. 4 NV, Kredite aufzunehmen, zu nutzen,
sondern es in dieser Situation sogar geboten ist.
Geboten ist es einerseits, weil wir den Haushalt-
sausgleich sicherstellen muissen, andererseits
aber auch, weil es wichtig ist, dass der Staat -
neben der reinen Pandemiebewaéltigung; ich ver-
weise nur auf die genannte Saule ,Gesundheit” -
als Akteur bei wichtigen Investitionen vorangeht.
Denn die Unternehmen kénnen zum Teil - das ist
in einigen Beitrdgen deutlich gemacht worden -
aufgrund der Inanspruchnahme von Eigenkapital
in der derzeitigen Situation haufig nicht investie-
ren bzw. missen bestimmte Investitionen mog-
licherweise in die Zukunft verschieben.

Aufgrund der Schwere und der Dauer der Beein-
trachtigung der staatlichen Finanzlage ist es auch
wichtig, als Land Niedersachsen gemeinsam mit
dem Bund und eventuell sogar mithilfe von EU-
Mitteln aktiv zu werden. Ich bin dem Finanzminis-
ter aber auch dankbar, dass er darauf hingewie-
sen hat, dass wir nattrlich nicht doppelt finanzie-
ren missen, wenn fir bestimmte MalRnahmen
schon Bundesmittel vorgesehen sind. Das ist ins-
besondere bei der Aufstellung der einen oder an-
deren Richtlinie zu beachten, wenn die Ausge-
staltung der Bundesforderprogramme bekannt ist.

Zum Verfahren: Ich schlage vor, dass wir dem In-
nen- und dem Wirtschaftsausschuss anheimstel-
len, an der Sitzung am 3. Juli teilzunehmen, wenn
wir die kommunalen Spitzenverbdnde anhoren,
um eine Beteiligung dieser beiden Fachaus-
schisse zu gewahrleisten.

Ich halte es fiir notwendig, dass wir in dem vorge-
sehen Zeitplan bleiben. Denn nach dem 15. Juli -
sofern der Nachtragshaushalt dann beschlossen
wird - beginnen nicht fur alle die Ferien. Vielmehr
beginnt erst dann noch einmal die Arbeit in den
Ministerien. Im Rahmen dieses Zeitplans haben
wir dann die Mdglichkeit, die entsprechenden fi-
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nanziellen Grundlagen zu legen, damit diese Mit-
tel noch in diesem Jahr bei den betroffenen Akt-
euren - den Unternehmen, Organisationen, Kran-
kenhdusern und Kommunen - ankommen kon-
nen.

Abg. Frank Henning (SPD): Herr Grascha, mei-
nes Erachtens argumentieren Sie widersprich-
lich, wenn Sie auf der einen Seite in Bezug auf
das Kurzarbeitergeld drohende Arbeitslosigkeit an
die Wand malen und auf der anderen Seite uns
vorwerfen, wir wirden zu viele Schulden machen.
Es kann nur eines davon richtig sein: Wenn die
Leute irgendwann in die Arbeitslosigkeit entlas-
sen werden, werden wir natirlich investieren und
Programme auflegen missen, um die Wirtschaft
wieder anzukurbeln. Insofern kann man nicht so
pauschal, wie Sie das getan haben, sagen, es
wirden zu viele Schulden gemacht. Ich wirde
mich an der Stelle auch mal tber einen substan-
ziellen, neuen Vorschlag der Opposition freuen.

Man kann sich auch daruber streiten, wo die
Grenzen der Verfassungsmafigkeit liegen und ob
die ergriffenen Malnahmen tatsachlich alle
Corona-bedingt sind oder nicht.

Ich habe noch eine Frage. Herr Minister, auf der
Folie Nr. 4, die den Bereich Wirtschaft abbildet, ist
u. a. das ,Sonderprogramm Tourismus und Gast-
ronomie“ mit 120 Mio. Euro veranschlagt. Habe
ich Sie richtig verstanden, dass dieser Betrag nur
der Kofinanzierung der Bundesmittel dient? Im
Koalitionsausschuss auf Bundesebene wurde un-
ter Nr. 13 vereinbart, zur Sicherung der Existenz
von kleinen und mittelstdndischen Unternehmen
ein Programm fur Uberbriickungshilfen mit einem
Volumen von maximal 25 Mrd. Euro aufzulegen -
das betrifft Hotellerie, Gastronomie, aber auch
Schausteller, die seit Beginn der Corona-Krise
praktisch kein Geld mehr verdient haben. Dienen
diese 120 Mio. Euro also nur der Gegenfinanzie-
rung, oder geht es auch um eigene Landesaktivi-
taten? Beziehungsweise wie hoch ist der Anteil
der Kofinanzierung in diesem Bereich?

Die Betrage von 9 000 bzw. 15 000 Euro, die jetzt
in einem zweiten Schritt vom Bund den genann-
ten Unternehmen zur Verfligung gestellt werden,
sind meines Erachtens auf Dauer nicht ausrei-
chend. Da mussen wir mdglicherweise noch ei-
gene MalRnahmen auf Landesebene ergreifen.

Abg. Stefan Wenzel (GRUNE): Zunachst auch
von meiner Seite ein Dank an die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in den Ministerien. Ich kann mir

gut vorstellen, wie hoch die Arbeitsbelastung in
den letzten Wochen gewesen ist, und sie wird
auch in Zukunft kaum geringer sein, solange die-
se besondere Lage anhélt.

Ich teile die Einschatzung von Frau Heiligenstadt,
dass wir Uber die nationalen Grenzen hinaus-
denken mussen. Wir sind das Land mit fast dem
groten Zahlungsbilanzsaldo auf der Welt, d. h.
wir sind ein sehr starkes Exportland. Eine Gesun-
dung allein der deutschen Wirtschaft wird die
wirtschaftliche Gesamtlage nicht stabilisieren; an-
dere groRRe Volkswirtschaften missen sich gleich-
zeitig stabilisieren.

Es ist vor diesem Hintergrund sehr besorgniser-
regend, zu sehen, wie Volkswirtschaften wie die
USA, Brasilien, aber auch Indien mit dieser Kata-
strophe umgehen und wie die Erkrankung teilwei-
se ignoriert, teilweise auch infrage gestellt wird,
obwohl die Situation gleichzeitig massive wirt-
schaftliche und soziale Auswirkungen hat. Je lan-
ger sie ignoriert wird, umso langer dauert die Kri-
se letztlich und umso gréRer ist die Gefahr, dass
es Neuinfektionen gibt. In einer globalisierten
Welt, in der viel gereist wird, besteht die Gefahr,
dass alles wieder von vorn anfangt, wie es jetzt in
einigen deutschen Landkreisen zu beobachten
ist.

Insofern steht meines Erachtens nach wie vor die
medizinische Frage an erster Stelle. Wir missen
alles dafur tun, um diese medizinische Notlage in
den Griff zu bekommen, aber gleichzeitig - um in
dem Bild von Herrn Thiele zu bleiben - auch die
okonomische Notlage vieler Menschen und die
damit verkniipfte soziale Frage angehen.

Wir kénnen Zusammenhalt meiner Auffassung
nach nur dann gewabhrleisten, wenn wir auch Ge-
rechtigkeit gewahrleisten kénnen, wenn wir also
bei all unseren Malihahmen zeigen, dass es um
Gerechtigkeit geht. Jeder kann und muss so viel
tragen, wie er kann. Aber es gibt auch viele Men-
schen, die das nicht kénnen und denen die Ge-
sellschaft beistehen muss.

Vor diesem Hintergrund ist meine Frage an Sie,
Herr Hilbers, was lhre Erwartungen bzw. lhre
MaRstabe in Bezug auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung sind. Sie haben heute im Handelsblatt
gesagt: ,Die Wirtschaft wird nicht nur durch Kon-
junkturprogramme auf der Nachfrageseite belebt.”
Das grof3te Gewicht im Konjunkturpaket der Bun-
desregierung in Bezug auf die Steuerausfalle sind
ja die Nachfrageanreize, die durch die temporare
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Absenkung der Umsatzsteuer geschaffen werden
sollen. Damit hat die Bundesregierung - und of-
fenbar bislang ohne Widerspruch der Landesre-
gierung - sehr wohl auch die Nachfrageseite in
den Blick genommen. Sie haben weiter die Sen-
kung der Faktorkosten angesprochen, eine ma-
ximale Besteuerung von 25 % der Unternehmen
und den Abbau von Regulierung und Burokratie.

Faktisch ist die Besteuerung unserer Unterneh-
men ja deutlich niedriger. Wenn man nicht die
nominalen, sondern die realen Werte zugrunde
legt, dann liegt sie im Vergleich mit den OECD-
Zahlen weit unter 25 %.

Bei der Senkung der Faktorkosten bin ich bei
lhnen, insbesondere mit Blick auf die Digitalisie-
rung unserer Verwaltung - man sollte vieles, was
digital erledigt werden kann, auch digital abwi-
ckeln - bis hin zu den Madglichkeiten, unsere
Schulen und Hochschulen in dieser Hinsicht
bestmoglich auszustatten. Derzeit gibt es meines
Erachtens die Chance, ganz vorn dabei zu sein,
was die technologische Entwicklung angeht.

All dies hat aber naturlich eine nachhaltige Wir-
kung in die Zukunft. Ich wirde gern wissen, ob in
der Landesregierung auch Uber den Vorschlag
des DGB gesprochen wurde, der u.a. darauf
drangt, nicht nur einmalige Malinahmen ins Auge
zu fassen - Sie hatten auch schon von einem
eventuellen 3. Nachtragshaushalt gesprochen -,
weil die Stabilisierung der wirtschaftlichen und der
Arbeitsplatzsituation moglicherweise einen lange-
ren Zeitraum in Anspruch nehmen wird.

Eine Frage habe ich noch zu den Hochschulklini-
ken. Die Vorlage 256, Uber die wir unter Tages-
ordnungspunkt 6 noch im Detail beraten, weist
Gesamtkosten fiir die beiden Hochschulkliniken in
Hohe von 5,2 Mrd. Euro aus - jedenfalls nennt die
Vorlage 2,6 Mrd. Euro fur die MHH, sodass sich
fur beide Kliniken 5,2 Mrd. Euro ergeben. Im
Sondervermogen sind bislang aber nur 1,05 Mrd.
Euro enthalten. Wie wollen Sie die fehlenden
4,1 Mrd. Euro finanzieren?

Zum Verfahren: Auch aus Sicht meiner Fraktion
ware es winschenswert, eine Mitberatung der be-
troffenen Ausschiisse zu ermdglichen. Dariiber
sollte in der Ausschusssitzung am 26. Juni nach
der offiziellen Einbringung der Gesetzentwirfe
entschieden werden.

Minister Hilbers (MF): Ich bin Herrn Thiele und
Frau Heiligenstadt sehr dankbar, dass sie das

Engagement unserer Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter gewlrdigt haben. Das Engagement und die
Motivation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
der Landesregierung, die diese Aufgaben schul-
tern, war ohnehin schon sehr hoch, und wir ha-
ben ihnen in den vergangenen Wochen einiges
zugemutet. Deswegen bin ich dankbar, dass dies
hier gewurdigt worden ist.

Herr Grascha, ich méchte an dieser Stelle einmal
auf die Lander verweisen, in denen die FDP mit-
regiert. In Nordrhein-Westfalen etwa hat man sich
auf einen Tilgungszeitraum von 50 Jahren ver-
pflichtet. Nordrhein-Westfalen nimmt neue Kredite
in Hohe von 25 Mrd. Euro auf und verwendet
Uberhaupt keine Ricklagen, Mittel aus Jahresab-
schliissen oder Ahnliches. Alles wird aus Krediten
finanziert. In anderen Landern wie Schleswig-
Holstein und Rheinland-Pfalz verhalt es sich nicht
anders. Ich kenne kaum Lander, die ihre Corona-
bedingten MalRhahmen aus anderen Mitteln fi-
nanzieren. In der Regel wird dies alles akonto,
aus Notkrediten gebucht. Von diesen Landern un-
terscheiden wir uns insofern positiv, als dass wir
auch vorhandene Bestande in Anspruch nehmen.

Wir haben wesentliche Teile der Riicklage einge-
setzt - allerdings nicht alles, Herr Grascha; das ist
richtig. Das wirde ich in einer Notlage aber auch
nicht tun wollen, weil man die weitere Entwicklung
nicht abschatzen kann. Man muss das auch ein-
mal in Relation zum Volumen des Haushalts, des
Malnahmenpakets und zu den bevorstehenden
Herausforderungen setzen. Herr Wenzel hat auf
die weltwirtschaftliche Entwicklung hingewiesen.
Der IWF wird heute eine Korrektur seiner Progno-
se zur weltweiten wirtschaftlichen Lage vertffent-
lichen, von der wir ganz wesentlich abhé&ngig
sind.

Angesichts des Ausmalies dessen, was uns noch
ins Haus steht, mochte ich nicht dazu Gbergehen,
sozusagen jeden verfligbaren Notgroschen in
Anspruch zu nehmen, sodass man letzten Endes
nicht mehr handlungsfahig wére. Wir mussen
meines Erachtens sicherstellen, dass wir in jeder
Situation reagieren kénnen.

Sie kdnnen sicher sein, dass wir die Mittel aus der
Rucklage unter dem Strich in ein kluges Konzept
eingebunden und vernlnftig eingesetzt haben
werden, um diese Zeit zu Uberbriicken. Nur
mochte ich in der aktuellen Situation, in der nie-
mand weil3, wie sich die ndchsten Haushalte ge-
stalten, wann die Pandemielage beendet ist und
wann wieder ein in volkswirtschaftlicher Hinsicht
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positives Wachstumsszenario eintritt, die Rickla-
ge nicht restlos einsetzen.

In letzter Konsequenz muisste man sich dann
auch fragen, welche Dinge noch verdufRert und
welche Beteiligungen noch aufgegeben werden
missten. Dann wirden wir ganz andere Diskus-
sionen fuihren, die ich derzeit nicht fihren mdchte,
weil sie meines Erachtens in der momentanen Si-
tuation nicht weiterhelfen.

Dieser Notlagenkredit wird auch nicht mit der
schlechten Konjunktur begrindet. Dafir ist die
Konjunkturkomponente da, die gedeckelt ist und
zu der ich auch stehe. Deswegen berufen wir uns
ja auf die - meines Erachtens ganz besondere -
Notlage. Die reine Abbildung der konjunkturellen
Mindereinnahmen geschieht Gber die Konjunktur-
komponente. Der Rest betrifft Strukturen, die ver-
lorengehen. Auf die medizinische Seite bin ich
bereits eingegangen; ich wiederhole das fiur die
konjunkturelle: Diese federn wir ab. Die Aufgabe,
vor der wir uns sehen, ist es, die Strukturen
durchzutragen.

Wenn Strukturen am Markt verschwinden und das
volkswirtschaftliche Potenzial sinkt, dann heif3t
das nichts anderes, als dass Produktivpotenzial
vom Markt geht. Ich mdchte nicht, dass das
Uberwiegend in Niedersachsen stattfindet, weil
sich andere Bundeslander um ihre Potenziale
kimmern, sie durchtragen und wir das mdglich-
erweise nicht tun. Es wird darum gehen, diese
Strukturen zu bewahren und zu erhalten. Das
kann erreicht werden, indem man Uberbri-
ckungskredite und Zuschisse gewahrt.

Um auf den Handelsblatt-Artikel Bezug zu neh-
men: Angesichts der massiven Einbriiche auf der
Nachfrageseite, die wir mittlerweile feststellen,
mussen wir in gewissem Umfang etwas auf der
Nachfrageseite tun. Insoweit ergreifen wir dort
vielfaltige MaRnahmen, um helfen zu kdnnen.
Das ist eben nicht der Konjunktur, sondern der
Notlage geschuldet.

In der Regelung zur Schuldenbremse ist die Neu-
verschuldung als eine Ausnahme vorgesehen;
das ist der Grundgedanke, dem wir folgen. Das
verfassungsrechtliche Neuverschuldungsverbot,
von dem es Aushahmen gibt, steht also an erster
Stelle. Ich glaube, sagen zu dirfen, dass wir uns
ganz klar in einer Ausnahmesituation befinden -
und die entsprechenden Instrumente nutzen wir
jetzt praktisch.

Man darf die praktische Nutzung aber nicht tber-
dehnen; die MaRstabe der Erforderlichkeit, der
Zweckmafigkeit und des vertretbaren MaRes
mussen eingehalten werden. Im Vergleich mit den
MaRnahmen anderer Bundeslander sind diese
MaRstéabe in Niedersachsen meines Erachtens
gewahrt. Die derzeitigen Beeintréchtigungen sind
einer sehr komplexen Notsituation geschuldet.
Sie wirkt in sehr vielfaltiger Weise auf die staatli-
che Finanzlage, sodass wir den Nachweis der
Kausalitat sehr differenziert fihren mussen.

Breit angelegte MalRnahmen, die die Wiederauf-
nahme der wirtschaftlichen Aktivitat in geeigneter
Weise beschleunigen und Strukturen wettbe-
werbsfahig halten, sind richtig. Der Ausgleich von
Mindereinnahmen der 6ffentlichen Hand aufgrund
strukturell - nicht  konjunkturell -  reduzierter
Wachstumserwartungen sind nur im Rahmen die-
ser engen Grenzen maoglich, die nach meinem
Dafurhalten gewahrt sind.

Das Mittel der Kredite darf nur solange herange-
zogen werden, wie die Beeintrachtigung der Fi-
nanzlage des Landes nicht durch andere Mittel
abgewendet werden kann. Wir machen deutlich,
dass das im Finanzplanungszeitraum, auf den
sich diese Uberlegungen beziehen, so ist.

Ich will auch Herrn Lilienthals AuRerungen auf-
greifen: Man kann durchaus Strukturen insofern
schaffen, als dass Taxiunternehmer wieder Taxi
fahren und Gaststatten wieder 6ffnen. Das haben
wir mit unserem Stufenplan auch getan. Wir ha-
ben sehr sorgfaltig abgewogen, was volkswirt-
schaftlich und was mit Blick auf das Pandemiege-
schehen wichtig ist.

Nur gibt es dabei ein Problem: Auch wenn alle
Taxiunternehmer wieder Taxi fahren, gibt es der-
zeit Menschen, die Angst haben, sich ins Taxi zu
setzen, weil sie meinen, sie wirden damit ein ge-
sundheitliches Risiko eingehen, sodass weniger
Menschen Taxi fahren.

Es gehen auch weniger Menschen in Gaststatten.
Im Gesprach sagen Gastwirte, dass die Men-
schen das tun, solange das Wetter gut ist und
man drauf3en sitzen kann. Aber wenn sie drinnen,
in einer engen R&aumlichkeit sitzen sollen, ver-
meiden sie den Restaurantbesuch - nicht weil sie
aufgrund staatlich verordneter SchlieBung oder
Sitzplatzbeschrankung nicht bedient wirden,
sondern weil sie offensichtlich Sorge um ihre Ge-
sundheit haben. Auch deshalb floriert die Gast-
wirtschaft nicht wieder.
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Einzelh@ndler sagen mir, dass Kunden ihre Laden
nicht betreten, weil mit Maske einzukaufen fir vie-
le kein Einkaufserlebnis ist. Deswegen wird nur
einkauft, was wirklich bendtigt wird.

Die bloRe Offnung der Strukturen hilft also offen-
sichtlich nicht weiter. Ich bin, glaube ich, nicht als
Keynesianer verschrien. Ich schaue lieber finfmal
hin, bevor ich Kredite aufnehme. Aber wenn man
feststellen muss, dass die Nachfrage nicht nur
dadurch stimuliert werden kann, dass man auf der
Angebotsseite die Faktorkosten senkt, indem man
Beschrankungen lockert und Verfahren verein-
facht, dann muss man dazu Ubergehen, Mal-
nahmen auf der Nachfrageseite zu ergreifen. Da-
bei ist sicherlich eine gewisse Kaskade anzu-
nehmen, aber meines Erachtens sind diese Mal3-
nahmen notwendig, weil die Nachfrage an be-
stimmten Stellen nicht vorhanden ist - auch weil
Menschen z. B. in Sorge sind, die in Kurzarbeit
sind. Es sind ungefahr zehnmal so viele Men-
schen in Kurzarbeit wie infolge der Kapitalmarkt-
krise. Wenn Menschen Sorge haben, dass ihr
Einkommen in Zukunft nicht mehr ausreichen
koénnte, werden sie sich mdglicherweise nicht da-
fur entscheiden, gré3ere Investitionen zu tatigen.
Diese Licke muss man in gewissem Malde
schlieRen. Das verfolgen wir mit unseren Uberle-
gungen.

Im Ubrigen ist der Tilgungsplan klar hinterlegt.
Das wird auch nicht auf die nachste Legislaturpe-
riode verschoben. Die Tilgung macht nur keinen
Sinn, solange die Planung nicht konjunkturell
ausgeglichen ist. Sollte ein konjunktureller Aus-
gleich fruher erreicht werden, ware das zwar zu
begrifRen, aber ich kann mich nur auf die derzeit
verfigbare Planung stitzen.

Ich kann nur auf die vorgestellte Steuerschatzung
verweisen, die davon ausgeht, dass eine konjunk-
turelle Normallage erst 2024 wieder eintritt. Es
steht leider zu befurchten, dass sich die Lage mit
den nachsten Steuerschatzungen nicht verbes-
sert, sondern eher, dass sich der Gap vergrolR3ert.
Ich befiirchte mit Blick auf die Wachstumsprogno-
sen fur das zweite Halbjahr 2020, dass wir noch
weiter unter Druck kommen werden.

Aus diesen Griinden haben wir uns darauf ver-
stéandigt, dass es, solange wir nicht konjunkturell
in einer ausgeglichenen Situation sind und zum
Ausgleich der konjunkturellen Lage noch die Kon-
junkturkomponente mit Krediten heranziehen,
keinen Sinn macht, Tilgungen zu vereinbaren,

weil man die Tilgungen dann Uber Kredite bezah-
len wiirde.

Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoller, nicht so
hohe Kredite aufzunehmen, wie man nach der
Konjunkturkomponente diirfte. Dann hat man fir
alle Falle noch ein Ventil.

Insofern haben wir den Tilgungsbeginn, der im
Tilgungsplan festgelegt wird, fir 2024 vereinbart.
Eine Anderung musste auch in der nachsten Le-
gislaturperiode mit Zweidrittelmehrheit beschlos-
sen werden - das kann also niemand mal eben so
andern.

Mehr kann man diese MalRnhahmen meines Er-
achtens nicht absichern; darauf lege ich Wert.
Hieran wird auch deutlich, dass wir in Nieder-
sachsen eine der hartesten Schuldenbremsen un-
ter den Landern haben. Malinahmen wie Vorrats-
kredite fUr die nachsten Jahre, die in einigen Lan-
dern laut Medienberichterstattung geplant sind,
kénnen bei uns nicht ergriffen werden.

Herr Lilienthal, es ist richtig, dass die Herausfor-
derung und auch die Volumina riesig sind. Auch
der zeitliche Druck ist riesig. Ich wirde dem Par-
lament diesen Druck nicht zumuten, wenn ich es
nicht misste. Es ist uns aber wichtig, dass Uber
die Ferien an den Zuwendungsprogrammen und
Richtlinien gearbeitet werden kann, damit sie zU-
gig umgesetzt und die Hilfen ausgezahlt werden
kénnen.

Zu lhrer Frage, Herr Henning: Die Mittel sind in
der Tat fUr Kofinanzierungen vorgesehen, aber
auch fur einen Llckenschluss mit Blick auf be-
stimmte Branchen in Niedersachsen, die beson-
ders betroffen sind, z. B. die Fahrzeug- und Zulie-
ferindustrie, die sich in der Transformation befun-
den hat. Schon vor der Corona-Krise haben uns
viele Betriebsréte der Metall- und Elektroindustrie
in regelméaRigen Treffen vorgetragen, dass ihre
Unternehmen in groRen wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten sind, weil sie keine guten Ergebnisse
verzeichnen. Zum Teil fallen nur diejenigen unter
die Bundesférderprogramme, die Uber einen lan-
gen Zeitraum gute Ergebnisse verzeichnen konn-
ten; das betrifft aber nicht alle. Es befanden sich
auch Unternehmen in Restrukturierung. Auch die-
se sollen jetzt eine Chance haben. Zu nennen
sind in diesem Zusammenhang auch Start-ups,
die zum Teil noch am Anfang ihrer Tatigkeit stan-
den und denen wir durch die Krise helfen wollen.
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Um vom Programm fir Uberbriickungshilfen des
Bundes profitieren zu kénnen, missen in den ers-
ten Monaten 60 % Umsatzeinbruch aufgrund von
Corona nachgewiesen werden; danach sind es
50 %. Dieses Kriterium erfillen nicht alle Unter-
nehmen; sie haben aber trotzdem hohe Fixkosten
und Defizite.

Das Wirtschaftsministerium will gezielt dort LU-
cken schlieBen, wo das Bundesprogramm nicht
greift, wir aber Unternehmen in Niedersachsen
verlieren wirden, die vor der Krise wirtschaftlich
gut aufgestellt waren. Es geht uns stets darum,
keine Unternehmen, die vor der Krise gut aufge-
stellt waren, keine Produktionskapazitaten und
Dienstleistungskapazitaten zu verlieren, nur weil
Unternehmen in der Krise ihre Fixkosten nicht
tragen kdnnen.

Wir werden also Licken im Bundesprogramm fil-
len - nicht weil der Bund hierbei nicht verantwor-
tungsvoll gehandelt héatte, sondern weil wir insbe-
sondere an der Mittelstandsforderung etwas na-
her dran sind in Niedersachsen. Der Bund kim-
mert sich mit seinem Wirtschaftsstabilisierungs-
fonds ganz gezielt um die gro3eren Unternehmen
- Stichwort ,Lufthansa®; hiertiber fallt dieser Tage
eine Entscheidung. Wir aber wollen insbesondere
den Mittelstand in den Blick nehmen und diesem
so weit helfen, wie wir kdnnen. Es ist ohnehin un-
sere grol3e Aufgabe als Land, uns um den Mittel-
standsbereich zu kiimmern; er klopft bei uns an,
wenn es Probleme gibt.

Herr Wenzel, lhre Aussagen zur wirtschaftlichen
Lage und den Herausforderungen teile ich. Unser
Ziel ist die Stabilisierung. In der Tat habe ich dem
Handelsblatt gesagt, dass ich die Entlastung der
Unternehmen als vorrangig ansehe. Deswegen
bin ich auch froh, dass sich viele der Steuermal3-
nahmen, die ich vorgeschlagen habe, im Kon-
junkturpaket wiederfinden. Ich habe viele dieser
Ansétze in Berlin einbringen kénnen, z. B. das
Vorziehen von Abschreibungen. Degressive Ab-
schreibungen halte ich fur ein sehr wichtiges In-
strument, um Unternehmen zu helfen.

Mit Blick auf die Standorte der Unternehmen lie-
gen wir im OECD-Vergleich aber auch beim Ef-
fektivsteuersatz relativ weit oben. Wenn aber Un-
ternehmen Investitionsentscheidungen oder Ent-
scheidungen dartber treffen, welche Standorte
sie angesichts  zuriickgehender Auslastung
schlieRen, dann spielen auch Steuerfragen eine
Rolle. Deswegen wiinsche ich mir - zwar nicht im
Rahmen des jetzigen Konjunkturpaket, aber an-

schlieRend - eine Diskussion dariiber, wie wir uns
in den nachsten Jahren so aufstellen kdnnen,
dass wir wettbewerbsfahige Steuersatze haben.

Wir liegen bei der Koérperschaftssteuer und der
Gewerbesteuer an zweiter oder dritter Stelle in
der OECD-Statistik. Ich finde, das kdnnen wir uns
als Industrienation, die auf externe Investitionen
ausgerichtet und angewiesen ist, nur schwer leis-
ten. Deswegen werden wir zu prifen haben, wie
das gut mit der Gewerbesteuer verzahnt werden
kann. Das Thema Korperschaftssteuer ist seit
Jahren nicht angerthrt worden, aber die Gewer-
besteuer ist immer weiter gestiegen. Das bedarf
meines Erachtens der Uberprifung.

Genauso sehe ich es bei den Faktorkosten. Es
wird klug sein, zu moderaten Lohnabschliussen zu
kommen. Es wird klug sein, Blrokratiekosten zu
senken und uns vielleicht wieder verstéarkt darauf
zZu konzentrieren, uns gegenseitig zu vertrauen,
und nicht alles in Deutschland zu verrechtlichen.
Wir sollten die nédchsten Monate nutzen, uns an-
dere Moglichkeiten zu Uberlegen, um fit fir die
Zukunft zu werden.

Digitalisierung spielt nattrlich eine ganz wesentli-
che Rolle. Dabei geht es auch um Aufbewah-
rungspflichten von Unterlagen und Ahnliches.
Hier gibt es viele Mdglichkeiten. Im Steuerbereich
haben wir bereits einiges umgesetzt.

Einen 3. Nachtragshaushalt wird es nicht geben.
Wenn ich so zitiert worden bin, dann muss ich
falsch verstanden worden sein. Wir bringen der-
zeit diesen umfangreichen 2. Nachtragshaushalt
auf den Weg und preisen dabei auch die Risi-
kopositionen ein, weil wir méchten, dass im Nach-
trag alles abgebildet wird, was wir in diesem Jahr
zur Bewaltigung der Krise bendtigen.

Von dem Vorschlag des DGB - einer Fondslo-
sung - halte ich zugegebenermalen sehr wenig.
Das ist ein reines Deficite-spending-Programm,
von dem man glaubt, es in einem Fonds verpa-
cken zu kénnen. Aus dem Fonds sollen meiner
Kenntnis nach sogar laufende Ausgaben bestrit-
ten werden. Das ist problematisch. Es wére auch
mit unserer Schuldenbremse nicht vereinbar, ei-
nen solchen Fonds aufzulegen, weil das staatli-
che Schulden fur Zwecke waren, die nicht aus
dem Haushalt bezahlt wirden. Das halte ich fur
falsch.

Wir sind den Weg Uber das Sondervermdgen
ausdriicklich deswegen gegangen, weil wir gezielt
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die Begrenzung der Neuverschuldung verfolgen.
In einem solchen Fonds ware keine Begrenzung
nach oben mehr vorhanden. Das halte ich fur
ausgesprochen schwierig, und diesen Weg wiirde
ich keinesfalls mitgehen.

Zum Thema Hochschulmedizin: Im Sonderver-
mdogen stehen 2,1 Mrd. Euro fir Baumafl3nahmen
zur Verfligung. Es ist nachvollziehbar, dass die
Hochschulen dartber hinausgehende Winsche
haben. Aber die Baumaflnahmen, die fir 2,1 Mrd.
Euro umgesetzt werden kénnen, missen autark
fur sich stehen kénnen und durfen keine weiteren,
Uber diesem Betrag liegenden Bedarfe ausldsen.
Das ist so festgelegt.

Aus dem Sondervermdgen muss die Krankenver-
sorgung - das mochte ich betonen - und durfen
ausdricklich nicht Forschung und Lehre finanziert
werden. Es muss sauber auseinandergehalten
werden, was finanziert werden soll. In der Sum-
me, die Sie genannt haben, Herr Wenzel, sind
Mittel fur Forschung und Lehre enthalten. Wir ge-
hen davon aus, dass die BaumafRnahmen mit
Blick auf die Krankenversorgung entsprechend
umgesetzt werden kénnen. Hierflr ist das Son-
dervermdgen ja auch extra eingerichtet worden.
Es ist meines Erachtens ein groRer Vorteil, dass
wir das Sondervermdgen haben. Wenn es das
nicht gabe, wére es unter der aktuellen finanzpoli-
tischen Situation sicherlich fraglich, wie wir die In-
vestitionen schultern kénnen.

Wir haben in vielerlei Hinsicht Vorsorge getroffen
und das Sondervermdgen durch Mittel aus den
Jahresabschlissen so weit gefillt, dass die Bau-
malnahmen jetzt begonnen werden kdnnen. Das
Sondervermégen enthalt Gber 1 Mrd. Euro, so-
dass wir sicher sein kdnnen, dass die Investitio-
nen im nachsten Jahr getéatigt werden kodnnen.
Wir haben weit mehr in das Sondervermégen
eingebracht, als es laut Gesetz vorgesehen war -
namlich die genannte einmalige Einlage sowie ab
2024 jahrlich 100 Mio. Euro.

Altschuldentilgung und die Ausstattung des Son-
dervermogens - all das tragt dazu bei, dass wir es
jetzt in der Krise leichter haben und wirkungsvoll
helfen kdnnen, ohne sofort an unsere Grenzen zu
stoR3en.

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich mdchte noch
zu drei Punkten etwas anmerken.

Erstens. Sie sagten, im Sondervermdgen fiur die
Hochschulkliniken stdnden 2,1 Mrd. Euro zur Ver-

fugung. Aber tatsachlich enthalt das Sonderver-
mogen erst 1 Mrd. Euro. Deshalb bin ich sehr ge-
spannt, wie Sie die weitere Aufstockung des
Sondervermdgens in der mittelfristigen Finanz-
planung darstellen wollen.

Ich halte die Aufstockung des Sondervermdgens
angesichts der Tilgungsverpflichtungen, die wir
jetzt eingehen - seien diese auf 10, 25 oder 50
Jahre gestreckt-, fir sehr ambitioniert und
schwierig. Denn es missen Kredite zurtickgezahlt
werden, die aufgrund der Notsituation, aber auch
mit Blick auf die Konjunkturkomponente aufge-
nommen werden. Deswegen sind wir der Mei-
nung, dass man sich beziglich der Investitionen
in den Neubau der Hochschulkliniken tber alter-
native Finanzierungswege Gedanken machen
muss.

Zweitens. Ich gebe Ihnen véllig recht, Herr Minis-
ter, dass die Grenzen der Neuverschuldung in der
Verfassung sehr klar beschrieben sind. In den
nachsten Tagen wird es darum gehen, wie diese
Neuverschuldungsmaoglichkeiten genau ausge-
staltet sind. Sie haben angemerkt, dies misse un-
ter Ausschopfung aller anderen Mdglichkeiten er-
folgen. Und die Verwendung der Ubrigen Mittel
aus der Ricklage ware eine andere Mdglichkeit.
Ich meine, es wére im Sinne der Verfassungsre-
gelung zur Schuldenbremse, zunéchst auf die
Ricklage zurlckzugreifen, bevor man neue
Schulden macht.

Drittens. Den Begriff der ,erheblichen Beeintrach-
tigung der Finanzlage“ haben wir bereits in einer
vorhergehenden Sitzung thematisiert. In der Be-
grindung zum Gesetz Uber die Schuldenbremse
steht dazu - ich zitiere es erneut -:

.Das Erfordernis der erheblichen Beeintrachti-
gung der Finanzlage bezieht sich auf den Fi-
nanzbedarf zur Beseitigung der aus einer Na-
turkatastrophe resultierenden Schaden und
etwaigen vorbeugenden MaRnahmen. Glei-
ches gilt zur Bewaltigung und Uberwindung
einer auRergewdhnlichen Notsituation.”

Die Beeintrdchtigung der Finanzlage aufgrund
des Wegbrechens von Steuereinnahmen ist hier-
mit nicht gemeint, sondern hier geht es um die
Kosten, die aus der Beseitigung von Schéaden
aufgrund einer Notsituation entstehen. Ich bin ge-
spannt auf die Stellungnahmen des Landesrech-
nungshofs und des Gesetzgebungs- und Bera-
tungsdienstes hierzu.
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Minister Hilbers (MF): Ich will einen Punkt klar-
stellen. Ich hatte gesagt, dass das Mittel der Kre-
dite nur solange herangezogen werden darf, wie
die Beeintrachtigung der Finanzlage des Landes
nicht durch andere Mittel abgewendet werden
kann. - Die Madglichkeit des Einsatzes anderer
vorhandener Mittel hat der Gesetzgeber unter
Achtung des Ausnahmecharakters von Artikel 71
Abs. 4 NV und in Abwagung der Anforderungen
einer nachhaltigen Haushalts- und Finanzplanung
zu entscheiden. Darliber wird zu diskutieren sein.
Der Ausnahmecharakter von Artikel 71 Abs. 4
muss zur Wirkung kommen, allerdings ist die Zu-
lassigkeit einer Krediterméchtigung aufgrund von
Artikel 71 Abs. 4 NV gewissermal3en eine Ultima
ratio. Sie ist nicht mit der strikten Anforderung zu
verknlpfen, samtliche haushaltspolitischen Ent-
scheidungsspielraume und Reserven vollstandig
zu opfern. Dazu verpflichtet die Verfassung nicht.
Wenn das so ware, misste man konsequenter-
weise auch dariber diskutieren, ob man bei-
spielsweise noch vorhandene Assets verkaufen
kann, um Mittel aufzubringen. Hier ist eine Ein-
schéatzung durch den Gesetzgeber erforderlich.

Meine Einschatzung ist, dass wir zur Beantwor-
tung dieser Frage nicht allein den Stichtag heute
heranziehen koénnen. Ich gebe lhnen recht: Am
Ende des Konjunkturzyklus, wenn wieder Norma-
litat hergestellt ist, muss sich das ergeben. Das
soll dann nicht durchgetragen werden.

Es ist aber nicht mein Ziel, jetzt alle verfligbaren
Mittel zu verbrauchen. Denn ich mdchte den Nie-
dersachsen die Sorge nehmen, dass alle Reser-
ven bis aufs Letzte aufgebraucht sind, und ihnen
die Gewissheit geben, dass wir in gewissem Um-
fang handlungsfahig bleiben, weil in der Riicklage
noch Mittel vorhanden sind, um auch in den
kommenden Zeiten angemessen reagieren zu
kénnen.

Diese Abwagung hat naturlich der Gesetzgeber
vorzunehmen. Aber auch die Landesregierung
und ich als Finanzminister haben sie dahin ge-
hend vorzunehmen, ob man sich diesen Spiel-
raum erhdlt. Er ist relativ Uberschaubar: Es sind
noch ungeféahr 700 Mio. Euro freie Mittel in der
Rucklage.

Abg. UIf Thiele (CDU): Ich mdchte auf die Bewer-
tung von Artikel 71 Abs. 4 NV seitens Herrn
Grascha eingehen; denn ich ahne, dass das spa-
ter noch eine Rolle spielen wird. Insofern ist das
auch fur die Abwégung, die der Landtag trifft,
wichtig.

In Absatz 4 Satz 1 heifl3t es:

.Im Fall von Naturkatastrophen oder aulRerge-
wohnlichen Notsituationen, die sich der Kon-
trolle des Staates entziehen und die staatliche
Finanzlage erheblich beeintrachtigen,”

- ich bin mir sicher, dass wir weitestgehend einer
Meinung sind, dass wir diesen Zustand deutlich
erreicht haben -

-kann abweichend von Absatz 2 aufgrund ei-
nes Beschlusses des Landtages der Haushalt
durch Einnahmen aus Krediten ausgeglichen
werden.*

Diese Formulierung beinhaltet logischerweise,
dass Einnahmeausfélle ausgeglichen werden
kénnen, d. h. dass das - in diesem Fall massive -
Wegbrechen von Steuereinnahmen zu einem
Ausgleich Uber diese Regelung fihren kann.

Aus unserer Sicht ware es vollig widersinnig,
wenn wir auf der einen Seite eine Kreditermachti-
gung fiur zusatzliche MalRhahmen, die das Land
ergreifen muss, um die Notsituation zu bewalti-
gen, genehmigen, auf der anderen Seite aber zu-
lassen, dass eine strukturelle Unterfinanzierung
der Landesverwaltung dazu fuhren wirde, dass
sie gar nicht mehr dazu in der Lage wére, ihrer
Aufgabe - namlich der Bewaltigung der Notsitua-
tion - nachzukommen, weil sie aufgrund des not-
wendigen Eingreifens des Finanzministeriums in
den Haushalt aufgrund der Einnahmesituation
operativ und personell geschwacht ware.

Vor diesem Hintergrund halte ich die Argumenta-
tion, dass der Ausgleich von Steuereinnahmeaus-
fallen durch Artikel 71 Abs. 4 NV nicht abgedeckt
sei, fur absurd. Ich bin genau gegenteiliger Auf-
fassung.

Der Ausschuss verstandigte sich darauf, die Ar-
beitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenver-
bande Niedersachsen in seiner fur den 3. Juli
2020 geplanten Sitzung zum Entwurf eines Ge-
setzes zur Anderung des Haushaltsgesetzes
2020 sowie zum Entwurf eines Haushaltsbegleit-
gesetzes zum 2. Nachtragshaushaltsgesetz 2020
anzuhtéren und bat die Landtagsverwaltung,
ihnen dies bereits jetzt mitzuteilen. Ferner kam er
Uberein, Uber die Beteiligung weiterer Ausschiis-
se an der Beratung in seiner Sitzung am 26. Juni
2020 zu entscheiden.
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Im Rahmen einer Wortmeldung zur Geschaéfts-
ordnung kritisierte Abg. UIf Thiele (CDU), dass
Abg. Christian Grascha (FDP) wahrend der lau-
fenden Sitzung des Ausschusses ein Foto mit
dem Kommentar ,Haushaltsausschuss heute mit
dem Schuldenminister Hilbers® auf Instagram ge-
postet habe. Dies sei aus seiner, Thieles, Sicht
nicht mit der Geschaftsordnung vereinbar und
unparlamentarisch. In der vergangenen Legisla-
turperiode sei diese Problematik angesichts eines
ahnlichen Vorgangs im Plenum in einer Altesten-
ratssitzung thematisiert worden.

Er bat den Vorsitzenden darum, diesen Vorgang
zu wiardigen, und kindigte an, den Parlamentari-
schen Geschéftsfihrer der CDU-Fraktion darum
zu bitten, den Sachverhalt mit Blick auf die Rege-
lungen in der Geschéftsordnung des Landtages
sowie auf Stil und Inhalt im Altestenrat zu thema-
tisieren.

Abg. Christian Grascha (FDP) entgegnete, es
sei durchaus ein Ubliches Verfahren, dass Parla-
mentarier Uber ihre Arbeit in sozialen Netzwerken
informierten. Im Ubrigen habe der genannte Bei-
trag einen zwinkernden Smiley und Anfiihrungs-
striche enthalten.

Abg. Frauke Heiligenstadt (SPD) schloss sich
der Kritik des Abg. Thiele an und beflrwortete ei-
ne Befassung des Altestenrats mit dieser Frage.

Vors. Abg. Stefan Wenzel (GRUNE) kiindigte an,
sich Uber die diesbezlgliche Beschlusslage des
Altestenrates zu informieren und dem Ausschuss
dartber zu berichten.

*kk
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Tagesordnungspunkt 2:

Vorlagen

Vorlage 259

Bereitstellung von Landesmitteln zur Bewaltigung
der gesundheitlichen Grol3lage Coronavirus

Schreiben des MF vom 19.06.2020

Der Ausschuss nahm die Vorlage ohne Aus-
sprache zur Kenntnis.

*kk
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Tagesordnungspunkt 3:

Entwurf eines Gesetzes zur Bestellung einer
oder eines Beauftragten gegen Antisemitis-
mus

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD -
Drs. 18/2903

erste Beratung: 42. Plenarsitzung am 28.02.2019
federfuhrend: AfRuV

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 GO LT:
AfHUF

Mitberatung

Beratungsgrundlage: Beschlussempfehlung des
federfihrenden Ausschusses (fur erledigt erkla-
ren)

Wortmeldungen ergaben sich nicht.

Beschluss

Der Ausschuss schloss sich der Beschlussem-
pfehlung des - federfihrenden - Ausschusses fur
Rechts- und Verfassungsfragen an, den Gesetz-
entwurf fur erledigt zu erklaren, weil die Landes-
regierung inzwischen einen Landesbeauftragten
gegen Antisemitismus und fur den Schutz judi-
schen Lebens berufen hat.

Zustimmung: SPD, CDU, GRUNE, FDP
Ablehnung: AfD
Enthaltung: -

*kk


http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02903.pdf
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Tagesordnungspunkt 4:

Glnstige Rahmenbedingungen fur den Zu-
ckerriibenanbau in Niedersachsen schaffen

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/4473

direkt Gberwiesen am 05.09.2019

federfihrend: AfELUV

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1i. V. m. § 39
Abs. 2 Satz 2 GO LT: AfHuF

Mitberatung

Beratungsgrundlage: Beschlussempfehlung des
federfuhrenden Ausschusses (Ablehnung)

Wortmeldungen ergaben sich nicht.

Beschluss

Der Ausschuss schloss sich der Beschlussem-
pfehlung des - federfihrenden - Ausschusses fur
Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz an, den Antrag abzulehnen.

Zustimmung: SPD, CDU, GRUNE, FDP
Ablehnung: AfD
Enthaltung: -

*kk


http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04473.pdf
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Tagesordnungspunkt 5:

Qualitatsjournalismus und Medienvielfalt er-
halten: Medienunternehmen und freie Journa-
listinnen und Journalisten unterstiitzen

Antrag der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen -
Drs. 18/6380

erste Beratung: 77. Plenarsitzung am 13.05.2020
federfihrend: AfRuV

mitberatend: UAMedien

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1i. V. m. § 39
Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuUF

Mitberatung

Beschlussempfehlung des federfihrenden Aus-
schusses (Ablehnung)

Wortmeldungen ergaben sich nicht.

Beschluss

Der Ausschuss schloss sich der Beschlussem-
pfehlung des - federfihrenden - Ausschusses fur
Rechts- und Verfassungsfragen an, den Antrag
abzulehnen.

Zustimmung: SPD, CDU, FDP, AfD
Ablehnung: GRUNE
Enthaltung: -

*kk


http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06380.pdf
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Tagesordnungspunkt 6:

Unterrichtung durch die Landesregierung
Uber den Sachstand der Bauvorhaben an der
Universitatskliniken UMG und MHH sowie
Uber den Masterplan der MHH

dazu: Vorlage 256 (MWK) - Unterrichtung des
AfHuUF Gber den Masterplan ,MHH 2025 - Ein
neuer Medizincampus entsteht*

Unterrichtung
Unterrichtungsunterlagen:

- PowerPoint-Présentation ,MHH 2025 - Ein
neuer Medizincampus entsteht” (Anlage 3)

- Vereinbarung Uuber die zentrale Steuerung
zwischen dem Land Niedersachsen und der
MHH und der UMG (Anlage 4)

Minister Thimler (MWK): Die heutige Unterrich-
tung UOber die Bauvorhaben an den Universi-
tatskliniken MHH und UMG knipft an die Unter-
richtung im Haushaltsausschuss Anfang Mérz an.

Auch heute sitzt der Geschéftsfuhrer der DBHN,
Herr Landré, wieder neben mir. Er wird Ihnen im
Nachgang meiner Ausfuhrungen fir Fragen zur
Verfligung stehen. Frau Patzke steht Ihnen zur
Beantwortung juristischer Fragen zur Verfigung.

Wesentliche Phasen der zentralen Steuerung

- Finanzhilfeantrag e

£ MM | Modzrescre Nochichule Warnover

Auf der zweiten Folie der PowerPoint-Prasen-
tation (Anlage 3) sehen Sie das Stufenmodell der
zentralen Steuerung, das die MaRgabe fir alle
Planungen ist.

Die ,Vereinbarung Uber die zentrale Steuerung®
ist in der Zwischenzeit von allen Beteiligten unter-

zeichnet worden und liegt lhnen zur Kenntnis-
nahme als Tischvorlage vor (Anlage 4).

Der Ubergang von der sogenannten alten Welt in
die ,neue Welt* schreitet damit stetig voran. An-
hand der Entwicklungen an MHH und UMG in den
letzten Monaten wird deutlich, dass sowohl das
System der zentralen Steuerung als auch der
Ubergang in die ,neue Welt“ gut funktionieren.

Zunachst mochte ich lhnen die Fortschritte bei
der Medizinischen Hochschule Hannover vorstel-
len.

Auf den folgenden drei Folien sehen Sie, was in
den nachsten Jahren geplant ist und vor Ort pas-
sieren soll.

je Setzung des Gi

in der raumlichen und zeitlichen Abwickiung

Vision Gesundheitscampus
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Standort SFD und bauliche Unterbringung des festgesteliten KV Bedarfs

f der KV - i am SFD: 155.530 m? ¢1.7

davon 1. Inbetriebnahmeabschnitt (Basis gep,) @ 61.960 m? NUF

) Listersciacs Micserum
s Wissenachatt und Koltur

Ihnen liegt zur heutigen Sitzung der Masterplan
der MHH ,MHH 2025 - Ein neuer Medizincampus
entsteht* vor, den die MHH am 3. Marz 2020 bei
der DBHN eingereicht hat.

Der Masterplan formuliert ein Gesamtzielbild aus
Krankenversorgung, Forschung und Lehre, Admi-
nistration, technischer Infrastruktur und Interims-
malnahmen. Wir befinden uns bei der MHH ak-
tuell - dies sehen Sie auf dem Dreieck auf der Fo-
lie 2 - in den Stufen O und 1.

Dabei werden Strategien definiert fir den Nach-
weis der baulichen Unterbringung des festgestell-
ten Gesamtbedarfs, der Funktionsféhigkeit und
Schlissigkeit des Gesamtkonzepts, der Wirt-
schaftlichkeit, des Standorts und der Risiken des
Projekts. So werden auf Basis des festgestellten
Gesamtbedarfs der Masterplanung die bendétigten
Flachen abgeleitet.

Zusatzlich zu dieser ,strategischen Masterpla-
nung“ wird mit dem Masterplan eine stadtebauli-
che Setzung des Gesamtcampus, die sogenannte
bauliche Masterplanung, vorgenommen. Diese
dokumentiert die einzelnen Schritte der Umset-
zung der baulichen MalBhahmen im Gesamtkon-
text.

Durch die Zweckbindung des Sondervermdgens
liegt der Schwerpunkt der Masterplanung jedoch
naturgemalf’ auf der Krankenversorgung.

Die MHH hat in ihrem Masterplan dargestellt,
dass fur den Neubau der Krankenversorgung mit
den Mitteln des Sondervermdgens ein erster in
sich voll funktionsfahiger Inbetriebnahme-Ab-
schnitt auf dem Stadtfelddamm mit 514 Planbet-
ten und einer Flache von 61 960 m2 realisiert
werden kann.

Dieser erste Inbetriebnahme-Abschnitt kann auch
ohne die weitere Bereitstellung von Haushaltsmit-
teln im Sondervermégen, die Gber 1,05 Mrd. Euro
hinausgehen, mit dem MHH-Bestand parallel be-
trieben werden.

Die DBHN hat dem Masterplan der MHH ein posi-
tives Votum erteilt. Dabei hat sie in Wahrneh-
mung ihrer Controlling- und Prifpflichten - ent-
sprechend der zentralen Steuerung - den Master-
plan hinsichtlich der baulichen Unterbringung des
festgestellten Gesamtbedarfs, der Funktionsfé-
higkeit und Schliissigkeit des Gesamtkonzepts,
der Wirtschaftlichkeit, des Standorts sowie der
Risiken geprift und bewertet.

Aus Sicht der DBHN erfillen die aus dem Ge-
samtbedarf der Krankenversorgung abgeleiteten
Flachen und Kosten sowie die stadtebauliche
Setzung auf dem neuen Stadtfelddamm vollstan-
dig die Anforderungen an einen Masterplan.

Das MWK schlief3t sich nach einer Plausibilitats-
prifung dem positiven Votum der DBHN an. Ge-
maf der zentralen Steuerung erfolgte diese Pru-
fung hinsichtlich haushalterischer Aspekte in Ab-
stimmung mit dem MF.

Zudem teilt auch der Landesrechnungshof in sei-
ner Stellungnahme grundséatzlich die Einschéat-
zungen des Votums der DBHN. Er weist aller-
dings darauf hin, dass die Gesamtbedarfsfeststel-
lung im Verlauf der Umsetzung der Baumaf3nah-
men - unter Berlcksichtigung eines Gesamtkon-
zepts der Hochschulmedizin in Niedersachsen -
zu Uberprifen und gegebenenfalls anzupassen
sei.

Zudem weist der Landesrechnungshof darauf hin,
dass mit den Mitteln des Sondervermdgens ledig-
lich die Realisierung des ersten Inbetriebnahme-
Abschnitts der Krankenversorgung moglich ist,
sodass Neubauten und Altbestand zunéachst pa-
rallel genutzt werden mussten.

Fur den Nachweis der Moglichkeit einer zukunfts-
fahigen Krankenversorgung héalt der Landesrech-
nungshof daher die Aufstellung eines Betriebsor-
ganisationskonzepts im Rahmen der néachsten
Stufe der zentralen Steuerung, der baulichen
Entwicklungsplanung, fur erforderlich.

Dazu an der Stelle folgender Hinweis: Das Land
hat durchaus einen Plan, wie es mit der Universi-
tatsmedizin an allen drei Standorten in Nieder-
sachsen umgehen will. Es gibt nichts, was wir
diesbeziiglich noch nachliefern missten.
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Mit der Vorlage des Masterplans ist ein wesentli-
cher Meilenstein fur die MHH - und damit auch fir
die Birgerinnen und Birger des Landes Nieder-
sachsens - erreicht worden.

Lassen Sie mich noch darauf hinweisen, dass
zum Erreichen der Finanzierungsvoraussetzung
fur den ersten Inbetriebnahme-Abschnitt geman
Sondervermodgensgesetz die Grindung der Bau-
gesellschaft der MHH sowie ihre Finanzierung
aus dem Sondervermégen sicherzustellen ist.
Deshalb hat die MHH mit dem Masterplan inhalt-
lich bereits einen Teil der baulichen Entwick-
lungsplanung, namlich den Gesamtfinanzplan,
vorgelegt. Hierzu werden wir uns in 14 Tagen, am
8. Juli, in diesem Kreis ausfiihrlich austauschen,
wenn die Befassung des Haushaltsausschusses
mit diesem Thema vorgesehen ist.

Dariber hinaus hat sich die MHH zwischenzeitlich
dafir entschieden, dass der Posten des Ge-
schaftsfihrers der Baugesellschaft neben einem
vierten Prasidiumsmitglied besetzt werden soll. Im
nachsten Schritt wird der Geschaftsfuhrer be-
nannt.

Nun komme ich zur Universitdtsmedizin Gottin-
gen. Hier sind wichtige Meilensteine erreicht wor-
den:

Die UMG hat am 9. April 2020 ihren Masterplan
und dartber hinaus am 8. Mai 2020 die bauliche
Entwicklungsplanung bei der DBHN eingereicht.
Das ist die Stufe 2 des Dreiecks auf Folie 2 der
Prasentation. Beide Unterlagen befinden sich
derzeit entsprechend der zentralen Steuerung in
Prifung. Somit kann die UMG bereits wichtige
Fortschritte in der Planungstiefe vorweisen. Die
Unterrichtung des Ausschusses zu diesen beiden
Stufen ist nach der Sommerpause vorgesehen.

Ahnlich wie bei der MHH werden auch bei der
UMG aktuell die Voraussetzungen fir die Grun-
dung der Baugesellschaft geschaffen. Die Aus-
wahl des Geschéftsfuhrers fir die Baugesell-
schaft ist bereits erfolgreich abgeschlossen. Herr
Kai Schulze wird ab dem 1. Juli 2020 als Beschéf-
tigter der UMG angestellt sein und nach ihrer
Griindung sodann die Baugesellschaft leiten.

Wir hatten bereits Anfang Marz ausfihrlich Gber
das Vergabeverfahren der UMG hinsichtlich der
Bauabschnitte 1A und 1B gesprochen. Die UMG
hat in den letzten Monaten das weitere Vorgehen
intensiv gepruft.

Hierzu mdchte ich lhnen im Ergebnis mitteilen,
dass die UMG heute bekannt gibt, dass sie das
Verfahren zur Vergabe des Bauabschnitts 1A -
und optional des Bauabschnitts 1B - beendet. Bei
der urspriinglich ausgeschriebenen sogenannten
Zwei-Haus-Lésung bildeten die Bauabschnitte 1A
und 1B jeweils einen eigenen Gebaudekomplex.
Im Zuge des Vergabeverfahrens zeigte sich je-
doch, dass die Konzeption der beiden Bauab-
schnitte 1A und 1B als einheitlicher Ge-
baudekomplex - die sogenannte Ein-Haus-
Losung - ganz andere und weitaus bessere funk-
tionale, klinische, technische und organisatori-
sche Beziehungen erméglichen wiirde, als dies in
einer ,Zwei-Haus-Lésung® der Fall ware. Diese
Vorteile offenbarten sich als derart grol3, dass aus
Sicht der UMG die Realisierung der zur Vergabe
ausgeschriebenen Zwei-Haus-L6sung nicht mehr
sachgerecht ist. Die Landesregierung und die
DBHN teilen diese Auffassung.

Zur Sicherstellung einer rechtskonformen Verga-
be der Ein-Haus-Losung hat die UMG daher in
enger Abstimmung mit dem MWK beschlossen,
auf die Realisierung der Zwei-Haus-Losung zu
verzichten und das laufende Vergabeverfahren zu
beenden. Gemeinsam mit der DBHN bereitet die
UMG nun die Ausschreibung fir die Ein-Haus-
LOsung vor.

Die Entscheidung der UMG fir die Planung einer
Ein-Haus-Ldsung ist zu begruf3en. Ich bin davon
Uberzeugt, dass dies eine gute Grundlage fir die
UMG ist, um ihr Neubauvorhaben zlgig, rechtssi-
cher und wirtschaftlich zum Erfolg zu fuhren.

Wichtig ist auch, dass die UMG die bisher aufge-
bauten Kompetenzen, die Planungen und auch
die gesammelten Erfahrungswerte in die Aus-
schreibung fur die Ein-Haus-Ldsung einbringen
wird.

Viele groBe Bauvorhaben haben gezeigt, wie
wichtig und unerlasslich eine grindliche Planung
vor Beginn der Bauphase ist, um ein wirtschaftlich
tragfahiges und vergaberechtlich abgesichertes
Bauvorhaben umzusetzen. Ich betone weiterhin,
dass bei derartigen Mammutprojekten stets
Grindlichkeit vor Schnelligkeit geht.

Das zeigt sich hier sehr deutlich: Denn die Zeit,
die wir jetzt in eine tiefgehende Planung und vor
allen Dingen in ein rechtssicheres Vergabeverfah-
ren fur das Neubauprojekt der UMG als Ein-Haus-
Losung investieren, wird uns in der spéteren
Bauphase zugutekommen. Die Risiken des be-
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endeten Vergabeverfahrens mit Blick auf Verzo-
gerungen durch eventuelle Rechtsstreitigkeiten im
spateren Verlauf werden durch das neue Verga-
beverfahren vermieden.

Abschliefend mdchte ich Ihnen noch eine Bot-
schaft mitgeben, die mir persénlich sehr am Her-
zen liegt: Das Neubauprojekt der UMG hat in
meinem Hause und in der gesamten Landesre-
gierung hochste Prioritat. Die UMG sehe ich mit
der heutigen Entscheidung genau aus diesem
Grund auf einem guten und richtigen Weg, das
Neubauprojekt erfolgreich voranzutreiben.

Denn es geht jetzt sofort weiter: Die Masterpla-
nung und die bauliche Entwicklungsplanung der
UMG, und damit also die Stufen 1 und 2 der zent-
ralen Steuerung, liegen bereits zur Prifung vor.
Ich freue mich darauf, Sie schon im September zu
diesen Fortschritten zu unterrichten. Wir gehen
also kraftvoll weiter voran.

Aussprache

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich habe drei
Nachfragen.

Erstens zur Beendigung des Vergabeverfahrens,
die heute von der UMG bekannt gegeben wird:
Erwartet die Landesregierung, dass es zu Klagen
von Bietern, die sich an dem bisherigen Aus-
schreibungsverfahren beteiligt haben, kommt?
Wenn ja: Welche moglichen Entschadigungszah-
lungen stinden dann gegebenenfalls im Raum?

Zweitens. Zu welcher zeitlichen Verzégerung fihrt
die Beendigung der Ausschreibung bzw. die neue
Ausschreibung?

Drittens. Bei der Zwei-Haus-Lésung stand ja ein
bestimmtes Volumen in Rede. Geht es bei der
Ein-Haus-L6sung um ein &hnliches Volumen oder
um ein signifikant anderes?

RL'in Patzke (MWK): Auf Ihre erste Frage, ob
Klagen zu erwarten sind, kann ich keine Auskunft
erteilen; das kann ich nicht voraussehen. Die
Kommunikation mit den Bietern beginnt erst jetzt;
sie erhalten heute das entsprechende offizielle
Schreiben.

Ahnliches gilt fir eventuelle Schadenersatzan-
spriche.

Zu der sehr komplexen rechtlichen Konstruktion
kann ich in offentlicher Sitzung nichts sagen. Ab
morgen wird es ein Nachverfahren zu dem
Vergabeverfahren geben, in dem gegebenenfalls
die Bieter ihre rechtlichen Anspriche, falls solche
bestehen, geltend machen kdnnten. Wenn weite-
re Informationen gewiinscht werden, wirde ich
darum bitten, die Vertraulichkeit der Sitzung her-
zustellen.

Herr Landré (DBHN): Zu lhrer zweiten Frage
nach der zeitlichen Verzégerung aufgrund der
Aufhebung des Vergabeverfahrens bzw. des
neuen Vergabeverfahrens: Aufgrund des Um-
standes, dass das neue Verfahren erst nach Ge-
nehmigung des Finanzhilfebescheides madglich
ware, geht die UMG - das halten wir auch fir rea-
listisch - von einer zeitlichen Verzégerung bei der
Beauftragung der Planungsleistungen von sechs
bis neun Monaten aus. Das setzt voraus, dass als
Soll der urspringliche Zeitplan der UMG ange-
setzt wird. Die DBHN hatte in ihrem Votum bereits
angezweifelt, dass die Planungsphase in der ur-
springlich geplanten Kirze héatte erfolgen kon-
nen. Wir gehen davon aus, dass, wenn man bei
dem alten Verfahren geblieben ware, die von
Herrn Thumler und Frau Patzke erwdhnten recht-
lichen Schwierigkeiten in Verbindung mit den von
mir im Rahmen der letzten Unterrichtung des
Ausschusses skizzierten wirtschaftlichen Proble-
men zu substanziellen zeitlichen Verzégerungen
gefihrt hatten. Wir gehen also ohnehin davon
aus, dass der urspringlich vorgesehene Zeitplan
nicht haltbar gewesen ware.

Wie gesagt: Wir gehen von sechs bis neun Mona-
ten Verzégerung aus. Wir sind aber zuversicht-
lich, dass wir diese Zeit aufgrund der dann
schnelleren Planungs- und Errichtungsphase
wieder aufholen kdnnen. Im Moment gehen wir
davon aus, dass die Baufertigstellung im Jahr
2027 erfolgt sein wird.

Zu lhrer dritten Frage nach den wirtschaftlichen
Konsequenzen einer Ein-Haus-Ldsung: Man geht
von den gleichen wirtschaftlichen Konsequenzen
wie bei der Zwei-Haus-L6sung aus. Die Ein-Haus-
Losung wird in substanzieller Hinsicht zu Syner-
gien fihren. Zunéchst einmal fuhrt sie zu einer
Verbesserung der Versorgungsqualitéat - das war
auch die wesentliche Motivation der UMG, diese
unternehmerische Entscheidung zu treffen. Dies
begrifRen wir; denn ein Festhalten an einem Ver-
fahren ist kein Selbstzweck. Vielmehr geht es da-
rum, die beste bauliche Ldsung fir die Kran-
kenversorgung zu wahlen. Dafur hat sich die
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UMG entschieden. Wir gehen auch davon, dass
substanzielle Effizienzvorteile aufgrund einer ver-
besserten Betriebsorganisation zu erreichen sind.

Hinsichtlich der skizzierten wirtschaftlichen Gro-
Benordnung pro Quadratmeter haben wir inzwi-
schen ein gemeinsames Verstandnis mit der
UMG entwickelt. Das ist bereits in die bauliche
Entwicklungsplanung eingeflossen. Der Master-
plan ist von uns bereits mit einem positiven Vo-
tum versehen worden und befindet sich aktuell in
der Abstimmung. Er wird am 2. September dem
Haushaltsausschuss vorgelegt. Der bauliche
Entwicklungsplan, der von der UMG vorgelegt
und mit einem positiven Votum versehen worden
ist, wird unser Haus morgen verlassen. Wir glau-
ben, dass das Milliardenkonzept, das die UMG
vorlegt, nunmehr sehr schliissig ist. Man wird von
der Milliarde inklusive Risikopuffer nunmehr drei
Bauabschnitte realisieren konnen: Baustufe 1
plus Mutter-Kind-Zentrum plus Diagnostikzent-
rum. Das halten wir fUr einen substanziellen in-
haltlichen Gewinn in der konzeptionellen Vorge-
hensweise der UMG. Wir gehen also mit Tempo
in die weitere Umsetzung.

Bei dieser Gelegenheit kann ich lhnen auch mit-
teilen, dass wir dem Haushaltsausschuss am
22. September den MalRnahmenfinanzierungs-
plan zur Finanzierung der Baugesellschaft vorle-
gen werden. Der nachste Schritt gemaf3 der zent-
ralen Steuerung wird nach Aussage der UMG
Ende dieses Jahres mit der baulichen Abschnitts-
planung gegangen sein. Das heif3t, das bauliche
Soll der Baustufe 1 wird dann komplett definiert
sein nach den Anforderungen, die konsensual mit
der UMG abgestimmt worden sind. Wir sind also
frohen Mutes, diesen ambitionierten Zeitplan zu-
kunftig halten zu kdnnen, sodass wir im néchsten
Jahr wieder in die Ausschreibung einsteigen wer-
den.

MDgt Palm (LRH): Seitens des Landesrech-
nungshofs méchte ich noch einige Ausfihrungen
zum Masterplan der MHH machen.

Die Finanzkontrolle hat diesen Masterplan aus-
dricklich goutiert, weil er strategische und infra-
strukturelle Mafl3gaben fir eine moderne, be-
darfsgerechte Hochschulklinik beschreibt.

Ich moéchte aber auf einen Punkt hinweisen, der
uns Kopfzerbrechen bereitet.

Zurzeit sind auf der Grundlage des Masterplans
ungeféahr 500 Betten ausfinanziert. Die Bedarfs-

festsetzung im Masterplan der MHH sieht in der
neuen Struktur insgesamt 1 604 Betten vor. Das
heif3t, von den bisherigen Planungen ist ein Drittel
ausfinanziert. Das ist ein gewisser Fortschritt,
kann aber zu ganz erheblichen Problemen fiih-
ren. Denn alter und neuer Bestand miissen orga-
nisatorisch miteinander verbunden werden. Hinzu
kommt, dass sich der Investitionsbedarf in den
Altbestand, der in weiten Teilen in hohem MaR
sanierungsbeddrftig ist, erhéhen konnte. Dies
kénnte in den nachsten Jahren oder Jahrzehnten
zu Kosten fihren, die letztlich gar nicht mehr fi-
nanzierbar waren.

Minister Hilbers hat unter Tagesordnungspunkt 1
ausgefihrt, dass unter haushaltswirtschaftlichen
Gesichtspunkten der Dotierung des Sonderver-
mdogens Grenzen gesetzt sind. Ich kann die Sicht
des Finanzministers gerade vor dem Hintergrund
der Gesamtlage gut verstehen. Auf der anderen
Seite besteht hier ein klassischer Konflikt zwi-
schen haushaltswirtschaftlicher Disziplin und
Wirtschaftlichkeitsprinzip. Auch das muss eine
tragende S&ule mit Blick auf strategisches und
operatives Handeln der offentlichen Hand sein.
Denn es wird immer offenkundiger, dass die Teil-
realisierung der Bauvorhaben zwar den haus-
haltswirtschaftlichen Realitdten geschuldet ist,
aber zu immensen Unwirtschaftlichkeiten fiihrt.
Ich habe dieses Thema schon mehrfach ange-
sprochen, und es besteht aufseiten der Finanz-
kontrolle immer noch eine Resthoffnung, dass,
um auch dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit Genu-
ge zu tun, angesichts der beschrankten haus-
haltsrechtlichen Rahmenbedingungen die Option
gepruft wird, weitere Bauabschnitte zeitnah z. B.
im Rahmen von OPP-Projekten zu realisieren.

Wir sind der Auffassung, dass die beiden Hoch-
schulklinken fur die Krankenversorgung und fur
die Forschungslandschaft in Niedersachsen eine
Uberragende Bedeutung haben, sodass das Ziel
sein muss, die Neubauvorhaben - und zwar be-
zogen auf den Gesamtbedarf - zeitnah zu realisie-
ren.

Wenn die Baumalnahmen auf klassische Weise
finanziert werden, kann es passieren, dass sich
die Gesamtrealisierung Uber die Dauer einer Ge-
neration erstreckt, sodass, wenn sie beendet ist,
die ersten Bauabschnitte schon wieder saniert
werden missen. Das ist ein riesiges Problem.

Wir meinen, vor dem Hintergrund bedarfsgerech-
ten und wirtschaftlichen Bauens muss zumindest
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noch einmal Uber alternative Finanzierungsmagli-
chen nachgedacht werden.

Abg. Stefan Wenzel (GRUNE): In der Stellung-
nahme des Landesrechnungshofs zum Master-
plan der MHH steht:

.Der Masterplan MHH 2025 gibt Bau- und
Investitionskosten (inklusive Risiken) fur die
Krankenversorgung von 2,636 Mrd. Euro an.
Dies Ubersteigt die Mittel des Sondervermo-
gens erheblich, sodass die Finanzierung bis-
her nicht gesichert ist.”

Diese Aussage bezieht sich ja nur auf ein Bau-
vorhaben. Es gibt aber zwei Bauvorhaben. Herr
Minister, Sie haben heute erklart, dass Sie die
Ausschreibung fir die UMG zurlickziehen wollen.

Grob gerechnet, ist also mit einer Summe zu
rechnen, die etwa doppelt so hoch ist wie bislang
vorgesehen - das geht in die Richtung dessen,
was der Rechnungshof in seinen Kalkulationen
veranschlagt hat; er geht von 4 bis 5 Mrd. Euro
aus. Herr Minister Hilbers hat unter Tagesord-
nungspunkt 1 darauf hingewiesen, dass uUber das
Sondervermégen 2,1 Mrd. Euro zur Verfigung
stehen sollen, aber darin bislang nur 1,05 Mrd.
Euro enthalten sind.

Vor diesem Hintergrund frage ich Sie, Herr Minis-
ter Thimler, wie Sie diese Licke finanzieren wol-
len. In der Verfassung und in der Landeshaus-
haltsordnung ist geregelt, dass der Landtag nur
Beschlusse fassen kann, die haushaltsmaRig ge-
deckt sind.

Herr Landré hat bei einer der letzten Unterrich-
tungen darauf hingewiesen, dass er eine Vergabe
fur ein Volumen, das die Halfte der Mittel, die bis-
lang im Topf des Sondervermdgens enthalten
sind, Uberschreitet, fur rechtlich bedenklich halt.
Sie schlagen uns jetzt vor, den Topf des Sonder-
vermdgens fur nur eine BaumaflRinahme komplett
auszuschdpfen.

Wie also sollen die GesamtbaumalRnahmen MHH
und UMG finanziert werden?

Minister Thimler (MWK): Zunéchst einmal muss
ich richtigstellen: Nicht das MWK hebt das Verga-
beverfahren auf, sondern die UMG hebt es auf.
Sie ist Verfahrenstréagerin, und nur sie kann das
Verfahren aufheben. Das macht sie aus eigener
Uberzeugung und nicht auf Weisung.

Die Ausfihrungen des Landesrechnungshofs be-
ziehen sich auf den gesamten Masterplan. Der
Gesamtmasterplan sowohl der MHH als auch der
UMG umfasst alles: Forschung, Lehre und Kran-
kenversorgung. Aus dem Sondervermdgen darf
ausschlieRlich die Krankenversorgung finanziert
werden - Forschung und Lehre nicht. Alles, was
nicht direkt mit der Krankenversorgung zu tun hat,
fallt nicht unter das Sondervermdégensgesetz; so
hat es der Haushaltsgesetzgeber in der letzten
Legislaturperiode festgelegt. An dieses Gesetz
haben wir uns zu halten.

Die dahinterstehenden Kosten sind damals, 2016,
im Grunde genommen geschétzt worden, und
zwar auf der Grundlage einer fiktiven Quadratme-
terzahl, zu der es keine Planung gab. Man hat bei
den Universitatsklinken eine Gro3e X - Bestand
heute - plus einen gewissen Zuschlag zugrunde
gelegt. Dann hat man einen Durchschnittskosten-
satz gebildet und festgestellt, dass mit 2,1 Mrd.
Euro wohl beide Neubauten realisiert werden
koénnten.

Wie Sie wissen, sind die Baukostensteigerungen
in den letzten Jahren immens gewesen, sodass
der Wert von 2016 theoretisch fortlaufend héatte
angepasst werden mussen. Da diese Summe
aber gesetzlich fixiert ist, ist das nicht passiert.
Danach haben wir uns zunéachst einmal zu rich-
ten.

Mit dem MF ist vereinbart worden, dass wir ab
2024 pro Jahr 100 Mio. Euro zugewiesen be-
kommen, die in das Sondermdgen flie3en, um auf
die 2,1 Mrd. Euro zu kommen und die Mafl3nah-
men finanzieren zu kbénnen.

Uber die vom Rechnungshof geaduRerte Kritik
kann man lange streiten; denn am Ende kann
niemand sagen, was das alles wirklich kostet. Es
gibt dafurr keine Planung. Und nur mit einer detail-
lierten Planung wird man am Ende nach einer
Ausschreibung die Kosten kennen. Im Moment
kénnen wir deshalb nur das tun, was im Rahmen
der zentralen Steuerung vereinbart ist.

In der Masterplanung gibt es ein relativ grobes
Raster mit einem deutlichen Kostenzuschlag von
50 %. Das ist neu gegeniiber den sonstigen Bau-
ten, wo ein Preis festgesetzt und verkiindet wird,
und spéter wundern sich dann gegebenenfalls al-
le, warum es teurer wird. In dem vorliegenden Fall
wurde ein Risikopuffer von 50 % aufgeschlagen,
der sich dann im Verlauf der weiteren Phasen
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sozusagen verschlankt. Je detaillierter die Pla-
nungen sind, umso konkreter werden die Kosten.

Erst wenn man in der Phase der MalRnahmenfi-
nanzierungsplanung angekommen ist, kann man
genau sagen, was das alles kostet. Deswegen
sind wir bemiiht, gerade mit Blick auf die UMG,
die MaRnahmenfinanzierungsplanung zu erstellen
- abgeleitet aus der baulichen Entwicklungspla-
nung, die nun in Teilen vorgelegt wird.

Vor diesem Hintergrund kann ich lhnen noch nicht
abschlieBend sagen, wie viel Geld wir genau zu
welchem Zeitpunkt brauchen. Wir wissen - das ist
unser Orientierungsmalstab -, dass im Moment
1,05 Mrd. Euro im Sondervermégen vorhanden
sind, die beplant werden kénnen. Und ab 2024
wird es eine jahrliche Zufuhrung von 100 Mio. Eu-
ro geben, die bei den weiteren Planungen ge-
danklich bertcksichtigt werden kann. Es kommt
also nicht zu einem Planungsabbruch, sondern
die Planungen werden fortgefuhrt. Dann wird man
schauen mussen, was passiert.

Entscheidend ist, dass wir diesen Weg, wenn wir
ihn weitergehen, konsequent gehen. Wir kénnen
nicht einfach irgendwann anhalten. Die be-
stehende Bausubstanz ist in der Tat - darauf hat
der Landesrechnungshof hingewiesen - unterhal-
tungspflichtig. Und die Unterhaltung des Bestan-
des wird nicht gunstiger werden.

AbschlieRend noch eine Bemerkung zum Thema
OPP: Ich bin grundsatzlich ein bekennender Fan
von Offentlich-Privaten Partnerschaften, aber sie
missen unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten
rechenbar sein. Ich glaube allerdings, dass die
Bestimmungen in der Landeshaushaltsordnung
dem in diesem Fall in einer solchen Weise entge-
genstehen, dass die wirtschaftliche Rechenbar-
keit am Ende nie gegeben sein wird. Denn wenn
wir an diesem Punkt angekommen waren, ware
das Verfahren schon so weit fortgeschritten, dass
weitere Teuerungsraten zu berlcksichtigen wa-
ren.

Wenn wir das wollten, misste ein System gefun-
den werden, das eine schnelle und flexible Um-
setzung ermoglicht. Das geht am Ende nur mit
Unterstitzung des Parlaments. Das MWK kann
zwar gemeinsam mit dem MF und auch dem
Landesrechnungshof eine Idee entwickeln, aber
die Umsetzung musste das Parlament beschlie-
Ben.

Dass die grundsatzliche Notwendigkeit besteht,
kann man daran sehen, dass beispielsweise in
den letzten Jahren viele Versicherungen quasi
darum gebettelt haben, ihnen Geld abzunehmen,
um es fir irgendwelche Bauten zu verwenden.
Das konnten wir aber nicht, weil die entsprechen-
den Voraussetzungen nicht gegeben waren. Ich
glaube, dass wir an dieser Stelle weiterkommen
wirden, wenn etwas mehr Flexibilitat bestande.

Abg. Dr. Stephan Siemer (CDU): Die vorgestellte
PowerPoint-Préasentation zeigt sehr gut, was be-
zlglich des Neubaus des Klinikums der MHH ge-
plant ist. Seitens der MHH wurden diesbeziiglich
bereits einige Vorschlége vorgelegt, aber nun ha-
ben wir endlich einen aus meiner Sicht tragfahi-
gen Vorschlag fir einen Neubau, dessen Umset-
zung die aktuelle Situation mit Blick auf den Be-
stand ganz erheblich entspannen wird.

Nach meiner Ansicht wurde auch ein verntnftiges
System zur Steuerung der Planung und Durchfiih-
rung der Baumal3nahmen vorgelegt. Vorher gab
es so etwas nur in Ansatzen; das wird jetzt bei
beiden Vorhaben zusammengefuhrt. Bei der MHH
geht es um einen Neubau an einem neuen Ort,
wahrend die raumlichen Verhéaltnisse in Goéttingen
wesentlich beengter sind. Auch vor diesem Hin-
tergrund gab es mdoglicherweise Probleme mit
dem Vergabeverfahren, das nun von der UMG
aufgehoben wird.

Bei der UMG muss das Bettenhaus neu gebaut
werden, aber es missen auch Sanierungen im
Bestand erfolgen. Das macht das ganze Vorha-
ben wesentlich herausfordernder. Die Situation
der Bauwirtschaft vor der Corona-Pandemie hat
das Ganze sicherlich nicht leichter gemacht. Zu
den rechtlichen Hintergriinden der Aufhebung des
Ausschreibungsverfahrens muisste wahrscheinlich
in vertraulicher Sitzung unterrichtet werden. Auch
wenn die UMG dafir sicherlich gute Griinde hat,
ist es grundsatzlich sehr bedauerlich, dass das
Verfahren aufgehoben wird, vor allem weil vor Ort
dadurch wahrscheinlich der Eindruck entsteht,
dass etwas hakt. Aus dem Vortrag des Ministers
ist aber deutlich geworden, dass sowohl bei der
MHH als auch bei der UMG jetzt eine gute Grund-
lage fir eine vernlnftige und umfassende Pla-
nung besteht, die sowohl in Hannover als auch in
Gottingen zum Erfolg fuhren kann.

AbschlieRend mdchte ich anmerken: Der gesamte
Steuerungsansatz zielt ja darauf ab, fur die Reali-
sierung beider Malinahmen Synergieeffekte zu
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nutzen, sodass weder die eine noch die andere
MaRnahme in Zweifel gezogen werden kann.

Minister Thimler (MWK): Ich mdchte unterstrei-
chen, dass die Ein-Haus-L6sung in der Tat bes-
sere funktionale, technische und organisatorische
Beziehungen als die Zwei-Haus-L6sung erlaubt.
Auf3erdem bringt die Ein-Haus-Lésung Zeit- und
Kostenvorteile bei der baulichen Realisierung,
und sie erfillt insbesondere die wirtschaftlichen
Kriterien fir den spéateren klinischen Betrieb. Bei
der Zwei-Haus-Lésung hatte man zwei voneinan-
der getrennte Bereiche gehabt, wahrend in der
Ein-Haus-Losung Bettenhaus und OP-Bereich
zusammengedacht werden. Damit verbessern
sich die Beziehungen dieser beiden Bereiche,
und auch der Personaleinsatz wird besser steu-
erbar.

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich mdchte noch
einmal auf die Grundsatzfrage der Finanzierung
zu sprechen kommen. Ich glaube, das ist der ei-
gentliche Kern der Debatte. Mein Eindruck ist,
dass versucht wird, um diese Frage herumzula-
vieren. In diesem Zusammenhang nur auf die Zu-
kunft zu verweisen, wird der Situation, vor der wir
augenscheinlich stehen, nicht gerecht. Naturlich
kann man sagen, dass aus dem Sondervermdgen
nur die Krankenversorgung finanziert werden
kann und die Finanzierung von Forschung und
Lehre auf andere Weise erfolgen muss. Aber
dann muss man auch die Frage beantworten,
woher die dafur notwendigen Mittel kommen sol-
len. Vielleicht kbnnen Sie etwas dazu sagen, wie
hoch der Anteil im Masterplan fur Krankenversor-
gung, Forschung und Lehre jeweils ist.

Herr Minister, Sie haben darauf verwiesen, dass
ab 2024 jeweils 100 Mio. Euro in das Sonderver-
mogen eingezahlt werden. Dahinter méchte ich
ein groRRes Fragezeichen setzen. Formal ist das
zwar richtig, aber wir werden spéatestens im
Herbst, wenn wir Uber die mittelfristige Finanzpla-
nung diskutieren werden, sehen, ob diese Mittel
darin enthalten sind. Ich glaube, dass das im
Zweifel nicht der Fall sein wird - jedenfalls wird
das sehr schwer darstellbar sein, weil ab 2024
auch die Tilgung der aufgrund der Notsituation
aufgenommenen Schulden begonnen werden
soll. Wie man vor diesem Hintergrund hoffen
kann, dass auch noch jedes Jahr 100 Mio. Euro
in das Sondervermogen flieRen, ist jedenfalls mir
schleierhaft.

Ich glaube, wir missen uns jetzt dariber unterhal-
ten, wie dieses Bauprojekt grundsatzlich finanziert

werden kann. Die FDP-Fraktion hat in der letzten
Woche - wie auch der Landesrechnungshof - ge-
fordert, ein OPP-Verfahren zu priifen. Es ist of-
fensichtlich, dass die urspringlichen Planungen
sowohl mit Blick auf die Baukosten als auch die
Trennung zwischen den Planungen fir Kran-
kenversorgung, Forschung und Lehre sowie die
Aufstockung des Sondervermdgens unter den
gegebenen haushaltspolitischen Rahmenbedin-
gungen nicht mehr umgesetzt werden kénnen.
Deswegen sollte man sich méglichst schnell dar-
Uber Gedanken machen, wie diese Planungen
realisiert werden kénnen.

Falsch wéare aus meiner Sicht, kleinschrittig vor-
zugehen, sodass die Synergieeffekte auf der
Strecke blieben, die sich bei der Komplettrealisie-
rung von grof3en Bauvorhaben ergeben.

Minister Thumler (MWK): Ich mdchte noch etwas
zum Thema OPP sagen: Auch OPP-Verfahren
sind nicht kostenlos. Die Kosten werden dabei in
die Zukunft verlagert: Wenn man heute einen
groBen Betrag zur Verfugung erhalt, muss er ir-
gendwann in der Zukunft zuriickgezahlt werden.
Auch das belastet den Haushalt. Das ist nur eine
andere Form der Finanzierung. Die Kosten wéaren
also nicht geringer als bei dem jetzt gewahlten
Verfahren; bei OPP-Verfahren kénnen die Projek-
te nur manchmal schneller realisiert werden.
Deshalb sollte man - das ist mein Petitum - die
Systemvielfalt beriicksichtigen und nicht nur pau-
schal sagen: Nur OPP ist gut. - Wir brauchen
vielmehr einen Instrumentenmix, um an bestimm-
ten Stellen vorwarts zu kommen.

Dazu ein Beispiel: Gerade bei der UMG gab es in
den vergangenen Jahren haufiger einmal das An-
sinnen, neue Parkplatzkapazitdten zu schaffen,
was Uber OPP-Projekte erfolgt ist. Diese sind mit
privaten Mitteln realisiert worden; das funktioniert
Uber die Einnahmen aus Parkgebihren. So etwas
ist fur Gebaudeteile, die wirtschaftlich betreibbar
sind - z. B. ein Kraftwerk - mdglich. Private prifen
genau, in welchen Bereichen so etwas mdglich
ist. Wenn etwas realisiert werden soll, woraus
sich keine Einnahmen realisieren lassen, dann
geben Private dafiir kein Geld. Der Staat wird sich
also nie ganz herausziehen kdnnen, sondern er
muss dann immer noch das realisieren, was kein
Privater bezahlen mdchte, weil es unwirtschaftlich
ist. Deswegen muss man schauen, dass bei ei-
nem OPP-Verfahren nicht nur die Rosinen her-
ausgepickt werden, sondern der Staat selbst an
den Einnahmen beteiligt wird. Deshalb ist ein Mix
der Instrumente wichtig.
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Herr Landré (DBHN): Ich méchte noch etwas zu
den Zahlen sagen. Diese 2,1 Mrd. Euro im Son-
dervermégensgesetz basieren auf einer Kosten-
anmeldung aus dem November 2016, die bei den
beiden Universitatsklinika abgefragt wurde, und
zwar hinsichtlich der voraussichtlichen Investiti-
onskosten im Neubaubereich. Diese Kostenan-
meldung konnte auf Zahlen aus spéatestens Mitte
2016 fulZen.

Der Gesamtinvestitionsbedarf der MHH in Héhe
von 2,6 Mrd. Euro, den wir lhnen vorlegen, hat ei-
nen anderen Inhalt. Darin sind nadmlich die vo-
raussichtlichen Investitionskosten enthalten - al-
lerdings schon mit einem Preisstand von 2019.
Das heift, das ist schon indexiert. Er umfasst in
einer Gesamtschau alle Ersteinrichtungskosten
bzw. Ausstattungskosten - also jegliches loses
wie auch fest verbautes Mobiliar und jegliche Me-
dizintechnik. Hinzu kommen 50 % Risikopuffer,
der in der bisherigen Summe nicht enthalten war,
um zukulnftige Preissteigerungen bis zum Zeit-
punkt der Ubergabe und etwaige baufachliche
oder planungstechnische Risiken abzufedern.
Dieser Risikopuffer Ubersteigt die Empfehlungen,
die es sonst im Allgemeinen seitens des NLBL
gibt, um etwa 10 %. Das heil3t, diese Zahlen sind
auRerst auskdmmlich berechnet.

Es handelt sich also um zwei unterschiedliche In-
halte. Wie gesagt, sind Forschung und Lehre
nicht umfasst.

Das, was dem Haushaltsausschuss dann tatséach-
lich zur Enscheidung vorgelegt wird, wird niemals
Uber das hinausgehen, was Uber das Sonderver-
mogensgesetz - jeweils 1,05 Mrd. Euro - hinter-
legt ist. Deswegen haben wir den beiden Univer-
sitatskliniken auch vorgegeben, dass nach der
DIN 276 - zur Ermittlung der Projektkosten -, in-
klusive der Kosten flr die Baugesellschaften fir
die nachsten zehn Jahre, diese 1,05 Mrd. Euro
nominal nicht Oberschritten werden dirfen. Das
heil3t, im Moment beplanen wir maximal 700 Mio.
Euro, und zwar inklusive Erstausstattung, Medi-
zintechnik, loses und fest verbautes Mobiliar. Das
ist der Tatsache geschuldet, dass wir eben nicht
wollen, dass Entscheidungen geféllt werden, die
dartber hinausgehen.

Die Masterplane und auch die baulichen Entwick-
lungspléane sollen zunéchst die Universitatsklin-
ken dahin gehend disziplinieren, eine Vision da-
zu, wie die Endausbaustufe aussehen koénnte,
vorzulegen. Zum anderen sorgen sie dafur, dass
die beim Haushaltsausschuss vorzulegenden

Bauabschnittsplanungen fir die einzelnen MalR-
nahmen nicht mit der Idee der Gesamtkonzeption
kollidieren.

Gleichwohl muss man mit Blick auf die GroéRen-
ordnung konzedieren, dass die ersten beiden
Baustufen, die wir im Moment im Blick haben - die
Baustufe 1 in Géttingen mit ungeféhr 43 900 m?2
netto Nutzflache und die Baustufe mit 61 900 mz?
Nutzflache bei der MHH -, wenn sie in der Umset-
zung sind, fur sich genommen mit die grof3ten
Hochbaumalnahmen in Deutschland sein wer-
den.

Das heil3t, hier geht es nicht um Kleinstschritte,
sondern um zwei groRe Projekte, die in der Gro-
Benordnung vielleicht nur mit dem Neubau des
Medizincampus der Universitdt Augsburg oder
des Zentralklinikums in Minchen verglichen wer-
den koénnen. Das sind schon sehr groRe Projekte,
und wir missen abwarten, wie der Markt in der
Lage sein wird, darauf zu reagieren. Es wird Auf-
gabe der nachsten Monate sein, zu schauen, wie
die Corona-Krise die Bauwirtschaft trifft.

MR Berger (MF): Egal, um welche MalBhahme es
geht und wie teuer sie ist: Kommt sie in den Mal3-
nahmenfinanzierungsplan und erhalt sie die Zu-
stimmung des Haushaltsausschusses, dann muss
die haushaltsrechtliche Erméachtigung bereits vor-
liegen. Diese liegt fir ca. 2,1 Mrd. Euro vor, und
zwar aus folgenden Grinden: Der Bestand im
Sondervermdgen betragt 1,05 Mrd. Euro. Das ist
also ,echtes Geld*, das dem Sondervermoégen
durch Jahresabschliisse zugefiihrt wurde. Und es
gibt im Haushalt 2020 eine Verpflichtungserméch-
tigung, die das Land verpflichtet, dem Sonder-
vermdgen ab 2024 zehn Jahre lang jahrlich
105 Mio. Euro zuzufuhren.

Aus dieser Verpflichtungserméachtigung kénnen
bereits Verpflichtungen eingegangen werden. Es
werden aber nicht so schnell liquide Mittel ben6-
tigt werden, sodass es nicht problematisch ist,
wenn 105 Mio. Euro jeweils erst in spéateren Jah-
ren eingestellt werden. Der Bestand steht zur Ver-
figung, und ab 2024 werden diese Summen ein-
gestellt. Die Einschétzung ist, dass das funktio-
nieren kann.

Voraussetzung ist natlrlich die Deckung durch
die folgenden Haushalte. Aber die 105 Mio. Euro
sind sicher - es sei denn, der Haushaltsgesetzge-
ber kassiert diese Verpflichtungserméachtigung
wieder. Ansonsten ist das Land entsprechend
verpflichtet.
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MDgt Palm (LRH): Ich méchte noch einmal auf
das Grundproblem zu sprechen kommen.

Zunachst einmal der guten Ordnung halber: Herr
Minister Thimler hat eben erwéhnt, dass das
Sondervermdgen nur fiir Baumaflnahmen fir die
Krankenversorgung zur Verfigung stehe. Das ist
uns klar. Die Hohe der Baukosten fir die MHH
und die UMG bis zu 5 Mrd. Euro, die wir genannt
haben - das sind Ubrigens nicht unsere eigenen
Zahlen, sondern fortgeschriebene Zahlen der
Landesregierung -, bezieht sich aber auch auf die
Krankenversorgung und nicht auf Forschung und
Lehre. Wirde man diese Bereiche einbeziehen,
misste man sicherlich noch 2 Mrd. Euro draufle-
gen. Der Landesrechnungshof operiert also mit
Zahlen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit
dem Sondervermdgen stehen.

Ich mochte auch betonen, dass sich hier - jeden-
falls auf Sicht - das klassische Dilemma o6ffentli-
chen Bauens offenbart, namlich die chronische
Unterfinanzierung. Und wenn die Deckelung des
Sondervermégens so bestehen bleibt - und die
haushaltswirtschaftlichen Eckdaten sprechen da-
fur -, dann wird das Ergebnis sein, dass das Land
Niedersachsen fir die wirklichen Leuchttirme in
der Krankenversorgung - UMG und MHH - nur
jeweils ein Drittel mit Blick auf den unstreitigen
Bedarf neu bauen kann.

Die finanzielle Konzeption, die jetzt vorliegt, er-
mdglicht es voraussichtlich - auch ausweislich
des ersten zu realisierenden Bauabschnitts bei
der MHH -, ein Drittel der Klinik zu bauen, und
das angesichts der Tatsache, dass der Altbestand
abgangig ist, moglicherweise auch gar nicht mehr
erneuert werden kann, weil Ersatzteile fehlen,
weil die Kosten unverhaltnismaRig hoch waren
oder weil die Gewerbeaufsicht nicht mehr mit-
macht. So haben wir auf der einen Seite die Situ-
ation, dass nur Rumpfkliniken ausfinanziert sind
und fertiggestellt werden kdnnen, wéahrend auf
der anderen Seite der Altbestand nicht mehr
nutzbar ist. Deshalb wird es enorme betriebsor-
ganisatorische Probleme geben, in technischer
und medizinischer Hinsicht den Altbestand mit
dem neuen zu verbinden.

Das muss der Haushaltsausschuss aus Sicht des
Landesrechnungshofs wissen. Wenn man die ge-
genwartigen beschrénkten Finanzierungsmdg-
lichkeiten sozusagen als endgultig gegeben hin-
nimmt, besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit,
dass sich die Situation so entwickelt, wie ich sie
eben dargestellt habe. Aber Uber jeweils nur ein

Drittel der neuen Kliniken zu verfuigen, kann nicht
im Interesse des Landes Niedersachsen liegen.

Abg. Frauke Heiligenstadt (SPD): Ich méchte
zunéchst noch einmal auf die Aufhebung des
Vergabeverfahrens der UMG zu sprechen kom-
men. Nicht zuletzt als Abgeordnete aus Stdnie-
dersachsen méchte ich deutlich machen, dass wir
hier vor einer Zasur stehen. Die Aufhebung des
Vergabeverfahrens ist ein Problem fir die sid-
niedersachsische Region. Denn eigentlich sollte
der Bau langst begonnen haben.

Nichtsdestotrotz ist es gut, genau hinzuschauen
und zu prifen, was umsetzbar ist und was nicht.
Das, was dann tatsdchlich in die Planung ein-
flie3t, muss auch realisierbar sein. Auch ich habe
mich mit den Akteuren vor Ort ausgetauscht. Die
sogenannte Ein-Haus-Lésung - diese Erkenntnis
gibt es ja nicht erst seit gestern - wurde sofort fa-
vorisiert, als klar war, dass die Moglichkeit be-
steht, Vergabeverfahren entsprechend zu gestal-
ten. Dass es nun rechtliche Probleme aufgrund
der Zusammenfassung der ,alten“ und ,neuen”
Welt gibt, bedauert, glaube ich, niemand mehr als
die sudniedersachsische Region, die gerne Fort-
schritte bei einem der gréfdten Investitionsvorha-
ben des Landes, wenn nicht gar der Bundesre-
publik, sehen wirde.

Deshalb nehme ich gerne den Hinweis von Herrn
Landré auf und mdchte ihn unterstiitzen: Es ist
das Anliegen dieser Landesregierung, der UMG,
der Bau- und auch der Dachgesellschaft, einen
guten und zlgigen Beginn des ersten Bauab-
schnitts zu erreichen, der im Ubrigen im Rahmen
des Sondervermégens finanzierbar ist - das hat
Herr Landré ausgefuhrt. Daflr, dies umzusetzen,
sollten wir unsere Kraft einsetzen. Dass die Fi-
nanzierung weiterer Teile Uber das Sonderver-
mogen abgesichert ist, hat Herr Berger ausge-
fahrt.

Ich wéare sehr dankbar, wenn mit Nachdruck auch
mit Blick auf das Gesamtprojekt diese zeitliche
Notwendigkeit zum Ausdruck gebracht wiirde,
damit das Verfahren noch etwas an Geschwin-
digkeit aufnimmt und die eine oder andere Verzo-
gerung, die jetzt entsteht, aufgeholt werden kann.

Die gesamte sidniedersachsische Region hat ein
hohes Interesse daran, dass die Ein-Haus-
Lésung realisiert wird.

Zur Diskussion bezuglich der Finanzierung des
Gesamtprojekts: Ich kann die Ausfuihrungen von
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Herrn Palm nachvollziehen, dass es immer wich-
tig ist, die Gesamtdimension der Bauvorhaben im
Blick zu behalten und sich Gedanken darliber zu
machen, was wirtschaftlich bzw. problematisch
sein kdnnte.

Aber bleiben wir einmal beim aktuellen Status
quo: Das Land Niedersachsen - und das schon
vor einigen Jahren - hat mit der Griindung dieses
Sondervermdgens den Grundstock fiir zwei der
groten Bauvorhaben im Klinikbereich in der
Bundesrepublik gelegt. Das ist eine wichtige Aus-
gangsvoraussetzung dafir, hier handeln zu kdén-
nen.

Die Vorgehensweise lber die Dachgesellschaft
mit dem entsprechenden Ablauf bei der Planung
ist natdrlich fur alle Akteure erst einmal neu und
gewoOhnungsbedurftig. Das entspricht nicht der
Ublichen Vorgehensweise bei offentlichen Bau-
vorhaben. Aber es ist gut, dass es hier eine serio-
se und belastbare Planung gibt, sodass man sich
immer wieder vor Augen fihren kann, welche wei-
teren Bedarfe bestehen.

Natirlich muss man maglicherweise auch dartiber
nachdenken, inwiefern Teile des Gesamtprojekts
eventuell tber unterschiedliche Konstruktionen fi-
nanziert werden kénnen. OPP ist dabei aber nicht
das Allheilmittel. Es gibt auch OOP und Fondslo-
sungen oder Ahnliches. Heute Morgen hat ein
anderer Ressortminister eine Fondslésung als
nicht so positiv bewertet. Sicherlich muss man un-
terschiedliche Madglichkeiten der Finanzierung
prifen.

Aber eins haben wir doch im Zusammenhang mit
der Corona-Pandemie gelernt, namlich dass man
das offentliche Gesundheitswesen - den Betrieb,
aber auch groR3e Teile des Baus - nicht unbedingt
ausschlie8lich in private Hande legen sollte. In
dieser Auffassung habe jedenfalls ich mich in den
letzten Wochen und Monaten deutlich bestarkt
gesehen.

Aus diesem Grund sind wir sicherlich gut beraten,
wenn wir ohne Scheuklappen, aber sehr sorgfal-
tig uber mdgliche Alternativen nachdenken.
Gleichzeitig sollten wir aber nicht kleinreden, wel-
ches Fundament wir hier flr zwei so grof3e Bau-
vorhaben gelegt haben.

Abg. UIf Thiele (CDU): Fur die CDU-Fraktion
mochte ich betonen, dass diese beiden Projekte
aus unserer Sicht zwei grol3e Leuchtturmprojekte
des Landes Niedersachsen sind, die fur die medi-

zinische Landschaft Giber Niedersachsen hinaus
von elementarer Bedeutung sind. Wir sind festen
Willens, diese umzusetzen, und zwar zeitnah und
wirtschaftlich.

Aus meiner Sicht und auch mit Blick auf viele an-
dere GroRprojekte, deren Verlauf man analysie-
ren kann - und ich denke, das muss fir den
Haushaltsausschuss ein  wesentlicher Punkt
sein -, ist nicht entscheidend, wann bei einem
Bauprojekt der erste Stein gesetzt wird. Entschei-
dend ist vielmehr eine gute und solide Planung,
wie sie fir beide in Rede stehenden Projekte vor-
liegt, und zwar eine Planung, die fur die Teile, die
realisiert werden sollen, durchfinanziert ist. Das
ist die Gewahr dafir, dass am Ende - im Zeit-
plan - zwei Bauten realisiert werden und fir die
Nutzer zur Verfligung stehen, sodass die medizi-
nische Versorgung real verbessert wird. Es geht
hier nicht um Pokale fir einzelne Politiker oder
Hochschulprésidenten, sondern es geht um zent-
rale Investitionsprojekte fur die medizinische
Landschaft in Norddeutschland. Und die aufge-
setzte Planung ist die Grundlage dafur, dass die-
se Projekte umgesetzt werden kdnnen.

Ich bin froh, dass wir mit der Struktur, die wir ge-
wahlt haben, und auch mit der Entscheidung, die
die UMG heute verkinden wird, in diesen Pla-
nungsprozess Grund hineinbekommen.

Ich bitte die Landesregierung darum, in einem
vertraulichen Sitzungsteil noch detailliert eine
rechtliche Wirdigung der Entscheidung der UMG,
das Ausschreibungsverfahren aufzuheben, vor-
zunehmen. Da ich hier und da gelesen habe,
dass es immer noch Diskussionen uber die Frage
gibt, ob man nicht Teile der alten Ausschreibung
in die neue sozusagen hiniiberretten kdnnte, bitte
ich die Landesregierung darum, auch hierzu eine
klare Bewertung vorzunehmen - auch dazu, was
rechtlich méglich und wirtschaftlich vorteilhaft ist.

Herr Palm, es ist die Aufgabe des Landesrech-
nungshofs, den Haushaltsgesetzgeber und die
Landesregierung immer wieder zu ermahnen, die
Planung und die Finanzierung beider Projekte zu
synchronisieren und so zu organisieren, dass sie
wirtschaftlich sind und am Ende auch erfolgreich
realisiert werden kénnen.

Ich mdchte dazu zwei Hinweise geben.

Erstens. Wir sollten es vermeiden, die Finanzie-
rung von Forschung und Lehre und die Baufinan-
zierung durcheinanderzuwurfeln. Das eine hat mit



Seite 48 Ausschuss fiir Haushalt und Finanzen

- 93. Sitzung am 24. Juni 2020 (6ffentlicher Teil) 18. WP

dem anderen erst einmal nichts zu tun. Im Haus-
haltsausschuss geht es um die Baumafl3nahmen.
In zuklnftigen Haushaltsplanen, die zum Teil die
Etats der beiden Hochschulen umfassen und in
deren Verantwortung liegen, geht es um die Fi-
nanzierung von Forschung und Lehre.

Zweitens. Ich habe Herrn Landré so verstanden,
dass die Zahlen, die der Landesrechnungshof bei
seinen Kalkulationen verwendet hat, auf alten
Werten beruhen, und wir jetzt zum ersten Mal ei-
ne echte kalkulatorische Grundlage haben - mit
einem ausreichenden Risikopuffer -, mit der man
konkret arbeiten kann. Denn auf der Basis grober
Planungen, Ideen, Zeichnungen usw., wie wir sie
aus der letzten Legislaturperiode kannten, als die
Planungen aufgesetzt wurden, war eine Kosten-
kalkulation logischerweise nicht mdglich. Heute
haben wir zum ersten Mal gehért, wie der tatsach-
liche Kostenrahmen aussieht - mit einem noch
sehr grol3en Risikopuffer, der sich in den néchs-
ten Jahren weiter konkretisieren wird -, sodass wir
als Haushaltsgesetzgeber auf dieser Basis wei-
terarbeiten kénnen.

Der Haushaltsgesetzgeber hat fir den Haushalt
2020 erstmals in dem dafir notwendigen Umfang
eine Verpflichtungserméachtigung beschlossen
und sich damit selber Uber einen langeren Zeit-
raum in die Pflicht genommen, die Mallhahmen
Uber das Sondervermdgen zu finanzieren. Das ist
zum jetzigen Zeitpunkt das Maximum, das man
tun kann. In der aktuellen Situation kdmen wir ja
nicht auf die Idee, noch weitere Mittel in das Son-
dervermdgen zu buchen - woher auch? Also ist
die Verpflichtungserméachtigung das probate Mit-
tel.

Zu dem Vorschlag, das Projekt mdoglicherweise
anders zu finanzieren - ob tber OOP oder OPP
oder andere Strukturen -: Ich bin immer daftr,
solche alternativen Finanzierungsformen weiter-
zudenken. Ich gebe dazu aber zwei Dinge zu be-
denken.

Erstens handelt es sich bei alternativen Finanzie-
rungsformen aus politischer Sicht am Ende immer
um Schattenhaushalte, wenn es darum geht,
sozusagen Kreditfinanzieren aus dem Haushalt
herauszubringen. Diejenigen, die diese Variante
jetzt ins Spiel bringen, haben genau mit Blick auf
dieses Vorgehen an anderer Stelle Vorwiirfe er-
hoben - auch der Landesrechnungshof.

Insofern muss man sich immer im Klaren dariber
sein: Dritte schenken dem Land kein Geld. Am

Ende muss das Land Niedersachsen das bezah-
len. Unser Ziel muss es deshalb sein, so wirt-
schaftlich wie méglich vorzugehen.

Zweitens. Ein OPP-Projekt hatte in der Finanzie-
rung - moglicherweise leicht zeitversetzt - genau
die gleiche Kante. Denn dann waren - vielleicht
zwei oder drei Jahre spéater - Leasingraten zu fi-
nanzieren. Die Kosten wéaren dann &hnlich hoch
wie bei einer Finanzierung aus dem Landeshaus-
halt Gber die Baugesellschaft. Wenn wir Pech hét-
ten, kdnnte es sogar passieren - man muss ja erst
einmal ein Unternehmen finden, das dazu bereit
ist; denn die Unternehmen haben entsprechende
Renditeerwartungen -, dass die Leasingraten am
Ende deutlich héher sind als die Mittel, die wir zur
Finanzierung uUber die Verpflichtungsermachti-
gung im laufenden Haushalt erbringen missten.

Bei allem Verstandnis dafiir, dass der Landes-
rechnungshof immer wieder darum bittet, diesen
Vorschlag zu bewerten - ich weild auch aus diver-
sen Diskussionen, dass die Landesregierung die-
se Bewertung regelmaRig vornimmt -: Am Ende
ist doch unser gemeinsames Ziel, dieses Projekt
wirtschaftlich zu realisieren, und nicht die Umset-
zung Uber Alternativmodelle fir das Land noch
teurer zu machen.

Abg. Stefan Wenzel (GRUNE): Wir befinden uns
aktuell in einer sehr ernsten Lage. Ich habe auch
das Gefihl, dass sich MWK und MF nicht wirklich
einig sind. Das MF ist ja eigentlich das Ministeri-
um, das die grolien Bauvorhaben im Land ver-
antwortet - das Staatliche Baumanagement unter-
liegt traditionell der Aufsicht des MF.

Herr Minister, Sie haben uns eine Vorlage zum
Masterplan MHH vorgelegt, die nicht durchfinan-
ziert ist. Herr Landré hat gesagt: Das, was uns
zur Entscheidung vorgelegt wird, wird nicht tber
das hinausgehen, was das Sondervermdgensge-
setz ermdglicht.

Dann verweisen Sie auf eine Verpflichtungser-
machtigung, die ab 2024 mit 105 Mio. Euro jahr-
lich bedient werden soll. Das heil3t, 2035 hatten
wir die 2,1 Mrd. Euro und den ersten Bauab-
schnitt an der UMG und an der MHH - und damit,
wie von Herrn Palm beschrieben, jeweils ein Drit-
tel der Hochschulmedizin - finanziert. Das ist aber
noch 15 Jahre hin.

Das ist aus meiner Sicht keine solide Finanzie-
rungsgrundlage. Aber Sie, Herr Dr. Siemer, spre-
chen davon, dass das endlich mal ein tragféhiger
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Vorschlag wére. Das kann ich in keiner Weise er-
kennen.

Zur Aufhebung der Ausschreibung: Herr Minister
Thumler, Sie haben gesagt, diese Entscheidung
hatte ganz allein die UMG getroffen. Hierbei stel-
len sich Fragen mit Blick auf die Konstruktion
Dachgesellschaft/UMG. Wer bewilligt die Pla-
nungskosten? Wurden die Planungskosten bewil-
ligt oder nicht? Oder wurde die UMG in eine
Zwangslage gebracht, in der sie gar nicht anders
konnte, als die Ausschreibung aufzuheben?

Diese Konstruktion macht das Ganze nicht einfa-
cher. Es gibt zwei Gesellschaften mit beschrank-
ter Haftung - die Betonung liegt dabei auf den
letzten Worten. Ich habe das Geflhl, das Wichti-
ge an dieser Konstruktion ist die beschrankte Haf-
tung und nicht die stringente Planung. Das macht
mir Sorge.

Fir Stdniedersachsen ist es ein Schlag ins Kon-
tor, wenn das alles jetzt noch einmal von vorne
beginnt. Das waren viele Jahre Arbeit, und nun
fangt alles wieder von vorne an. Man kann es
nicht genug betonen: Wir alle haben in der Krise
gesehen, welche Rolle unsere groRen Hoch-
schulkliniken spielen. Die deutschen Universitats-
klinika - es gibt insgesamt 37 medizinische Fakul-
taten in Deutschland - sind die Leistungstrager im
Bereich Forschung. Die Hoffnung, die alle haben,
namlich dass das Coronavirus medikamentds be-
handelt werden kann, liegt auf diesen Kliniken.
Wenn man sich die erste Bilanz der Enquete-
kommission ,Sicherstellung der ambulanten und
stationdaren medizinischen Versorgung in Nieder-
sachsen - fir eine qualitativ hochwertige und
wohnortnahe medizinische Versorgung“ aus der
Krise anschaut, stellt man fest: Die groR3en Kran-
kenhauser haben die Hauptlast bei der Bereitstel-
lung von Beatmungskapazitaten, Intensivkapazi-
taten usw. getragen. Da spielen unsere beiden
Maximalversorger eine extrem wichtige Rolle. Wir
durfen sie deshalb jetzt nicht in eine schwierige
Lage bringen.

Herr Minister, deshalb kommen Sie nicht umhin,
noch einmal zu erklaren, wie diese Vorlage ausfi-
nanziert werden soll. Entweder bitten Sie den Fi-
nanzminister, noch eine entsprechende Verpflich-
tungsermachtigung fiir die nachsten Jahre vorzu-
sehen, um eine solide Finanzierung zu gewahr-
leisten. Oder Sie mussten darstellen, welche an-
dere Wege zur Finanzierung Sie gehen wollen.
Dann missten Sie aber auch vorstellen, wie Sie
diese Wege gangbar machen wollen. Dafir muss-

te eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung vorgelegt
werden, die zeigt, dass diese Wege am besten
waren. Das ist ganz klar geregelt.

Es reicht nicht, einfach zu hoffen, dass am Ende
ein Drittel der Kliniken ausreicht. In der uns zur
Verfligung gestellten Vorlage wird ja festgestellt,
dass es nicht gerade gunstig ist, wenn ein Drittel
der Krankenversorgung auf dem Stadtfelddamm
gebaut wird, aber der Rest der Gebaude nicht
freigezogen werden kann. Dazwischen soll es
zwar einen Tunnel und einen Skywalk geben,
aber es stellt sich die Frage, ob die Patienten
gerne ein paar Hundert Meter durch die Gegend
geschoben werden wollen. Auch diese prakti-
schen Probleme verkomplizieren das Ganze.

Ich meine, Sie brauchen ein Gesamtfinanzie-
rungskonzept. Jetzt wére ein guter Zeitpunkt, die-
ses vorzulegen und mit dem Finanzminister Ta-
cheles zu reden oder Uber eine andere Aufga-
benverteilung innerhalb der Landesregierung
nachzudenken.

Minister Thimler (MWK): Zunachst noch einmal
zur Einordnung: Fur den Bau der Universitatsme-
dizin insgesamt ist das MWK zustandig und nicht
das Staatliche Baumanagement. Das steht so im
Sondervermdgensgesetz und ist damals, wenn
ich es richtig in Erinnerung habe, einstimmig be-
schlossen worden. Das heif3t, das wurde von uns
allen getragen.

Ich meine, dadurch, dass das MF auf unseren
Vorschlag eingegangen ist, diese Verpflichtungs-
erméchtigung auszubringen und damit die Ge-
samtfinanzierung der im Sondervermdgensgesetz
festgesetzten Summe von 2,1 Mrd. Euro Uber-
haupt erst einmal abzusichern, sind wir einen ent-
scheidenden Schritt weitergekommen. So kann
das Ziel des Sondervermogensgesetzes - namlich
der Neubau der Krankenversorgung an MHH und
UMG - Uberhaupt erst realisiert werden. Damit ist
die Grundlage fur alles Weitere geschaffen. Das
hat Herr Landré gerade ausgefiihrt. Wir lassen
nicht ins Nirwana planen, sondern planen das,
woflr Geld zur Verfligung steht. Das ist entschei-
dend.

Man kann heute nicht seriés sagen, was das alles
kostet, weil sich die Preise veréandern. Das fangt
schon bei der Apparatemedizin an. Die techni-
sche Entwicklung ist so rasant, dass wir sozusa-
gen heute nicht sagen kénnen, was wir morgen
einbauen werden. Deswegen haben wir dieses
vielleicht etwas komplexe Verfahren der zentralen
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Steuerung entwickelt, um von dem breiten Ansatz
sozusagen des Winsch-dir-was auf das tatsach-
lich Umsetzbare herunterzukommen. Damit kann
auch der Kostenrahmen so geschnurt werden,
dass am Ende hier eine Malinahme mit Kosten
vorgelegt werden kann, die dann auch tatséchlich
eintreffen. Das ist das Gegenteil von dem, was
man friher gemacht hat. Friher hat man gesagt:
Das Bauprojekt X kostet so und so viel. - Und an-
schlieRend mussten immer wieder Nachtrags-HU-
Baus vorgelegt werden. Zu Recht hat sich der
Haushaltsgesetzgeber dariiber aufgeregt. Das lag
aber an der Systematik, die wir im Rahmen der
zentralen Steuerung verandert haben. Deswegen
werden auch MWK, MF und Landesrechnungshof
diese Dinge in enger Abstimmung bewerten. Die
Zusammenarbeit verlauft sehr erfreulich und kon-
zentriert und hat eine ganz andere Qualitat als bei
anderen Bauprojekten. Das ist der Vorteil dieser
Planung.

Bauherrin ist die UMG. Als Stiftung hat sie die
Bauherreneigenschaft und tragt die Verantwor-
tung. Die UMG ist verantwortlich fur die Aus-
schreibung. Sie hat die Ausschreibung vorge-
nommen, und nur sie kann die Ausschreibung
aufheben - sonst niemand. Sie kann auch nicht
dazu gezwungen werden, sondern hochstens da-
von uberzeugt werden, durch die Vorlage von
Rechtsgutachten, Gesprache usw. Aber die Ent-
scheidung muss die UMG selbst treffen. Und sie
hat sie getroffen.

Herr Professor Brick als Vorstandsvorsitzender
der UMG tréagt das zusammen mit dem stellvertre-
tenden Vorstandsvorsitzenden Herrn Siess - in
voller Uberzeugung, dass das der richtige Schritt
ist. Denn man kam zu der Erkenntnis, dass die
Umsetzung der geplanten Zwei-Haus-Ldsung,
wenn sie so bezuschlagt worden ware, wie es
beantragt war, am Ende zu einem Rechtsstreit
héatte fihren kénnen, der zu einem Stillstand der
gesamten Mallhahme von zwei oder drei, viel-
leicht sogar noch mehr Jahren gefihrt hatte. Das
ist verhindert worden. Es gibt keinen Stopp. Es
wird kontinuierlich weitergearbeitet und weiterge-
pruft. Im September werden wir Ihnen die néchste
Vorlage zu diesem Themenkomplex vorlegen.

Dass von der Zwei-Haus-L6sung Abstand ge-
nommen und die Ein-Haus-Losung préferiert wur-
de, geht darauf zuriick, dass die Bauunterneh-
men selber festgestellt haben, dass eine Ein-
Haus-LOsung im Grunde genommen viel sinnvol-
ler ist. Eine entsprechende Anderung wéare aber
im Rahmen der alten Ausschreibung nicht rechts-

sicher mdglich gewesen. Deswegen ist die UMG
auch zu dem Schluss gekommen, dass es aus
vielen - auch funktionalen - Griinden besser ist,
jetzt aufzuheben, anstatt das Risiko einzugehen,
von einem der Bieter verklagt zu werden. Dem-
entsprechend ist das keine Katastrophe, sondern
jetzt wird eine rechtssichere Ausgangssituation
geschaffen, die garantiert - das ist auch fur die
Region wichtig -, dass das, was jetzt geplant wird,
tatsachlich umgesetzt werden kann. Ein Stillstand
der MaRnahme aufgrund eines Rechtsstreits hin-
gegen ware fiir alle der Worst case gewesen.

Wir sind in der Tat bemuht, die Zeit aufzuholen
und auch die neue Ausschreibung sehr schnell
auf den Weg zu bringen, damit wir nicht in einen
zeitlichen Verzug kommen. Man muss bedenken,
dass wir 2027 schlisselfertig tbergeben kénnen -
das ist bei einer so groRen Baumalnahme
durchaus alles im Rahmen.

Abschlieende Bemerkung: Das Loblied auf die
Unimedizin hore ich gerne. Ich wirde mich aber
auch freuen, wenn alle politischen Parteien an al-
len Stellen, an denen sie Verantwortung tragen,
bertcksichtigen, dass die Unimedizin Geld kostet
und nicht mit einem normalen Krankenhaus ver-
gleichbar ist. Die Durchschnittskostenséatze, die
fur die Leistungen gezahlt werden, die an UMG
und MHH erbracht werden, reichen heute nicht
aus, um die Leistung der dort Arbeitenden zu fi-
nanzieren. Das ist das Kernproblem im deutschen
Krankenhaussystem: dass Universitatsmedizinen
sozusagen wie jedes Wald- und Wiesenkranken-
haus behandelt werden - unabhangig davon, wel-
che Leistungen sie erbringen. Das passt nicht
und muss sich dringend andern.

Die Wissenschaftsminister sind da am Ball; in der
nachsten Woche gibt es einen Aufschlag in Berlin
zu diesem Thema, um deutlich zu machen, dass
gerade diese Krankenhduser das Ruckgrat in der
Bewadltigung der Corona-Pandemie gewesen
sind. Wenn es sie nicht gegeben hatte, hatte das
alles anders ausgesehen. Deswegen kampfen wir
sehr dafir, dass die Entschadigungsleistungen,
die der Bund den Krankenhausern aufgrund der
Leerstdnde bezahlt, deutlich erhéht werden. Im
Ubrigen wiirde auch eine Erh6hung auf 760 Euro
pro Bett pro Tag nicht reichen. Die Universitats-
medizin ist teuer.

Insbesondere in der Universitdtsmedizin besteht
eine hohe Leistungsfahigkeit und Flexibilitat. Man
kann nur allen, die im Krankenhaussystem bzw.
im Gesundheitssystem - nicht nur in der Unimedi-
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zin - arbeiten, daftr danken, dass sie jeden Tag
diese Leistungsfahigkeit zeigen.

Abg. Alptekin Kirci (SPD): Durch den Vortrag
des Ministers und auch von Herrn Landré ist die
Entwicklung noch einmal deutlich geworden. Die
SicherungsmalRnahmen haben an der Stelle ge-
griffen. Dass wir dartber nicht glucklich sind, dass
die Ausschreibung aufgehoben werden muss, ist
klar. Aber wenn dies nicht passiert ware, hatten
Klagen gedroht, und dann hétte sich das Verfah-
ren noch weiter verzogert.

lhre Rolle in diesem Zusammenhang, Herr Wen-
zel - ich modchte Sie einmal direkt ansprechen -,
finde ich schwierig. Sie stellen hier immer Be-
hauptungen auf, die zum Teil nicht nachgeprift
werden kdnnen oder einfach nicht stimmen - z. B.
wenn es darum geht, wer Bautrager ist.

Im November 2016 kam ja die Wissenschaftsmi-
nisterin aus lhrer Fraktion. Sie hat damals mit
diesen Zahlen gearbeitet, die sich nun weiterent-
wickelt haben. Die konkrete Baumalinahme, um
die es aktuell geht, ist durchfinanziert.

Richtig ist, dass wir Uber die Finanzierung der
weiteren Bauabschnitte reden missen. Mich inte-
ressiert, was mit Blick auf OPP rechtlich mdglich
ist und was nicht und ob eine entsprechende Um-
setzung praktisch tGberhaupt funktionieren wirde.
Zwischen 2 und 5 Mrd. Euro gibt es ein Delta,
Uber das wir reden missen. Da sollte es auch
kein Schwarzer-Peter-Spiel zwischen den einzel-
nen Fraktionen oder Ministerien geben. Denn an-
sonsten droht genau das, was Sie gesagt haben,
Herr Palm, namlich dass wir mit erheblichen
Problemen in der Zukunft zu kdmpfen hatten.

Abg. Dr. Stephan Siemer (CDU): Ich glaube, wir
muissen uns entscheiden, ob uns die Universi-
tatsmedizin wichtig ist und wir mit diesem Thema
serids umgehen wollen, oder ob wir daraus aus
irgendwelchen Motiven ein Wahlkampfthema ma-
chen wollen.

Seriéser Umgang heil3t, eine langfristige Planung
zu verfolgen. Diese liegt mit dem Masterplan und
dem Organisationskonzept vor. Wir wissen, in
welche Richtung es gehen soll. Wenn dann kon-
krete Schritte geplant werden, missen sie auch
bautechnisch beplant werden - Stichworte ,Fla-
chen® und ,Logistik“. Dann kann man die Kosten
abschatzen.

Wenn man will, dass ein Masterplan vorgelegt
wird, der die Gesamtkosten beziffert - die sich

dann womdoglich erhéhen -, dann misste man
den Weg gehen, den die Wissenschaftsministerin
2016 gegangen ist, und eine Durchschnittskos-
tenberechnung anstellen - mit den Problemen, die
sich daraus ergeben.

Wir wollen das nicht wiederholen, und deshalb ist
der Weg, den das MWK jetzt geht, genau der
richtige: Eine Gesamtplanung und ein Organisati-
onskonzept liegen vor; die umsetzbaren Bauvor-
haben werden Stick fur Stick abgearbeitet und
die Kosten seris berechnet.

Es ist bekannt, dass Baumafinahmen nur in den
Haushalt eingestellt werden kénnen, wenn sie
veranschlagungsreif sind. Von einer Veranschla-
gungsreife von Bauvorhaben, die in sieben Jah-
ren beauftragt werden, sind wir aber kilometerweit
entfernt, Herr Wenzel. Das wird nicht funktionie-
ren.

Vors. Abg. Stefan Wenzel (GRUNE): Fiir den 6f-
fentlichen Teil der Sitzung liegen keine Wortmel-
dungen mehr vor. - Es gab aber noch einige Fra-
gen, insbesondere zur Aufhebung des Ausschrei-
bungsverfahrens, die einem vertraulichen Teil zu
beantworten wéren.

Der Ausschuss setzte die Unterrichtung sodann
entsprechend der Bitte der Landesregierung ge-
malR § 93 GO LT in einem vertraulichen Sit-
zungsteil fort. Darlber wird eine gesonderte Nie-
derschrift erstellt.

Die Vorlage 256 nahm der Ausschuss zur
Kenntnis.

*kk
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Aufstellung eines
2. Nachtragshaushaltsplanentwurfs 2020

Bewaltigung der Folgen der COVID-19-Pandemie

Hannover, den 23.06.2020

Quelle: eigene Darstellung -1-
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Sondervermdgen: 6.961 Mio. Euro
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Die Landesregierung hat das Ziel, Doppelférderungen aus Bundes- und Landesmitteln zu
vermeiden, und beschliel3t,

* nach Niedersachsen flieRende Bundesmittel zur Bewaltigung der COVID-19-Pandemie
vorrangig vor Landesmitteln zu verwenden und

« Landesmittel insoweit nur fir erforderliche Mitfinanzierungen durch das Land
einzusetzen,

 um weitere Landesmittel zielgerichtet und ergadnzend an die besonderen
niedersachsischen Erfordernisse angepasst verwenden zu konnen.

Referat: 17 Quelle: eigene Darstellung -3-
Stand: 23.06.2020 14:34
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Ressort Vorhaben Saule Wirtschaft

StK - Epl. 02 |Soforthilfen Film- und Medienbranche 1.000.000,00 €
MWK - Epl. 06 |Energetische SanierungsmaBnahmen Hochschulen 120.000.000,00 €
MW - Epl. 08 |Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen fir KMU 410.000.000,00 €
Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel) 55.000.000,00 €
Notfallfonds 100.000.000,00 £
Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie 120.000.000,00 €
Sonderprogramm Fahrreedereien 15.000.000,00 €
Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc. 20.000.000,00 €
Sonderprogramm Luftfahrt 20.000.000,00 €
Sonderprogramm Hafen 20.000.000,00 €
Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels 10.000.000,00 €
Sonderprogramm Flughafen 5.000.000,00 €
Sonderprogramm Digitalisierung LandesstraBenbaubehérden 3.000.000,00 €
Startup Forderungen einschlieBlich Kofinanzierungen 100.000.000,00 €
Liquiditatshilfen OPNV/SPNV 190.000.000,00 €
Forderprogramm fur Investitionen in den OPNV, insbesondere CO2- 30.000.000,00 €

arme Busse
Elektromobilitat, Ladesaulen 40.000.000,00 €
Breitbandausbau 150.000.000,00 £
Rad- und Radwegesonderprogramm (inlusive Férderung E-Bikes und E- 20.000.000,00 €

Lastenrader)
Garantieabsicherung NBanK; Forfiihrung Liquiditatskredite 50.000.000,00 €

|
Referat: 17 Quelle: eigene Darstellung -4 -

Stand: 23.06.2020 14:34



Tabelle1

		Ressort		Vorhaben		Säule Wirtschaft		Säule Kommunen		Säule Gesundheit		Säule Corona-Hilfen weitere Bereiche		Säule steuerliche Maßnahmen				Summe Ressort

		StK - Epl. 02		Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 								1,800,000.00 €

		StK - Epl. 02		Soforthilfen Film- und Medienbranche		1,000,000.00 €												2,800,000.00 €

		MI - Epl. 03		Betriebskosten Krisenstab "Corona"								3,000,000.00 €

				Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen								7,000,000.00 €

				Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine								7,000,000.00 €						17,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 						77,200,000.00 €

				Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz						240,000.00 €

				Kosten des Vollzugs im MRVZN						350,000.00 €

				Corona-Pfegebonus in der Altenpflege						50,100,000.00 €

				Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä.						200,000,000.00 €

				Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz						250,000,000.00 €

				Hygienemaßnahmen in Einrichtungen								1,981,000.00 €

				Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 								28,000,000.00 €						607,871,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen		120,000,000.00 €

				Zuführungen an die MHH						24,747,000.00 €

				Zuschüsse an die UMG						22,492,000.00 €

				Zuschüsse  Investitionen an die UMG						1,213,000.00 €

				Stiftung Akkreditierungsrat								14,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise								2,900,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise (II)								8,400,000.00 €

				NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona Infektionsforschungsnetzwerk und Begleitstudie Schulen (bereits beantragt)								6,700,000.00 €

				Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)								10,000,000.00 €

				Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen der Kulturförderung								10,000,000.00 €

				Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig								1,100,000.00 €

				Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater								1,050,000.00 €

				Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover								135,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Braunschweig								180,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Oldenburg								90,000.00 €						209,021,000.00 €

		MK - Epl. 07		Investiver Ausbau Krippe / Kindergarten

				Systemadminsitration an Schulen

				Beitragsfreiheit Kindergarten (Härtefallfonds)

				Erstattung Corona-bedingter Ausfälle von Elternbeiträgen

				Stornokosten Klassenfahrten								14,400,000.00 €

				Aktionsplan Ausbildung								18,000,000.00 €						32,400,000.00 €

		MW - Epl. 08		Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU		410,000,000.00 €

				Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel)		55,000,000.00 €

				Notfallfonds		100,000,000.00 €

				Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie		120,000,000.00 €

				Sonderprogramm Fährreedereien		15,000,000.00 €

				Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc.		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Luftfahrt		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Häfen		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels		10,000,000.00 €

				Sonderprogramm Flughäfen		5,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden		3,000,000.00 €

				Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen		100,000,000.00 €

				Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV		190,000,000.00 €

				Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-arme Busse		30,000,000.00 €

				Elektromobilität, Ladesäulen		40,000,000.00 €

				Breitbandausbau		150,000,000.00 €

				Rad- und Radwegesonderprogramm (inlusive Förderung E-Bikes und E-Lastenräder)		20,000,000.00 €

				Garantieabsicherung NBanK; Forführung Liquiditätskredite		50,000,000.00 €												1,358,000,000.00 €

		ML - Epl. 09		Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen der GAK								67,000,000.00 €

				Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc.								175,000.00 €

				Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und Binnenfischerei								125,000.00 €

				Finanzhilfe an die AöR Landesforsten								10,000,000.00 €						77,300,000.00 €

		MJ - Epl. 11		Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten								750,000.00 €						750,000.00 €

		MU - Epl. 15		CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und Energieeffizienz“		50,000,000.00 €

				Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen im Polizeibereich)		50,000,000.00 €

				Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen (Sportvereine, Jugendherbergen etc.)		50,000,000.00 €

				Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)		50,000,000.00 €

				Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energiebereich		75,000,000.00 €

				Erneuerbare-Energien-Offensive 		75,000,000.00 €

				Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für Wildtiere und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen Großschutzgebiete								913,000.00 €						350,913,000.00 €

		MB - Epl. 16		Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der niedersächsischen EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)		20,000,000.00 €												20,000,000.00 €

		Allgemeine Finanz-verwaltung - Epl. 13		Inanspruchnahmen aus Bürgschaften						20,000,000.00 €

				Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen NBank		25,000,000.00 €

				Zuschüsse an die Staatsbäder								6,000,000.00 €

				Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko-Finanzierungen                                                                                                     								500,000,000.00 €

				Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus Notsituationskreditaufnahme finanziert												1,407,000,000.00 €

				Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										101,400,000.00 €

				Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										1,090,600,000.00 €

				Kommunen				1,105,000,000.00 €

				Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen/ Sicherung der Aufgabenwahrnehmung		30,000,000.00 €												4,285,000,000.00 €

		Summe				1,904,000,000.00 €		1,105,000,000.00 €		646,342,000.00 €		706,713,000.00 €		1,192,000,000.00 €		1,407,000,000.00 €		6,961,055,000.00 €
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Finanzierungsplan Sondervermdgen Corona — Saule Wirtschatft Il

Niedersachsisches
Finanzministerium

Ressort Vorhaben Saule Wirtschaft
MU - Epl. 15 |CO2-Reduktion: Richtlinie , Betriebliche Ressourcen- und 50.000.000,00 €
Energieeffizienz"”
Okologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. 50.000.000,00 €
Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-
Beschaffungen im Polizeibereich)
Energetische Sanierung von Gebduden gemeinnitziger Einrichtungen 50.000.000,00 €
(Sportvereine, Jugendherbergen etc.)
Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus — Energetische 50.000.000,00 €
Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)
Innovationsférderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energie 75.000.000,00 €
Erneuerbare-Energien-Offensive 75.000.000,00 €
MB - Epl. 16 |Uberbrickungshilfen fur Projekttrager im Bereich der 20.000.000,00 €
niedersachsischen EU-Férderung (ELER, EFRE, ESF)
Allgemeine (Inanspruchnahmen aus Blrgschaften 20.000.000,00 €
Finanz- Stabilisierung gemeinnUtziger Organisationen / Tragerleistungen 25.000.000,00 €
verwaltung - |NBank
Epl. 13 Vorziehen von DigitalisierungsmalBnahmen/ Sicherung der 30.000.000,00 €
Aufgabenwahrnehmung
Summe 1.924.000.000,00 €

|
Referat: 17 Quelle: eigene Darstellung -5-

Stand: 23.06.2020 14:34



Tabelle1

		Ressort		Vorhaben		Säule Wirtschaft		Säule Kommunen		Säule Gesundheit		Säule Corona-Hilfen weitere Bereiche		Säule steuerliche Maßnahmen				Summe Ressort

		StK - Epl. 02		Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 								1,800,000.00 €

		StK - Epl. 02		Soforthilfen Film- und Medienbranche		1,000,000.00 €												2,800,000.00 €

		MI - Epl. 03		Betriebskosten Krisenstab "Corona"								3,000,000.00 €

				Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen								7,000,000.00 €

				Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine								7,000,000.00 €						17,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 						77,200,000.00 €

				Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz						240,000.00 €

				Kosten des Vollzugs im MRVZN						350,000.00 €

				Corona-Pfegebonus in der Altenpflege						50,100,000.00 €

				Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä.						200,000,000.00 €

				Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz						250,000,000.00 €

				Hygienemaßnahmen in Einrichtungen								1,981,000.00 €

				Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 								28,000,000.00 €						607,871,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen		120,000,000.00 €

				Zuführungen an die MHH						24,747,000.00 €

				Zuschüsse an die UMG						22,492,000.00 €

				Zuschüsse  Investitionen an die UMG						1,213,000.00 €

				Stiftung Akkreditierungsrat								14,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise								2,900,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise (II)								8,400,000.00 €

				NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona Infektionsforschungsnetzwerk und Begleitstudie Schulen (bereits beantragt)								6,700,000.00 €

				Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)								10,000,000.00 €

				Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen der Kulturförderung								10,000,000.00 €

				Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig								1,100,000.00 €

				Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater								1,050,000.00 €

				Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover								135,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Braunschweig								180,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Oldenburg								90,000.00 €						209,021,000.00 €

		MK - Epl. 07		Investiver Ausbau Krippe / Kindergarten

				Systemadminsitration an Schulen

				Beitragsfreiheit Kindergarten (Härtefallfonds)

				Erstattung Corona-bedingter Ausfälle von Elternbeiträgen

				Stornokosten Klassenfahrten								14,400,000.00 €

				Aktionsplan Ausbildung								18,000,000.00 €						32,400,000.00 €

		MW - Epl. 08		Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU		410,000,000.00 €

				Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel)		55,000,000.00 €

				Notfallfonds		100,000,000.00 €

				Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie		120,000,000.00 €

				Sonderprogramm Fährreedereien		15,000,000.00 €

				Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc.		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Luftfahrtprogramm		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Häfen		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels		10,000,000.00 €

				Sonderprogramm Flughäfen		5,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden		3,000,000.00 €

				Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen		100,000,000.00 €

				Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV		190,000,000.00 €

				Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-arme Busse		30,000,000.00 €

				Elektromobilität, Ladesäulen		40,000,000.00 €

				Breitbandausbau		150,000,000.00 €

				Rad- und Radwegesonderprogramm (inlusive Förderung E-Bikes und E-Lastenräder)		20,000,000.00 €

				Eigenkapital NBanK Forführung Liquiditätskredite - Fortführung Programm		50,000,000.00 €												1,358,000,000.00 €

		ML - Epl. 09		Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen der GAK								67,000,000.00 €

				Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc.								175,000.00 €

				Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und Binnenfischerei								125,000.00 €

				Finanzhilfe an die AöR Landesforsten								10,000,000.00 €						77,300,000.00 €

		MJ - Epl. 11		Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten								750,000.00 €						750,000.00 €

		MU - Epl. 15		CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und Energieeffizienz“		50,000,000.00 €

				Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen im Polizeibereich)		50,000,000.00 €

				Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen (Sportvereine, Jugendherbergen etc.)		50,000,000.00 €

				Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)		50,000,000.00 €

				Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energie		75,000,000.00 €

				Erneuerbare-Energien-Offensive 		75,000,000.00 €

				Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für Wildtiere und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen Großschutzgebiete								913,000.00 €						350,913,000.00 €

		MB - Epl. 16		Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der niedersächsischen EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)		20,000,000.00 €												20,000,000.00 €

		Allgemeine Finanz-verwaltung - Epl. 13		Inanspruchnahmen aus Bürgschaften						20,000,000.00 €

				Inanspruchnahmen aus Bürgschaften		20,000,000.00 €

				Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen NBank		25,000,000.00 €

				Zuschüsse an die Staatsbäder								6,000,000.00 €

				Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko-Finanzierungen                                                                                                     								500,000,000.00 €

				Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus Notsituationskreditaufnahme finanziert												1,407,000,000.00 €

				Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										101,400,000.00 €

				Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										1,090,600,000.00 €

				Kommunen				1,105,000,000.00 €

				Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen/ Sicherung der Aufgabenwahrnehmung		30,000,000.00 €												4,305,000,000.00 €

		Summe				1,924,000,000.00 €		1,105,000,000.00 €		646,342,000.00 €		706,713,000.00 €		1,192,000,000.00 €		1,407,000,000.00 €		6,981,055,000.00 €
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Ressort Vorhaben Saule Gesundheit
MS - Epl. 05 |Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhauser” 77.200.000,00 €
Forderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz 240.000,00 €
Kosten des Vollzugs im MRVZN 350.000,00 €
Corona-Pfegebonus in der Altenpflege 50.100.000,00 €
Beschaffung von Schutzausristungen, Schutzkleidung u.a. 200.000.000,00 €
Entschadigungen gemaB § 56 Infektionsschutzgesetz 250.000.000,00 €
MWK - Epl. 06 |Zuflhrungen an die MHH 24.747.000,00 €
Zuschlsse an die UMG 22.492.000,00 €
Zuschisse Investitionen an die UMG 1.213.000,00 €
Summe 626.342.000,00 €

|
Referat: 17 Quelle: eigene Darstellung -6 -

Stand: 23.06.2020 14:34



Tabelle1

		Ressort		Vorhaben		Säule Wirtschaft		Säule Kommunen		Säule Gesundheit		Säule Corona-Hilfen weitere Bereiche		Säule steuerliche Maßnahmen				Summe Ressort

		StK - Epl. 02		Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 								1,800,000.00 €

				Soforthilfen Film- und Medienbranche		1,000,000.00 €												2,800,000.00 €

		MI - Epl. 03		Betriebskosten Krisenstab "Corona"								3,000,000.00 €

				Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen								7,000,000.00 €

				Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine								7,000,000.00 €						17,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 						77,200,000.00 €

				Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz						240,000.00 €

				Kosten des Vollzugs im MRVZN						350,000.00 €

				Corona-Pfegebonus in der Altenpflege						50,100,000.00 €

				Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä.						200,000,000.00 €

				Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz						250,000,000.00 €

				Hygienemaßnahmen in Einrichtungen								1,981,000.00 €

				Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 								28,000,000.00 €						607,871,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen		120,000,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Zuführungen an die MHH						24,747,000.00 €

				Zuschüsse an die UMG						22,492,000.00 €

				Zuschüsse  Investitionen an die UMG						1,213,000.00 €

				Stiftung Akkreditierungsrat								14,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise								2,900,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise (II)								8,400,000.00 €

				NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona Infektionsforschungsnetzwerk und Begleitstudie Schulen (bereits beantragt)								6,700,000.00 €

				Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)								10,000,000.00 €

				Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen der Kulturförderung								10,000,000.00 €

				Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig								1,100,000.00 €

				Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater								1,050,000.00 €

				Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover								135,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Braunschweig								180,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Oldenburg								90,000.00 €						209,021,000.00 €

		MK - Epl. 07		Investiver Ausbau Krippe / Kindergarten

				Systemadminsitration an Schulen

				Beitragsfreiheit Kindergarten (Härtefallfonds)

				Erstattung Corona-bedingter Ausfälle von Elternbeiträgen

				Stornokosten Klassenfahrten								14,400,000.00 €

				Aktionsplan Ausbildung								18,000,000.00 €						32,400,000.00 €

		MW - Epl. 08		Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU		410,000,000.00 €

				Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel)		55,000,000.00 €

				Notfallfonds		100,000,000.00 €

				Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie		120,000,000.00 €

				Sonderprogramm Fährreedereien		15,000,000.00 €

				Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc.		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Luftfahrtprogramm		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Häfen		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels		10,000,000.00 €

				Sonderprogramm Flughäfen		5,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden		3,000,000.00 €

				Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen		100,000,000.00 €

				Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV		190,000,000.00 €

				Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-arme Busse		30,000,000.00 €

				Elektromobilität, Ladesäulen		40,000,000.00 €

				Breitbandausbau		150,000,000.00 €

				Rad- und Radwegesonderprogramm (inlusive Förderung E-Bikes und E-Lastenräder)		20,000,000.00 €

				Eigenkapital NBanK Forführung Liquiditätskredite - Fortführung Programm		50,000,000.00 €												1,358,000,000.00 €

		ML - Epl. 09		Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen der GAK								67,000,000.00 €

				Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc.								175,000.00 €

				Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und Binnenfischerei								125,000.00 €

				Finanzhilfe an die AöR Landesforsten								10,000,000.00 €						77,300,000.00 €

		MJ - Epl. 11		Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten								750,000.00 €						750,000.00 €

		MU - Epl. 15		CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und Energieeffizienz“		50,000,000.00 €

				Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen im Polizeibereich)		50,000,000.00 €

				Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen (Sportvereine, Jugendherbergen etc.)		50,000,000.00 €

				Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)		50,000,000.00 €

				Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energiebereich		75,000,000.00 €

				Erneuerbare-Energien-Offensive 		75,000,000.00 €

				Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für Wildtiere und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen Großschutzgebiete								913,000.00 €						350,913,000.00 €

		MB - Epl. 16		Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der niedersächsischen EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)		20,000,000.00 €												20,000,000.00 €

				Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen NBank		25,000,000.00 €

				Zuschüsse an die Staatsbäder								6,000,000.00 €

				Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko-Finanzierungen                                                                                                     								500,000,000.00 €

				Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus Notsituationskreditaufnahme finanziert												1,407,000,000.00 €

				Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										101,400,000.00 €

				Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										1,090,600,000.00 €

				Kommunen				1,105,000,000.00 €

				Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen/ Sicherung der Aufgabenwahrnehmung		30,000,000.00 €												4,265,000,000.00 €

		Summe				1,904,000,000.00 €		1,105,000,000.00 €		626,342,000.00 €		706,713,000.00 €		1,192,000,000.00 €		1,407,000,000.00 €		6,941,055,000.00 €
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Finanzministerium

Saule Corona-Hilfen

Ressort Vorhaben . .
weitere Bereiche

StK - Epl. 02 [BUndnis "Niedersachsen halt zusammen" 1.800.000,00 €
MI - Epl. 03  |Betriebskosten Krisenstab "Corona" 3.000.000,00 €
Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen 7.000.000,00 €

Soforthilfen gemeinnitzige Sportvereine 7.000.000,00 €

MS - Epl. 05 |HygienemaBBnahmen in Einrichtungen 1.800.000,00 €
Hilfen fur Jugendherbergen, Bildungsstatten etc. 28.000.000,00 €

MWK - Epl. 06 |Stiftung Akkreditierungsrat 14.000,00 €

Zufthrungen fur Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der
Corona-Krise

2.900.000,00 €

Zufihrungen flr Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der
Corona-Krise (I)

8.400.000,00 €

NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona

6.700.000,00 €

Forderung fur freischaffende Kunstler und Soloselbststandige im
Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)

10.000.000,00 €

Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen
der Kulturférderung

10.000.000,00 €

Zuschusse an das Staatstheater Braunschweig

1.100.000,00 €

Zuschisse an das Oldenburgische Staatstheater

1.050.000,00 €

Zuschisse an das Nds. Landesmuseum Hannover 135.000,00 €
Zuschusse an die Nds. Landesmuseum Braunschweig 180.000,00 €
Zuschisse an die Nds. Landesmuseum Oldenburg 90.000,00 €

Referat: 17
Stand: 23.06.2020 14:34

Quelle: eigene Darstellung




Tabelle1

		Ressort		Vorhaben		Säule Wirtschaft		Säule Kommunen		Säule Gesundheit		Säule Corona-Hilfen weitere Bereiche		Säule steuerliche Maßnahmen				Summe Ressort

		StK - Epl. 02		Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 								1,800,000.00 €

				Soforthilfen Film- und Medienbranche		1,000,000.00 €												2,800,000.00 €

		MI - Epl. 03		Betriebskosten Krisenstab "Corona"								3,000,000.00 €

				Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen								7,000,000.00 €

				Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine								7,000,000.00 €						17,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 						77,200,000.00 €

				Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz						240,000.00 €

				Kosten des Vollzugs im MRVZN						350,000.00 €

				Corona-Pfegebonus in der Altenpflege						50,100,000.00 €

				Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä.						200,000,000.00 €

				Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz						250,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Hygienemaßnahmen in Einrichtungen								1,800,000.00 €

				Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 								28,000,000.00 €						607,690,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen		120,000,000.00 €

				Zuführungen an die MHH						24,747,000.00 €

				Zuschüsse an die UMG						22,492,000.00 €

				Zuschüsse  Investitionen an die UMG						1,213,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Stiftung Akkreditierungsrat								14,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise								2,900,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise (II)								8,400,000.00 €

				NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona Infektionsforschungsnetzwerk und Begleitstudie Schulen (bereits beantragt)								6,700,000.00 €

				Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)								10,000,000.00 €

				Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen der Kulturförderung								10,000,000.00 €

				Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig								1,100,000.00 €

				Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater								1,050,000.00 €

				Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover								135,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Braunschweig								180,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Oldenburg								90,000.00 €						209,021,000.00 €

		MK - Epl. 07		Investiver Ausbau Krippe / Kindergarten

				Systemadminsitration an Schulen

				Beitragsfreiheit Kindergarten (Härtefallfonds)

				Erstattung Corona-bedingter Ausfälle von Elternbeiträgen

		MK - Epl. 07		Stornokosten Klassenfahrten								14,400,000.00 €

				Aktionsplan Ausbildung								18,000,000.00 €						32,400,000.00 €

		MW - Epl. 08		Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU		410,000,000.00 €

				Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel)		55,000,000.00 €

				Notfallfonds		100,000,000.00 €

				Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie		120,000,000.00 €

				Sonderprogramm Fährreedereien		15,000,000.00 €

				Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc.		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Luftfahrtprogramm		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Häfen		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels		10,000,000.00 €

				Sonderprogramm Flughäfen		5,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden		3,000,000.00 €

				Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen		100,000,000.00 €

				Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV		190,000,000.00 €

				Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-arme Busse		30,000,000.00 €

				Elektromobilität, Ladesäulen		40,000,000.00 €

				Breitbandausbau		150,000,000.00 €

				Rad- und Radwegesonderprogramm (inlusive Förderung E-Bikes und E-Lastenräder)		20,000,000.00 €

				Eigenkapital NBanK Forführung Liquiditätskredite - Fortführung Programm		50,000,000.00 €												1,358,000,000.00 €

		ML - Epl. 09		Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen der GAK								67,000,000.00 €

				Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc.								175,000.00 €

				Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und Binnenfischerei								125,000.00 €

				Finanzhilfe an die AöR Landesforsten								10,000,000.00 €						77,300,000.00 €

		MJ - Epl. 11		Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten								750,000.00 €						750,000.00 €

		MU - Epl. 15		CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und Energieeffizienz“		50,000,000.00 €

				Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen im Polizeibereich)		50,000,000.00 €

				Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen (Sportvereine, Jugendherbergen etc.)		50,000,000.00 €

				Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)		50,000,000.00 €

				Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energiebereich		75,000,000.00 €

				Erneuerbare-Energien-Offensive 		75,000,000.00 €

		MU - Epl. 15		Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für Wildtiere und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen Großschutzgebiete								913,000.00 €						350,913,000.00 €

		MB - Epl. 16		Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der niedersächsischen EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)		20,000,000.00 €												20,000,000.00 €

		Allgemeine Finanz-verwaltung - Epl. 13		Inanspruchnahmen aus Bürgschaften						20,000,000.00 €

				Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen NBank		25,000,000.00 €

				Zuschüsse an die Staatsbäder								6,000,000.00 €

				Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko-Finanzierungen                                                                                                     								500,000,000.00 €

				Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus Notsituationskreditaufnahme finanziert												1,407,000,000.00 €

				Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										101,400,000.00 €

				Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										1,090,600,000.00 €

				Kommunen				1,105,000,000.00 €

				Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen/ Sicherung der Aufgabenwahrnehmung		30,000,000.00 €												4,285,000,000.00 €

		Summe				1,904,000,000.00 €		1,105,000,000.00 €		646,342,000.00 €		706,532,000.00 €		1,192,000,000.00 €		1,407,000,000.00 €		6,960,874,000.00 €









&"-,Fett"Matrix Finanzierungsplan SdV Corona	18.06.2020





2. NHPE 2020 ,&, Niedersachsisches
Finanzierungsplan Sondervermégen Corona — Saule weitere Bereiche |l Y Finanzministerium

Ressort Vorhaben Séul(—':‘ Corona-l-.lilfen
weitere Bereiche
MK - Epl. 07 |Stornokosten Klassenfahrten 14.400.000,00 €
Aktionsplan Ausbildung 18.000.000,00 €
ML - Epl. 09 |Kofinanzierung der zusatzlichen Bundesférderungen Wald im Rahmen 67.000.000,00 €
der GAK
Zuschlsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc. 175.000,00 €
Nationale Beihilfen flr Férderung der See-, Kisten- und 125.000,00 €
Binnenfischerei
Finanzhilfe an die A6R Landesforsten 10.000.000,00 £
MJ - Epl. 11 |Laboruntersuchungen fur Justizvollzugsanstalten 750.000,00 €
MU - Epl. 15 |Ausgleich von Einnahmeausfallen bei Betreuungsstationen fir 913.000,00 €
Wildtiere und fur Informationseinrichtungen der niedersachsischen
GroBschutzgebiete
Allgemeine |Zuschisse an die Staatsbader 6.000.000,00 €
Finanz- Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko- 500.000.000,00 €
verwaltung - [Finanzierungen
Epl. 13
Summe 706.532.000,00 €

|
Referat: 17 Quelle: eigene Darstellung -8-

Stand: 23.06.2020 14:34



Tabelle1

		Ressort		Vorhaben		Säule Wirtschaft		Säule Kommunen		Säule Gesundheit		Säule Corona-Hilfen weitere Bereiche		Säule steuerliche Maßnahmen				Summe Ressort

		StK - Epl. 02		Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 								1,800,000.00 €

				Soforthilfen Film- und Medienbranche		1,000,000.00 €												2,800,000.00 €

		MI - Epl. 03		Betriebskosten Krisenstab "Corona"								3,000,000.00 €

				Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen								7,000,000.00 €

				Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine								7,000,000.00 €						17,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 						77,200,000.00 €

				Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz						240,000.00 €

				Kosten des Vollzugs im MRVZN						350,000.00 €

				Corona-Pfegebonus in der Altenpflege						50,100,000.00 €

				Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä.						200,000,000.00 €

				Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz						250,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Hygienemaßnahmen in Einrichtungen								1,981,000.00 €

				Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 								28,000,000.00 €						607,871,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen		120,000,000.00 €

				Zuführungen an die MHH						24,747,000.00 €

				Zuschüsse an die UMG						22,492,000.00 €

				Zuschüsse  Investitionen an die UMG						1,213,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Stiftung Akkreditierungsrat								14,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise								2,900,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise (II)								8,400,000.00 €

				NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona Infektionsforschungsnetzwerk und Begleitstudie Schulen (bereits beantragt)								6,700,000.00 €

				Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)								10,000,000.00 €

				Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen der Kulturförderung								10,000,000.00 €

				Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig								1,100,000.00 €

				Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater								1,050,000.00 €

				Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover								135,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Braunschweig								180,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Oldenburg								90,000.00 €						209,021,000.00 €

		MK - Epl. 07		Investiver Ausbau Krippe / Kindergarten

				Systemadminsitration an Schulen

				Beitragsfreiheit Kindergarten (Härtefallfonds)

				Erstattung Corona-bedingter Ausfälle von Elternbeiträgen

		MK - Epl. 07		Stornokosten Klassenfahrten								14,400,000.00 €

				Aktionsplan Ausbildung								18,000,000.00 €						32,400,000.00 €

		MW - Epl. 08		Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU		410,000,000.00 €

				Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel)		55,000,000.00 €

				Notfallfonds		100,000,000.00 €

				Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie		120,000,000.00 €

				Sonderprogramm Fährreedereien		15,000,000.00 €

				Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc.		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Luftfahrtprogramm		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Häfen		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels		10,000,000.00 €

				Sonderprogramm Flughäfen		5,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden		3,000,000.00 €

				Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen		100,000,000.00 €

				Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV		190,000,000.00 €

				Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-arme Busse		30,000,000.00 €

				Elektromobilität, Ladesäulen		40,000,000.00 €

				Breitbandausbau		150,000,000.00 €

				Rad- und Radwegesonderprogramm (inlusive Förderung E-Bikes und E-Lastenräder)		20,000,000.00 €

				Eigenkapital NBanK Forführung Liquiditätskredite - Fortführung Programm		50,000,000.00 €												1,358,000,000.00 €

		ML - Epl. 09		Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen der GAK								67,000,000.00 €

				Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc.								175,000.00 €

				Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und Binnenfischerei								125,000.00 €

				Finanzhilfe an die AöR Landesforsten								10,000,000.00 €						77,300,000.00 €

		MJ - Epl. 11		Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten								750,000.00 €						750,000.00 €

		MU - Epl. 15		CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und Energieeffizienz“		50,000,000.00 €

				Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen im Polizeibereich)		50,000,000.00 €

				Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen (Sportvereine, Jugendherbergen etc.)		50,000,000.00 €

				Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)		50,000,000.00 €

				Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energiebereich		75,000,000.00 €

				Erneuerbare-Energien-Offensive 		75,000,000.00 €

		MU - Epl. 15		Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für Wildtiere und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen Großschutzgebiete								913,000.00 €						350,913,000.00 €

		MB - Epl. 16		Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der niedersächsischen EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)		20,000,000.00 €												20,000,000.00 €

		Allgemeine Finanz-verwaltung - Epl. 13		Inanspruchnahmen aus Bürgschaften						20,000,000.00 €

				Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen NBank		25,000,000.00 €

				Zuschüsse an die Staatsbäder								6,000,000.00 €

				Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko-Finanzierungen                                                                                                     								500,000,000.00 €

				Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus Notsituationskreditaufnahme finanziert												1,407,000,000.00 €

				Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										101,400,000.00 €

				Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes										1,090,600,000.00 €

				Kommunen				1,105,000,000.00 €

				Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen/ Sicherung der Aufgabenwahrnehmung		30,000,000.00 €												4,285,000,000.00 €

		Summe				1,904,000,000.00 €		1,105,000,000.00 €		646,342,000.00 €		706,532,000.00 €		1,192,000,000.00 €		1,407,000,000.00 €		6,960,874,000.00 €
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2. NHPE 2020 ,&, Niedersachsisches
Finanzierungsplan Sondervermdgen Corona — Sonstiges Y Finanzministerium

Ressort Vorhaben
Allgemeine |[Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschatzung, soweit aus 1.407.000.000,00 €
Finanz- Notsituationskreditaufnahme finanziert
verwaltung - |Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes 101.400.000,00 €
Epl. 13 Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes 1.090.600.000,00 €
Kommunen 1.105.126.000,00 €
Summe 3.704.126.000,00 €

|
Referat: 17 Quelle: eigene Darstellung -9-
Stand: 23.06.2020 14:34



Tabelle1

		Ressort		Vorhaben		Säule Wirtschaft				Säule Gesundheit		Säule Corona-Hilfen weitere Bereiche		Säule steuerliche Maßnahmen				Summe Ressort

		StK - Epl. 02		Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 								1,800,000.00 €

				Soforthilfen Film- und Medienbranche		1,000,000.00 €												2,800,000.00 €

		MI - Epl. 03		Betriebskosten Krisenstab "Corona"								3,000,000.00 €

				Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen								7,000,000.00 €

				Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine								7,000,000.00 €						17,000,000.00 €

		MS - Epl. 05		Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 						77,200,000.00 €

				Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz						240,000.00 €

				Kosten des Vollzugs im MRVZN						350,000.00 €

				Corona-Pfegebonus in der Altenpflege						50,100,000.00 €

				Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä.						200,000,000.00 €

				Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz						250,000,000.00 €

				Hygienemaßnahmen in Einrichtungen								1,981,000.00 €

				Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 								28,000,000.00 €						607,871,000.00 €

		MWK - Epl. 06		Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen		120,000,000.00 €

				Zuführungen an die MHH						24,747,000.00 €

				Zuschüsse an die UMG						22,492,000.00 €

				Zuschüsse  Investitionen an die UMG						1,213,000.00 €

				Stiftung Akkreditierungsrat								14,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise								2,900,000.00 €

				Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-Krise (II)								8,400,000.00 €

				NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona Infektionsforschungsnetzwerk und Begleitstudie Schulen (bereits beantragt)								6,700,000.00 €

				Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)								10,000,000.00 €

				Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen der Kulturförderung								10,000,000.00 €

				Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig								1,100,000.00 €

				Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater								1,050,000.00 €

				Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover								135,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Braunschweig								180,000.00 €

				Zuschüsse an die Nds. Landesmuseum Oldenburg								90,000.00 €						209,021,000.00 €

		MK - Epl. 07		Investiver Ausbau Krippe / Kindergarten

				Systemadminsitration an Schulen

				Beitragsfreiheit Kindergarten (Härtefallfonds)

				Erstattung Corona-bedingter Ausfälle von Elternbeiträgen

				Stornokosten Klassenfahrten								14,400,000.00 €

				Aktionsplan Ausbildung								18,000,000.00 €						32,400,000.00 €

		MW - Epl. 08		Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU		410,000,000.00 €

				Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel)		55,000,000.00 €

				Notfallfonds		100,000,000.00 €

				Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie		120,000,000.00 €

				Sonderprogramm Fährreedereien		15,000,000.00 €

				Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc.		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Luftfahrtprogramm		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Häfen		20,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels		10,000,000.00 €

				Sonderprogramm Flughäfen		5,000,000.00 €

				Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden		3,000,000.00 €

				Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen		100,000,000.00 €

				Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV		190,000,000.00 €

				Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-arme Busse		30,000,000.00 €

				Elektromobilität, Ladesäulen		40,000,000.00 €

				Breitbandausbau		150,000,000.00 €

				Rad- und Radwegesonderprogramm (inlusive Förderung E-Bikes und E-Lastenräder)		20,000,000.00 €

				Eigenkapital NBanK Forführung Liquiditätskredite - Fortführung Programm		50,000,000.00 €												1,358,000,000.00 €

		ML - Epl. 09		Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen der GAK								67,000,000.00 €

				Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc.								175,000.00 €

				Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und Binnenfischerei								125,000.00 €

				Finanzhilfe an die AöR Landesforsten								10,000,000.00 €						77,300,000.00 €

		MJ - Epl. 11		Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten								750,000.00 €						750,000.00 €

		MU - Epl. 15		CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und Energieeffizienz“		50,000,000.00 €

				Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen im Polizeibereich)		50,000,000.00 €

				Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen (Sportvereine, Jugendherbergen etc.)		50,000,000.00 €

				Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)		50,000,000.00 €

				Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energiebereich		75,000,000.00 €

				Erneuerbare-Energien-Offensive 		75,000,000.00 €

				Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für Wildtiere und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen Großschutzgebiete								913,000.00 €						350,913,000.00 €

		MB - Epl. 16		Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der niedersächsischen EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)		20,000,000.00 €												20,000,000.00 €

		Allgemeine Finanz-verwaltung - Epl. 13		Inanspruchnahmen aus Bürgschaften						20,000,000.00 €

				Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen NBank		25,000,000.00 €

				Zuschüsse an die Staatsbäder								6,000,000.00 €

				Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ Ko-Finanzierungen                                                                                                     								500,000,000.00 €

				Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus Notsituationskreditaufnahme finanziert				1,407,000,000.00 €								1,407,000,000.00 €

				Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes				101,400,000.00 €						101,400,000.00 €

				Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes				1,090,600,000.00 €						1,090,600,000.00 €

				Kommunen				1,105,126,000.00 €

				Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen/ Sicherung der Aufgabenwahrnehmung		30,000,000.00 €												6,884,126,000.00 €

		Summe				1,904,000,000.00 €		3,704,126,000.00 €		646,342,000.00 €		706,713,000.00 €		1,192,000,000.00 €		1,407,000,000.00 €		9,560,181,000.00 €









&"-,Fett"Matrix Finanzierungsplan SdV Corona	18.06.2020





2. NHPE 2020 ,&, Niedersachsisches
Steuereinnahmen Niedersachsen Y  Finanzministerium

Entwicklung der Einnahmen aus Steuern (einschl. KFZ-Steuer-Komp.),
LFA, BEZ und Forderabgabe in Niedersachsen (in Mio. €)

33.000 -

Niedersachsen - IST (bis 2019), HP 2020
sowie Mipla 2019 - 2023

31.000 - AK 05/20 und Konjunkturpaket des Bundes

29.000 -

27.000 -

25.000 -

23.000 -

21.000 -

19.000 +

18.2054 18.416
17.000 T T T T T T T T T T T T T T T T 1
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|
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2. NHPE 2020 ,&, Niedersachsisches
Finanzierungstbersicht 2. NHPE 2020 Y Finanzministerium

Saule Wirtschatft 1.904
Séaule Kommunen 1.105
Saule Gesundheit 646
Saule sonst. Corona-Hilfen 707
Saule Steuern Konjunkturmaf3nahmen 1.192
Aktive MalBhahmen zur Konjunkturbelebung und Krisenbewaltigung 5.554
Saule Steuern Steuerschatzung (oberhalb Konjunkturbereinigung) 1.407
Summe Finanzierungsplan Sondervermdgen 6.961
Steuern Steuerschatzung (Konjunkturbereinigung) 1.427
Finanzvolumen 2. NHPE 2020 8.388
Konjunkturbedingte Kreditaufnahme 1.427
Notsituationsbedingte Kreditaufnahme 6.361
Einsparungen 120
Uberschuss 2019 480

Finanzierung 2. NHPE 2020 8.388

Referat: 17 Quelle: eigene Darstellung -11 -
Stand: 23.06.2020 14:34



2. NHPE 2020 ,&, Niedersachsisches
Finanzierung Corona — Ubersicht — Y Finanzministerium

Finanzvolumen 1. NHP 2020 1.400
Notsituationsbedingte Kreditaufnahme 1.000
Uberschuss 2019 400
Finanzierung 1. NHP 2020 1.400
Uberschuss 2019 1. NHP 2020 400
Uberschuss 2019 2. NHPE 2020 480
Einsparungen 2. NHPE 2020 120
Einsparungen / Uberschiisse insgesamt 1.000
Konjunkturbedingte Kreditaufnahme 1.427
Notsituationsbedingte Kreditaufnahme 1. NHP 2020 1.000
Notsituationsbedingte Kreditaufnahme 2. NHPE 2020 6.361
Kreditaufnahme insgesamt 8.788

. ______________________________________________________ ___________ ____________________________]
Referat: 17 Quelle: eigene Darstellung -12 -

Stand: 23.06.2020 14:34



2. NHPE 2020 ,&, Niedersachsisches
Kreditaufnahme nach Art. 71 Abs. 4 NV Y  Finanzministerium

« Kausalitat:
Erfordernis eines verfassungsrechtlich nachvollziehbar dargelegten Begriindungszusam-
menhangs zur aktuellen Notsituation. Auf3erhalb dieser Kausalitat liegende Bedarfe
durfen nicht durch Kreditaufnahmen nach Art. 71 Abs. 4 NV finanziert werden.

» Zeitliche Begrenzung:
Die Notlage darf nicht zeitlich unbegrenzt angenommen werden. Zeitpunkt der
Bereitstellung eines Impfstoffes und fiihlbare wirtschaftliche Erholung als deutliche
Marker.

» Erforderlichkeit:
Kreditaufnahme muss dem Grunde und der H6he nach erforderlich sein.

« Tilgungsverpflichtung:
Kreditaufnahme darf nicht zu — in den Jahren nach der Krise — nicht mehr darstellbaren
Tilgungsverpflichtungen fuhren.

Referat: 17 Quelle: eigene Darstellung -13-
Stand: 23.06.2020 14:34



Finanzierungsplan "Sondervermogen Corona"

Anlage 2
22.06.2020

Saule Corona-Hilfen

Saule steuerliche

Ressort Vorhaben Saule Wirtschaft Sdule Kommunen Sdule Gesundheit . . Summe Ressort
weitere Bereiche MaBnahmen

StK - Epl. 02 |BUndnis "Niedersachsen halt zusammen" 1.800.000,00 €

Soforthilfen Film- und Medienbranche 1.000.000,00 € 2.800.000,00 €
Ml - Epl. 03 Betriebskosten Krisenstab "Corona" 3.000.000,00 €

Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen 7.000.000,00 €

Soforthilfen gemeinnitzige Sportvereine 7.000.000,00 € 17.000.000,00 €
MS - Epl. 05 |Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhduser" 77.200.000,00 €

Forderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz 240.000,00 €

Kosten des Vollzugs im MRVZN 350.000,00 €

Corona-Pfegebonus in der Altenpflege 50.100.000,00 €

Beschaffung von Schutzausristungen, Schutzkleidung u.a. 200.000.000,00 €

Entschadigungen gemaB § 56 Infektionsschutzgesetz 250.000.000,00 €

HygienemaBnahmen in Einrichtungen 1.800.000,00 €

Hilfen fUr Jugendherbergen, Bildungsstatten etc. 28.000.000,00 € 607.690.000,00 €

MWK - Epl. 06 [Energetische SanierungsmalBBnahmen Hochschulen 120.000.000,00 €

Zuftihrungen an die MHH 24.747.000,00 €

Zuschisse an die UMG 22.492.000,00 €

Zuschisse Investitionen an die UMG 1.213.000,00 €

Stiftung Akkreditierungsrat 14.000,00 €

Zufthrungen fir Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona 2.900.000,00 €

Krise

Zufthrungen far Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona 8.400.000,00 €

Krise (Il)

NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona 6.700.000,00 €

Forderung fur freischaffende Kinstler und Soloselbststandige im 10.000.000,00 €

Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)

Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen 10.000.000,00 €

der Kulturférderung

ZuschUsse an das Staatstheater Braunschweig 1.100.000,00 €

ZuschUsse an das Oldenburgische Staatstheater 1.050.000,00 €

ZuschUsse an das Nds. Landesmuseum Hannover 135.000,00 £

Zuschlsse an das Nds. Landesmuseum Braunschweig 180.000,00 €

ZuschUsse an das Nds. Landesmuseum Oldenburg 90.000,00 € 209.021.000,00 €
MK - Epl. 07 [Stornokosten Klassenfahrten 14.400.000,00 €

Aktionsplan Ausbildung 18.000.000,00 € 32.400.000,00 €
MW - Epl. 08 |Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen fir KMU 410.000.000,00 €

Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel)

55.000.000,00 €

Notfallfonds

100.000.000,00 €

Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie

120.000.000,00 €

Sonderprogramm Fahrreedereien

15.000.000,00 €

Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc.

20.000.000,00 €

Sonderprogramm Luftfahrt

20.000.000,00 €

Sonderprogramm Hafen

20.000.000,00 €

Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels

10.000.000,00 €

Sonderprogramm Flughafen

5.000.000,00 €

Sonderprogramm Digitalisierung LandesstraBenbaubehorden

3.000.000,00 €

Startup Forderungen einschlieBlich Kofinanzierungen

100.000.000,00 €

Liquiditatshilfen OPNV/SPNV

190.000.000,00 €

Forderprogramm fir Investitionen in den OPNV, insbesondere CO2-
arme Busse

30.000.000,00 €

Elektromobilitat, Ladesaulen

40.000.000,00 €

Breitbandausbau

150.000.000,00 €




Finanzierungsplan "Sondervermogen Corona"

22.06.2020

Saule Corona-Hilfen

Saule steuerliche

Ressort Vorhaben Saule Wirtschaft Sdule Kommunen Sdule Gesundheit . . Summe Ressort
weitere Bereiche MaBnahmen
Rad- und Radwegesonderprogramm (inklusive Férderung E-Bikes und E- 20.000.000,00 €
Lastenrader)
Garantieabsicherung NBank; Fortfihrung Liquiditatskredite 50.000.000,00 € 1.358.000.000,00 €
ML - Epl. 09 |Kofinanzierung der zusatzlichen Bundesférderungen Wald im Rahmen 67.000.000,00 €
der GAK
Zuschisse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc. 175.000,00 €
125.000,00 €
Nationale Beihilfen fir Forderung der See-, Kisten- und Binnenfischerei
Finanzhilfe an die AGR Landesforsten 10.000.000,00 € 77.300.000,00 €
MJ - Epl. 11 Laboruntersuchungen fur Justizvollzugsanstalten 750.000,00 € 750.000,00 €
MU - Epl. 15 |CO2-Reduktion: Richtlinie ,Betriebliche Ressourcen- und 50.000.000,00 £
Energieeffizienz”
Okologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe Nds. 50.000.000,00 €
Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen
im Polizeibereich)
Energetische Sanierung von Gebauden gemeinndiitziger Einrichtungen 50.000.000,00 €
(Sportvereine, Jugendherbergen etc.)
Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus — Energetische 50.000.000,00 €
Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)
Innovationsférderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energie 75.000.000,00 €
Erneuerbare-Energien-Offensive 75.000.000,00 €
Ausgleich von Einnahmeausfallen bei Betreuungsstationen fir Wildtiere 913.000,00 €
und fr Informationseinrichtungen der niedersachsischen
GroBschutzgebiete 350.913.000,00 €
MB - Epl. 16  [Uberbriickungshilfen fur Projekttrager im Bereich der niedersachsischen 20.000.000,00 €
EU-Forderung (ELER, EFRE, ESF) 20.000.000,00 €
Allgemeine |[Inanspruchnahmen aus Blrgschaften 20.000.000,00 €
Finanz- Stabilisierung gemeinnitziger Organisationen / Tragerleistungen NBank 25.000.000,00 €
verwaltung -
Epl. 13 ZuschUsse an die Staatsbader 6.000.000,00 €

Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/
Kofinanzierungen

500.000.000,00 €

Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschdtzung, soweit aus
Notsituationskreditaufnahme finanziert

1.407.000.000,00 €

Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes

101.400.000,00 €

Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes

1.090.600.000,00 €

Kommunen

1.105.126.000,00 €

Vorziehen von DigitalisierungsmalBnahmen / Sicherung der
Aufgabenwahrnehmung

30.000.000,00 €

4.285.126.000,00 €

Summe

1.924.000.000,00 €

1.105.126.000,00 €

626.342.000,00 €

706.532.000,00 €

1.192.000.000,00 €

1.407.000.000,00 €

6.961.000.000,00 €




Anlage 3

Unterrichtung des AfHUF Uber den Masterplan
,JMHH 2025 — Ein neuer Medizincampus entsteht"

am 24. Juni 2020

. . v Y Niedersachsisches Ministerium
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Gesamtbedarfsfeststellung (2030)

o Gesamtbedarfsfeststellung

Masterplanung (KV, Ful, sonstiges) (| -

Bauliche Entwicklungsplanung (BO-Grobkonzept — KV ges.) | [———

MaBnahmenfinanzierungsplan (I. Inbetriebnahme-Abschnitt KV) omm,m,mmmm

Bauabschnittsplanung (BO-Feinkonzept — KV I. Inbetriebnahme-Abschnitt ) @) suasstnispionas

‘ Finanzhilfeantrag o, e 28

© MHH | Medizinische Hochschule Hannover

Niedersachsisches Ministerium
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Neubaubedarf der KV — Hauptfunktionen am SFD:

- - -

)

davon 1. Inbetriebnahmeabschnitt (Basis gegp») :

© MHH | Medizinische Hochschule Hannover
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155530 m2 NUF1-7
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61.960 m2 NUF, .

Niedersachsisches Ministerium
W fur Wissenschaft und Kultur



Niedersachsisches Ministerium
fur Wissenschaft und Kultur

Leibnizufer 9
30169 Hannover

Niedersachsisches Ministerium

Folgen Sie uns auf:
flir Wissenschaft und Kultur

n facebook.com/MinisterBjoernThuemler

instagram.com/nds_wissenschaft_kultur



Anlage 4

. Stand 31.01.2020
Uberarbeitung der Fassung vom 19. Marz 2019

Vereinbarung iiber die

zentrale Steuerung
betreffend
die Nachholung von Investitionen bei der
Medizinischen Hochschule Hannover und der
Universititsmedizin der Universitit Géttingen
zwischen
dem Land Niedersachsen
und
der Medizinischen Hochschule Hannover, Landesbetrieb,
und
der Georg-August-Universitit Gottingen
Stiftung des Offentlichen Rechts

Universitatsmedizin

vom

30.03.2020
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Uberarbeitung der Fassung vom 19. Mirz 2019
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. Stand 31.01.2020
Uberarbeitung der Fassung vom 19. Mérz 2019

Abkiirzungsverzeichnis

AfHuF

BauGs
Bauvorhaben
DBHN

F&L

KV

LHO

LRH

MF

MHH

MHH BauG
MWK

Nds. GVBL

NdsHSInvSoVermG

RLBau

S.

UMG

UMG BauG

Ausschuss fiir Haushalt und Finanzen des Niederséachsischen
Landtages.

hat die in Ziffer 1.1.7 genannte Bedeutung.

hat die in Ziffer 2.3 genannte Bedeutung.

hat die in Ziffer 1.1.6 genannte Bedeutung.

Forschung & Lehre

Krankenversorgung

Niederséachsische Landeshaushaltsordnung

Niedersachsischer Landesrechnungshof

Niedersachsisches Finanzministerium

Medizinische Hochschule Hannover

hat die in Ziffer 4.1 genannte Bedeutung.

Niedersichsisches Ministerium flir Wissenschaft und Kultur
Niedersachsisches Gesetz- und Verordnungsblatt

Gesetz {iber das ,Sondervermdgen zur Nachholung von
Investitionen bei den Hochschulen in staatlicher Verantwortung
Richtlinie fiir die Durchfiilhrung von Bauaufgaben des Landes
Niedersachsen

Seite

Universitatsmedizin Go6ttingen

hat die in Ziffer 5.1 genannte Bedeutung.
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} Stand 31.01.2020
Uberarbeitung der Fassung vom 19. Mirz 2019
Vereinbarung iiber die zentrale Steuerung
betreffend
die Nachholung von Investitionen bei der
Medizinischen Hochschule Hannover und der

Universititsmedizin der Universitit Géttingen

zwischen

1. dem Land Niedersachsen, vertreten durch das Niedersachsische Ministerium flir
Wissenschaft und Kultur sowie durch das Niedersachsische Finanzministerium

- nachfolgend auch als ,,Land Niedersachsen” bezeichnet -

2. der Medizinischen Hochschule. Hannover, vertreten durch den Prisidenten,
handelnd gemaB § 49 NHG als Landesbetrieb fiir das Land Niedersachsen

- nachfolgend auch als ,MHH" bezeichnet -

3. der Georg-August-Universitit Gottingen Stiftung des offentlichen Rechts,
vertreten durch die Universititsmedizin, diese vertreten durch den Vorstand

- nachfolgend auch als ,UMG" bezeichnet -—

- MHH und UMG werden nachfolgend gemeinsam auch als , MHH/UMG" oder
,<Hochschulmedizinen” bezeichnet -

- Land Niedersachsen, MHH und UMG werden nachfolgend gemeinsam auch als ,Parteien®
und jeweils einzeln als ,Partei” bezeichnet -

Praambel

(A) An den Einrichtungen der Universititsmedizin in Niedersachsen, der MHH und der
UMG, besteht ein erheblicher Investitionsstau. Die zentralen Gebidude beider
Einrichtungen, welche in den 60iger und 7oiger Jahren errichtet worden sind, weisen
einen Nachholbedarf in der Bausubstanz auf. Zeitnahe Neubau-, Umbau- und
SanierungsmaBnahmen der Gebaude der MHH und der UMG im Bereich der
Krankenversorgung sind daher unumgénglich.

(B) Vor dem Hintergrund von sich in jiingster Zeit wiederholt ereignender
Fehlentwicklungen bei baulichen GroBprojekten in Deutschland haben das Land
Niedersachsen und die Hochschulmedizinen gemeinsam erkannt, dass die angestrebte
Sanierung der beiden Hochschulmedizinen mit den derzeit vorhandenen Strukturen und
Regularien und der derzeitigen Verteilung der Verantwortlichkeiten und Kompetenzen
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. , Stand 31.01.2020
Uberarbeitung der Fassung vom 19. Mérz 2019

nicht in einem fiir das Land Niedersachsen akzeptablen und zufriedenstellenden MaBe
erfolgen kann.

(O Zum Zwecke der Behebung des vorgenannten Investitionsstaus hat das Land
Niedersachsen in Anerkennung eines dringenden Handlungsbedarfs im Mai 2017 ein
zweckgebundenes nicht rechtsfihiges Sondervermogen errichtet (vgl. Nds. Gesetz iiber
das ,Sondervermégen zur Nachholung von Investitionen bei den Hochschulen in
staatlicher Verantwortung“ vom 16. Mai 2017 — Nds. GVBL S. 153 — in der Fassung des
Haushaltsbegleitgesetzes vom 18.12.2018 (Nds. GVBL. S. 317 — nachfolgend auch
~NdsHSInvSoVermG®) und damit eine wesentliche Finanzierungsgrundlage fiir die
Behebung des Investitionsstaus bei der MHH und der UMG geschaffen. Das
Sondervermdgen dient dazu, den Nachholbedarf an Investitionen bei der MHH und der
UMG jeweils im Bereich der Krankenversorgung abzubauen und die Bereitstellung der
Mittel dafiir mehrjahrig zu sichern.

Vorbehaltlich weiterer gesetzlicher wund. vertraglicher Regelungen diirfen
Verpflichtungen fiir die InvestitionsmaBnahmen nur bis zur Héhe von veranschlagten
Ermichtigungen eingegangen werden. Die Veranschlagung ist gemif dem
NdsHSInvSoVermG an folgende Voraussetzungen gekniipft:

o die sich fiir kiinftige Haushaltsjahre ergebenden Mittelbedarfe sind in einem
hinsichtlich der darin aufgefiihrten MaBnahmen fiir die Bewirtschaftung
verbindlichen und jihrlich fortzuschreibenden MaBnahmenfinanzierungsplan
aufgenommen worden, in dem unter anderem sicherzustellen ist, dass die in den
einzelnen Haushaltsjahren zu leistenden Ausgaben die im Sondervermégen
jahrlich zur Verfiigung stehenden Mittel nicht {iberschreiten;

. es ist eine Vereinbarung iiber die zentrale Steuerung zwischen der MHH, UMG,
dem Niederséachsischen Ministerium fiir Wissenschaft und Kultur (nachfolgend
auch ,MWK") sowie dem Niedersichsischen Finanzministerium (nachfolgend
auch ,MF“) getroffen worden;

. es ist eine bauliche Entwicklungsplanung fiir die MHH bzw. die UMG mit
einzelnen Bauabschnitten vorgelegt worden; und

. die auf der Grundlage der jeweiligen Entwicklungsplanung erstellte Finanzplanung

ist vom Ausschuss fiir Haushalt und Finanzen des Niedersichsischen Landtages
zur Kenntnis genommen worden.

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien zum Zwecke der Erfiillung der in (C) genannten
Voraussetzung was folgt:
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1.

1.1.

A.

. Stand 31.01.2020
Uberarbeitung der Fassung vom 19. Mirz 2019

Grundlagen fiir die Durchfiihrung des Bauvorhabens

Ziele der zentralen Steuerung

Die Parteien sind sich {iber die folgenden Ziele einig:

1.1.1.

1.1.2.

1.1.3.

1.1.4.

1.1.5.

1.1.6.

1.1.7.

1.1.8.

1.1.9.

Der bestehende Nachholbedarf an Investitionen im Bereich der
Krankenversorgung bei der MHH und der UMG soll behoben werden, um den
jeweiligen Versorgungsauftragen gerecht werden zu kénnen und die Position
der MHH und der UMG als fiihrende Standorte der Hochleistungs- und
Innovationsmedizin in Niedersachsen dauerhaft zu stéarken und auszubauen.

Die Neubau-, Umbau- und SanierungsmaBnahmen sind unter Beachtung der
Grundsitze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit unter unmittelbarer
Einbeziehung der UMG und der MHH als jeweilige Nutzer zu planen und
umzusetzen.

Die enge Verzahnung zwischen Krankenversorgung und F&L soll beibehalten
und unterstiitzt werden.

Eine Umsetzung der notwendigen MafBnahmen erfolgt bewusst nicht im
Rahmen der bisherigen Verfahren und Strukturen. Es wird ein neues
einheitliches und konzentriertes Bauplanungs- und Durchfiihrungsverfahren
umgesetzt, um die erforderlichen Entscheidungen ziigig, effizient und
nachvollziehbar treffen zu konnen.

Die angemessenen Moglichkeiten der Einflussnahme des Landes
Niedersachsen werden sichergestellt.

Zustandigkeiten und Kompetenzen des Landes Niedersachsen werden in einer
neu errichteten und vom Land Niedersachsen als Alleingesellschafter
gehaltenen Dachgesellschaft in der Rechtsform einer GmbH (,,Dachgesellschaft
Bauvorhaben Hochschulmedizin Niedersachsen mbH"; nachfolgend ,,DBHN")
geblindelt, um die Bearbeitungs- und Freigabeprozesse zu straffen.

Zustindigkeiten und Kompetenzen zum Zwecke der operativen Umsetzung der
durchzufiihrenden MaBnahmen werden in zwei rechtlich selbststindigen
Baugesellschaften ebenfalls in der Rechtsform einer GmbH (nachfolgend auch
~BauGs®) gebiindelt.

Die Zustandigkeiten zwischen der DBHN und den BauGs, dem Land
Niedersachsen und den Hochschulmedizinen sind klar voneinander abgegrenzt,
um Doppelstrukturen zu vermeiden.

Entscheidungskompetenzen und Verantwortlichkeiten sollen gleichlaufend
sein. Planung und Bauausfilhrung sind Aufgaben der BauGs. Die DBHN
betreibt das Finanz-Controlling und Monitoring iiber die jeweilige
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2.1.

2.2,
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BaumaBnahme aus Sicht des Landes Niedersachsen als Finanzmittelgeber. Die
Parteien verpflichten sich, bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
partnerschaftlich und konstruktiv an der Projektrealisierung mitzuwirken.

1.1.10. Die Gesellschaftszwecke sollen eine kiinftige Betreuung aller Bauvorhaben wie
beispielsweise auch fiir Forschung und Lehre durch die BauGs und die DBHN
erlauben.

1.1.11.  Es wird eine fortlaufende Berichterstattung an die parlamentarischen Gremien
sichergestellt, insbesondere an den Ausschuss fiir Haushalt und Finanzen des
Niedersichsischen Landtages (nachfolgend auch ,,AfHuF“) und an den LRH.

1.1.12. Uber die Finanzhilfe wird vor Beginn konkreter Bauplanungen auf Basis einer
detaillierten Raum- und Funktionsbeschreibung entschieden, um ein
friihzeitiges vereinfachtes Verfahren zur Genehmigung der. einzelnen
MaBnahme zu schaffen. Das Nihere regelt das Fachministerium im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium.

1.1.13. Der Gebiudebetrieb kann auf Wunsch der jeweiligen Hochschulmedizin ganz
oder. teilweise durch die BauGs ausgefithrt werden, um nachhaltige
Synergieeffekte zwischen Errichtungs- und Betriebsphase zu ermoglichen.

Die Parteien verpflichten sich, die in dieser Vorschrift enthaltenen Ziele nach Kréften
und Mafgabe der verfiigbaren Mittel zu unterstiitzen. Die Parteien sind bestrebt, die in
dieser Vereinbarung getroffenen Abreden regelméBig auf etwaigen Anpassungs-
und/oder Ergianzungsbedarf zu tiberpriifen und an solchen Nachtrigen mitzuwirken, um
eine effiziente Erreichung der in Ziffer 1.1 genannten Ziele sicherstellen zu kénnen.

Die MHH und die UMG werden zudem durch Ausiibung ihrer Stimmrechte in der
jeweiligen Gesellschafterversammlung darauf hinwirken, dass die MHH BauG und die
UMG BauG die in dieser Vorschrift genannten Ziele sowie die in dieser Vereinbarung
niedergelegten Pflichten der MHH und der UMG jeweils als fiir sich verbindlich ansehen,
soweit diese die BauGs betreffen.

Anwendungsbereich der zentralen Steuerung

Mit dem Abschluss dieser Vereinbarung iiber die zentrale Steuerung kommen die
Parteien der Vorgabe des § 5 Absatz 1 Satz 4 Nr. 1 NdsHSInvSoVermG nach.

Zur Umsetzung einer ziigigen sowie effizienten Planung und Durchfithrung der
Bauvorhaben sind sich die Parteien dariiber einig, dass

2.2.1. samtliche im Zusammenhang mit Bauvorhaben stehenden
InvestitionsmaBnahmen bei der MHH und der UMG im Bereich der
Krankenversorgung mittels des mit dieser Vereinbarung niedergelegten
Systems der zentralen Steuerung durchgefiihrt werden; und
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3.

3.1.

3.2.

3.3.

4.1.
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2.2.2. soweit rechtlich zuldssig, grundsatzlich auch samtliche im Zusammenhang mit
Bauvorhaben stehenden InvestitionsmaBnahmen bei der MHH und der UMG
auBerhalb des Bereichs der Krankenversorgung (insbesondere im Bereich F&L)
mittels des mit dieser Vereinbarung niedergelegten Systems der zentralen
Steuerung durchgefiihrt werden.

Mit ,Bauvorhaben“ sind in dieser Vereinbarung sémtliche baulichen
InvestitionsmaBnahmen der jeweiligen Hochschulmedizin (einschlieflich der
Ersteinrichtung und der Anschaffung und Installation medizinischer GroBgerite)
gemeint, und zwar sowohl im Bereich der Krankenversorgung als auch auBerhalb des
Bereichs der Krankenversorgung, soweit sie nicht

@ die Instandhaltung von Bestandsbauten oder

(ii) BaumaBnahmen betreffen, fiir die im Zeitpunkt des Abschlusses dieser
Vereinbarung bereits ein erster Bauauftrag erteilt worden ist.

Klarstellend wird festgehalten, dass durch diese Regelung bauliche
Investitionsmainahmen der Teilstiftung Georg-August-Universitat nicht erfasst
werden.

Gesellschaftsrechtliche Struktur der DBHN

Zum Zwecke der Biindelung der mit den Bauvorhaben im Zusammenhang stehenden
Aufgaben der Landesverwaltung (MWK, MF und nachgeordnete Dienststellen) hat das
Land Niedersachsen als alleinige Gesellschafterin eine Gesellschaft mit beschrankter
Haftung gegriindet: die DBHN GmbH.

Eine detaillierte Tatigkeits- und Aufgabenbeschreibung fiir die Geschiftsfiihrung,
Informations- und  Berichtspflichten sowie Zustimmungserfordernisse zu
GeschiiftsfithrungsmaBnahmen in der DBHN sind in einer Geschiftsordnung fiir die
Geschiftsfilhrung der DBHN niedergelegt worden.

Bei der DBHN ist ein Aufsichtsrat eingerichtet worden. Eine detaillierte Tatigkeits- und
Aufgabenbeschreibung sowie Informations-/ Berichtsrechte und Informations-
/Berichtspflichten des Aufsichtsrates sind in einer Geschéftsordnung fiir. den
Aufsichtsrat der DBHN niedergelegt worden.

Gesellschaftsrechtliche Struktur der MHH BauG

Als ein Element des Systems der zentralen Steuerung werden die DBHN und die MHH
eine gemeinsame Gesellschaft mit beschrankter Haftung griinden, an welcher die MHH
als Mehrheitsgesellschafter und die DBHN als Minderheitsgesellschafter beteiligt sein
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werden (nachfolgend auch ,MHH BauG"). Die Regelungen fiir diese werden in dem in
der Anlage 4.1 im Entwurf beigefiigten Gesellschaftsvertrag dargestelit. Uber den
vorzugswiirdigen Zeitpunkt der Griindung der MHH BauG werden sich die
Geschaftsfiihrung der DBHN und die MHH abstimmen, worauf die Parteien hinwirken
werden. Die hochschul- und haushaltsrechtlichen Voraussetzungen miissen erfiillt sein.

Eine detaillierte Tatigkeits- und Aufgabenbeschreibung fiir die Geschaftsfiihrung,
Informations- und Berichtspflichten sowie Zustimmungserfordernisse zu
GeschiftsfiihrungsmaBnahmen in der MHH BauG sind in der als Anlage 4.2 im
Entwurf beigefiigten Geschéftsordnung niedergelegt.

Das Land Niedersachsen und die MHH werden durch Ausiibung ihrer Stimmrechte
darauf hinwirken, dass die DBHN und die MHH ferner die in der Anlage 4.3 im
Entwurf beigefiigte Gesellschaftervereinbarung abschlieBen, welche verschiedene
weitere Absprachen der Gesellschafter der MHH BauG im Zusammenhang mit dem
System der zentralen Steuerung enthalt.

Gesellschaftsrechtliche Struktur der UMG BauG

Als weiteres Element des Systems der: zentralen Steuerung werden die DBHN und die
UMG eine gemeinsame Gesellschaft mit beschrinkter Haftung griinden, an welcher die
UMG als Mehrheitsgesellschafter und die DBHN als Minderheitsgesellschafter beteiligt
sein werden (nachfolgend auch ,,UMG BauG*). Die Regelungen fiir diese werden in dem
in der Anlage 5.1 im Entwurf beigefiigten Gesellschaftsvertrag dargestellt. Uber den
vorzugswiirdigen Zeitpunkt der Griindung der UMG BauG werden sich die
Geschiftsfilhrung der DBHN und die UMG abstimmen, worauf die Parteien hinwirken
werden. Die hochschul- und haushaltsrechtlichen Voraussetzungen miissen erfiillt sein.

Eine detaillierte Tatigkeits- und Aufgabenbeschreibung fiir die Geschaftsfithrung,
Informations- und Berichtspflichten sowie Zustimmungserfordernisse zu
GeschiftsfilhrungsmaBnahmen in der UMG BauG sind in der als Anlage 5.2 im
Entwurf beigefiigten Geschiftsordnung niedergelegt.

Das Land Niedersachsen und die UMG werden duich Ausiibung ihrer Stimmrechte
darauf hinwirken, dass die DBHN und die UMG BauG ferner die in der Anlage 5.3 im
Entwurf beigefiigte Gesellschaftervereinbarung abschlieBen, welche verschiedene
weitere Absprachen der Gesellschafter der UMG BauG im Zusammenhang mit dem
System der zentralen Steuerung enthalt.
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B. Zentrale Steuerung, Berichts- und Controlling-System
Grundlagen der zentralen Steuerung

Mit Blick auf das im NdsHSInvSoVermG vorgesehene System der zentralen Steuerung
wird eine Gesellschaftsstruktur gegriindet. Die Rechte des Nds. Landtages und des LRH
bleiben unberiihrt. Die zentrale Steuerung besteht insoweit insbesondere aus der
Corporate Governance (Gesellschaftsvertrag und Geschéftsordnung,
Gesellschaftervereinbarung) der DBHN und der BauGs, den Beteiligungsrechten der
Landesgremien LRH und AfHuF sowie einem Controlling- und Monitoring-System.

Integraler Bestandteil der zentralen Steuerung ist insbesondere die Corporate
Governance der DBHN und der beiden BauGs. Durch sie soll eine effiziente Umsetzung
der Investitionen an den beiden Hochschulmedizinen beférdert werden. Sie schafft
wesentliche Voraussetzungen dafiir, dass

6.2.1. InvestitionsmaBnahmen nach angemessenen einheitlichen Standards sowie
Verfahren durchgefiihrt werden;

6.2.2. Entscheidungen zeitnah und effizient vorbereitet und umgesetzt werden;

6.2.3. durch Informations- und Berichtspflichten der BauGs gegeniiber den
Gesellschaftern drohende Schieflagen der Bauvorhaben von den
Gesellschaftern friihzeitig erkannt werden kénnen; und

6.2.4. dem Land Niedersachsen als Finanzmittelgeber im Rahmen eines abgestuften
Systems iiber die DBHN angemessene Kontroll- und Eingriffsméglichkeiten
zustehen.

Die MHH und die UMG verpflichten sich gegeniiber dem Land Niedersachsen, die
Bauvorhaben an den Hochschulmedizinen im Sinne dieser Vereinbarung umfassend zu
unterstiitzen. Gemeinsam mit der DBHN werden sie die Einhaltung der Regelungen
dieser Vereinbarung in ihrer Rolle als Mehrheitsgesellschafter durch Ausiibung ihrer
Stimmrechte der jeweiligen BauG durchsetzen.

Controlling im Rahmen der zentralen Steuerung

Es wird ein Controlling- und Monitoring-System geschaffen. Die DBHN i{ibernimmt
Aufgaben im Zusammenhang mit dem Finanzhilfeverfahren; unter anderem ist sie an
dem Verfahren der Mittelanforderung durch die BauGs gegeniiber dem Land
Niedersachsen beteiligt. Das operative Projekt-Controlling hingegen erfolgt auf Ebene
der BauGs.

Im Rahmen des Controlling- und Monitoring-Systems wird ein umfassendes
Informations- und Berichtswesen auf Ebene der BauGs implementiert. Ziel des
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umfassenden Informations- und Berichtswesens ist es, den Gesellschaftern der BauGs
sowie (liber die DBHN) dem Land Niedersachsen einen umfassenden Einblick in die
BauGs sowie den Fortschritt des jeweiligen Bauvorhabens zu geben, damit diese bereits
friihzeitig in der Lage sind, unerwiinschte Entwicklungen in den BauGs und hinsichtlich
der Bauvorhaben zu erkennen und geeignete MaBnahmen zu beschlieBen. Das
Informations- und Berichtswesen ist in den Gesellschaftsvertragen und
Geschiftsordnungen der BauGs (vgl. Anlagen 4.1, 4.2, 5.1 und 5.2) sowie in dem
Gesellschaftsvertrag und den Geschiftsordnungen der DBHN in ihrer jeweils giiltigen
Fassung vorgesehen.

Das Controlling- und Monitoring-System regelt in weiterer Ausgestaltung die Vornahme
gewisser GeschaftsfiihrungsmaBnahmen, welche einer vorherigen Zustimmung durch
die  Gesellschafterversammlung der betreffenden BauG  bediirfen. Die
zustimmungspflichtigen Geschéftsfiihrungsmafnahmen auf Ebene der BauGs sind in
den Geschiftsordnungen der BauGs (vgl. Anlagen 4.2 und 5.2) in ihrer jeweils giiltigen
Fassung niher ausgestaltet.

Gesellschaftsrechtliche Steuerungsmechanismen

Beschlussfassungen in den Gesellschafterversammlungen der BauGs werden in der
Regel mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Mehrheitsgesellschafter ist
die betreffende Hochschulmedizin. Den Parteien ist jedoch bewusst, dass dem Land
Niedersachsen als Finanzier der Bauvorhaben in den durch
Gesellschaftervereinbarungen geregelten Fallen Einwirkungsmoglichkeiten auf die
BauGs zustehen sollen. Die Gesellschaftervereinbarungen (vgl. Anlagen 4.3 und 5.3) in,
ihrer jeweils geltenden Fassung sehen daher die folgenden Einwirkungsrechte und -
moglichkeiten fiir die DBHN vor:

8.1.1.  Stimmbindungsrechte;

8.1.2. Recht zur Erteilung von einzelfallbezogenen und abstrakt-generellen
Weisungen an die Geschiftsfiihrung der BauGs;

8.1.3. Befugnisse beziiglich der Abberufung und Neubestellung von
Geschaftsfithrerinnen bzw. Geschiftsfiihrern der BauGs;

8.1.4. Rechtzum Erwerb der Beteiligung der MHH bzw. der UMG an der betreffenden
BauG.
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Fachaufsicht

Das Land Niedersachsen verpflichtet sich — wenn und soweit die gesetzlichen
Voraussetzungen geschaffen sind —, die Fachaufsicht iiber die MHH, soweit sie das
Bauvorhaben der MHH betrifft, durch die DBHN ausiiben zu lassen.

C. Projektierung und Realisierung
Ubertragung der Bauherrenverantwortung auf die BauGs

Die Parteien sind sich dariiber einig, dass die Bauherrenverantwortung auf die BauGs
iibertragen werden soll, damit diese im eigenen Namen die Bauvorhaben durchfiihren
kénnen.

Aus diesem Grunde verpflichten sich die MHH und die UMG gegeniiber dem Land
Niedersachsen, die Bauherrenverantwortung fiir die Bauvorhaben, die dieser
Vereinbarung unterfallen, sobald und soweit die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen
und die Finanzierung dafiir geregelt ist, auf die jeweilige fiir sie zustindige BauG zu
iibertragen.

Die MHH, welche zum gegenwirtigen Zeitpunkt noch nicht Inhaberin der die MHH
betreffenden Bauherrenverantwortung ist, wird in Abstimmung mit dem Land
Niedersachsen die zum Zwecke der anschlieBenden Weiteriibertragung der
Bauherrenverantwortung auf die MHH BauG erforderlichen MaBnahmen ergreifen.

Solange die UMG BauG noch nicht Inhaberin der Bauherrenverantwortung ist, ist die
UMG verpflichtet, die DBHN sowie die UMG BauG so zu stellen, als wire das Konzept
der zentralen Steuerung bereits umgesetzt, insbesondere die Bauherrenverantwortung
bereits auf die UMG BauG iibertragen worden. Der DBHN sind gleichwertige Einfluss-,
Informations- und Kontrollrechte zu gewdhren. Ergdnzendes regelt der
Finanzhilfebescheid.

Verfahren zur Realisierung der Bauvorhaben

Das zwischen den Parteien vereinbarte Verfahren zur Realisierung der Bauvorhaben
richtet sich insbesondere nach den unter Ziffern 6 und 11. in dieser Vereinbarung
getroffenen Regelungen und nach der fiir die MHH BauG und die UMG BauG geregelten
Corporate Governance (Gesellschaftsvertrag und Geschiftsordnung,
Gesellschaftervereinbarung).

Die Parteien sind sich einig, dass samtliche Bauvorhaben der Hochschulmedizinen von
der jeweiligen BauG im Rahmen dieser Vereinbarung und nicht mehr von den

Hochschulmedizinen selbst durchgefiihrt werden.
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Die Georg-August-Universitit Gottingen Stiftung oOffentlichen Rechts und, soweit
vertretungsberechtigt, die Teilstiftung Universititsmedizin Gottingen, werden in ihrer
Eigenschaft als Eigentiimerin des betreffenden Grundbesitzes, soweit rechtlich zulassig,
die erforderlichen Gestattungen erteilen, damit die UMG BauG entsprechend ihrem
Unternehmenszweck die betreffenden Bauvorhaben durchfiihren kann. Die UMG BauG
kann erméchtigt werden, gegeniiber Dritten die Eigentiimerin der Grundstiicke bei
Anfragen zu vertreten.

Wesentliche Leitlinien der fiir die Realisierung der Bauvorhaben im Bereich
Krankenversorgung relevanten Prozesse werden in den als Anlagen 11(a)
(Bedarfsermittlung), 11(b) (Bedarf inkl. Finanzierung) und 11(c¢) (Planung und
Ausfiihrung) beigefiigten Flussdiagrammen dargestellt.

11.4.1. Gesamtbedarfsfeststellung

Im Rahmen der Gesamtbedarfsfeststellung ermittelt jede Hochschulmedizin
ihren Bedarf bezliglich der Krankenversorgung (,KV*) sowie der Forschung
und Lehre (,F&L®). Auf dieser Grundlage erfolgt die Priifung, Klarung und
Abstimmung sowie die Uberarbeitung des Bedarfs mit dem MWK. Im Ergebnis
liegt eine zwischen dem MWK und der jeweiligen Hochschule abgestimmte
Gesamtbedarfsplanung fiir den Standort vor. In dieser Phase erfolgt
ausdriicklich keine Differenzierung im Hinblick auf die KV im Sinne des
Sondervermogensgesetzes, um die Abhéangigkeiten zwischen KV, F&L und der
Betriebsorganisation im Allgemeinen darstellen zu kénnen. Im Rahmen der
Bedarfsfeststellung obliegt es dem MWK, den LRH, den AfHuF oder andere
Ressorts einzubinden.

11.4.2. Masterplan und dessen Fortschreibung

Auf Basis des festgestellten Gesamtbedarfs erfolgt die Aufstellung bzw.
Fortschreibung des Masterplans (inkl. erstmaliger Ableitung der benétigten
Flachen und stidtebaulicher Setzung des Gesamtcampus) durch die jeweilige
BauG. Der Masterplan wird durch die DBHN in Wahrnehmung ihrer
Controlling- und Priifpflichten hinsichtlich der baulichen Unterbringung des
festgestellten Gesamtbedarfs, der Funktionsfahigkeit und Schliissigkeit des
Gesamtkonzepts, der Wirtschaftlichkeit, des Standorts sowie der Risiken
gepriift und bewertet. Nach positivem Votum der DBHN veranlasst das MWK -
hinsichtlich haushalterischer Aspekte in Abstimmung mit dem MF - die
Aufstellung des baulichen Entwicklungsplans inklusive Finanzplanung der KV
durch die BauG. Die vor dieser Veranlassung erforderliche Einbindung des LRH
und des AfHUF erfolgt durch das MWK. Unter der Federfilhrung der DBHN
werden gemeinsam mit den BauGs die baulichen und medizinischen Standards
fortgeschrieben.
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Bauliche Entwicklungsplanung und deren Fortschreibung

In der baulichen Entwicklungsplanung werden ausschlieBlich diejenigen
BaumaBnahmen aufgefiihrt, die die KV betreffen und daher der Zweckbindung
des Sondervermdgens entsprechen. Hierbei sind fiir die gesamte KV die
betriebsorganisatorischen Beziehungen zwischen den einzelnen Funktionen der
Krankenversorgung  abzubilden. Die Aufstellung der baulichen
Entwicklungsplanung inklusive der Gesamtfinanzplanung der KV durch die
BauG erfolgt auf Grundlage des Masterplans. Die Planungstiefe der baulichen
Entwicklungsplanung entspricht den Inhalten der Masterplanung, jedoch
ausschlieflich mit dem Bezug zur gesamten KV. Ziel der baulichen
Entwicklungsplanung ist die Darstellung einer in sich abgeschlossenen und
funktionstiichtigen KV. Sie wird durch die DBHN insbesondere auf die
Einhaltung der in den Masterplinen enthaltenen, die KV betreffenden
MaBnahmen und auf baufachliche Angemessenheit gepriift. Weiterhin wird die
Plausibilitdt der Gesamtfinanzplanung durch die DBHN gepriift. Die vorgelegte
Gesamtfinanzplanung zur baulichen Entwicklungsplanung der jeweiligen
Hochschulmedizin stellt den zum Zeitpunkt ihrer Erstellung erkannten
Gesamtfinanzierungsbedarf aus dem Sondervermogen dar. Zu diesem
Zeitpunkt ist tiber die Realisierung der MaBnahmen und die damit verbundenen
Haushaltsmittelbedarfe nicht zu entscheiden. Die DBHN erstellt nach Priifung
ein Votum zur baulichen Entwicklungsplanung inklusive Finanzplanung.

Bei positivem Votum der DachG zur baulichen Entwicklungsplanung inklusive
Finanzierungsplanung entscheidet das MWK - hinsichtlich haushalterischer
Aspekte in Abstimmung mit dem MF - nach Beteiligung des LRH sowie des
AfHuF iiber die Aufstellung des MaBnahmenfinanzierungsplans durch die
BauGs. Dies erfolgt unter der MaBgabe der durch das Sondervermdgen
gesicherten Finanzierbarkeit der in den MaBnahmenfinanzierungsplan
einzustellenden MaBnahmen.

MaBnahmenfinanzierungsplan und dessen Fortschreibung

Der MaBnahmenfinanzierungsplan hat dieselbe Planungstiefe wie die bauliche
Entwicklungsplanung. Er bezieht sich jedoch nur auf solche MaBnahmen, deren
Finanzierung durch die Ermachtigungen nach dem Sondervermdgensgesetz
zum Zeitpunkt seiner Aufstellung gesichert ist. Die DBHN priift den
MaBnahmenfinanzierungsplan insbesondere auf Ubereinstimmung mit der
baulichen Entwicklungsplanung sowie auf Vollstindigkeit und baufachliche
Angemessenheit. Hierbei beriicksichtigt sie den Bestand des Sondervermogens
sowie erforderliche haushaltsrechtliche Erméchtigungen. Als Ergebnis ihrer
Priifung erstellt sie ein Votum. Dieses wird durch das MWK - hinsichtlich
haushalterischer Aspekte in Abstimmung mit dem MF - auf Plausibilitit
gepriift. Auf Grundlage der Empfehlung der DBHN, der Befassung des MWK
und des MF sowie der Unterrichtung des LRH wird durch den AfHuF der
Beschluss iiber den MaBnahmenfinanzierungsplan und damit die Ubersicht
iiber die einzelnen Bauabschnitte sowie deren Finanzfolgen fiir die Folgejahre
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gefasst.  Die  aufgefiihrten MaBnahmen sind  hinsichtlich  der
MaBnahmenbezeichnung der MaBnahmen verbindlich.

Bauabschnittsplanung und deren Fortschreibung

Nach Beschluss des AfHuF erstellt die BauG die Bauabschnittsplanung, die eine
Konkretisierung eines einzelnen Bauabschnitts aus dem
MaBnahmenfinanzierungsplan, fiir den eine zeitnahe Realisierung vorgesehen
ist, darstellt. Inhalt der Bauabschnittsplanung sind insbesondere der
Raumbedarfsplan  (qualitativ, quantitativ), das  Betriebs- und
Organisationskonzept (BOK), die Baubeschreibung, die Lage, die
GrundstiicksgroBe, die Angaben zur ErschlieBung, die Ersteinrichtung sowie die
medizinischen GroBgerdte. Die Bereitstellung der Finanzhilfe erfolgt auf
Grundlage dieser Bauabschnittsplanung vor Beginn konkreter Bauplanungen.
Die Qualitit der vorliegenden Bauabschnittsplanung ist eine vollstindige
Bedarfsplanung in Anlehnung an DIN 18205 fiir die jeweilige MaBnahme. Die
Bauabschnittsplanung beriicksichtigt die Medizin- und Baustandards sowie
Soll-Leistungszahlen. Die Kosten werden mnach der KFA-Methode
prognostiziert. Die Kennwerte werden von der DBHN in Abstimmung mit den
BauGs festgelegt. Damit erfolgt eine weitere Konkretisierung der Manahmen
hinsichtlich des Zwecks des Sondervermdigens. Die DBHN priift die
Bauabschnittsplanung insbesondere auf Vollstindigkeit und baufachliche
Richtigkeit sowie auf  Ubereinstimmung mit dem
MaBnahmenfinanzierungsplan und erstellt ein Votum dazu.

Finanzmittelverfahren

Zur Schaffung von Rechtsanspriichen folgt ein Antrag auf Finanzhilfe durch die
BauGs fiir die jeweilige MaBnahme gem. Bauabschnittsplanung auf der
Grundlage des MaBnahmenfinanzierungsplans.

Der Finanzhilfeantrag soll unter anderem geeignete und angemessene
Vorkehrungen zur Identifikation, Analyse und Bewertung von Risiken sowie die
Konzeption angemessener Gegenmafnahmen darstellen.

Der Finanzhilfeantrag wird durch die DBHN insbesondere auf
Ubereinstimmung mit der Bauabschnittsplanung  gepriift.  Unter
Berticksichtigung des Votums der DBHN entscheidet das MWK iiber die
Finanzhilfeantrage.

Operative Umsetzung der Bauvorhaben

Der Finanzhilfebescheid gewédhrt die erforderlichen Mittel (unter
Beriicksichtigung eines Risikoaufschlags), um die jeweiligen BaumaBnahmen
eigenverantwortlich umzusetzen. Dies beinhaltet unter Beriicksichtigung der

Seite 16 von 20



11.5.

12,

13.

13.1.

13.2.

13.3.

13.4.

N Stand 31.01.2020
Uberarbeitung der Fassung vom 19. Mérz 2019

gesetzlichen Vorgaben insbesondere die Ubernahme der Verantwortung fiir den
weiteren Planungsprozess, fiir die Wahl der Beschaffungsvariante, die Art der
Vergabe sowie die Art und Wirtschaftlichkeit der Ausfiihrung.

Die DBHN nimmt hierbei Controlling-Aufgaben wahr und iiberwacht die
Verwendung der Finanzmittel des Sondervermégens durch die BauGs. Die
operative Steuerung und Uberwachung des Planungs- und Bauablaufs obliegt
den BauGs. Die BauGs sollen fortlaufend monatlich an die DBHN berichten, um
die DBHN in die Lage zu versetzen, friihzeitig Fehlentwicklungen in den
Projekten zu erkennen. Ein darauf basierender Bericht der DBHN ist Grundlage
der regelmafigen Unterrichtung der Landesregierung, des LRH sowie des
AfHuF.

Ist eine Geschiftsfiihrerin bzw. ein Geschiftsfithrer der DBHN oder einer BauG der
Auffassung, dass in der betreffenden Gesellschaft kein ausreichender Sachverstand bzw.
keine ausreichenden personellen Ressourcen vorhanden sind, um die Durchfithrung
einer Mafinahme oder eines Geschifts sicherzustellen, ist diese Geschiftsfiihrerin bzw.
dieser Geschiftsfithrer grundsitzlich zur Einbindung externen Sachverstandes bzw.
externer personeller Ressourcen verpflichtet:

RegelmiBiger Austausch zwischen den BauGs

Die Parteien verpflichten sich, darauf hinzuwirken, dass, soweit rechtlich zulissig, die
beiden BauGs zum Zwecke der effizienten Baudurchfilhrung ein System eines
regelmidfigen @ und  moglichst  institutionalisierten = Informations-  und
Erfahrungsaustauschs untereinander einrichten, wobei die DBHN befugt ist, an einem
solchen Austausch teilzunehmen.

Grundsiitze fiir die Vergabe von Auftrigen

Vergabestelle und Auftraggeber ist die jeweilige BauG.

Die Vergabe hat nach den jeweils geltenden vergaberechtlichen Bestimmungen zu
erfolgen, wobei die Grundsatze der wirtschaftlichen und sparsamen Mittelverwendung
stets zu beachten sind. Alle zuldssigen Vergabeverfahren sind gemaB der vorgenannten
Zielsetzung zu priifen.

Soweit bei der UMG bei Abschluss dieser Vereinbarung bereits ein Vergabeverfahren
eingeleitet worden ist, stellt die UMG sicher, dass der Auftraggeberwechsel auf die UMG
BauG als Bauherr unter Berticksichtigung der Vorschriften des Vergaberechts erfolgt.

Die UMG wird in dem bei Abschluss dieser Vereinbarung bereits laufenden

Vergabeverfahren, das die Bauabschnitt Ia und Ib betrifft, im Rahmen der bestehenden
rechtlichen Mdglichkeiten einen Auftraggeberwechsel auf die UMG BauG vorsehen.
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D. Abnahme- und Inbetriebnahmephase
Abnahme- und Inbetriebnahme

Die Parteien werden durch Ausiibung ihrer Stimmrechte in der
Gesellschafterversammlung  darauf hinwirken, ‘dass die Berichts- und
Informationspflichten der jeweiligen BauG gegeniiber der DBHN auch die Abnahme-
und Inbetriebnahmephase des jeweiligen Bauvorhabens umfasst

Die Parteien werden zum Zwecke der Ubernahme und Inbetriebnahme des jeweiligen
Bauwerks ein System zur angemessenen Einbindung des Nutzers implementieren (bspw.
durch vorherigen, mit einfacher Mehrheit zu fassenden Gesellschafterbeschluss).

Der bauzeitliche Betrieb, der im Zeitraum zwischen rechtsgeschéftlichen Abnahmen und
der Ubergabe des Bauwerks besteht, ist durch die BauGs zu gewihrleisten und
sicherzustellen.

E. Finanzierungsziele

Fiir die sich infolge dieser Vereinbarung ergebenden finanziellen Handlungsbedarfe sind
die im Haushaltsplan enthaltenen Ermichtigungen, die . verbindlichen
Bewirtschaftungsregelungen sowie die niaheren Bestimmungen gem. §9
NdsHSInvSoVermG zu beachten. '

Finanzierung der Gesellschaften
Die Kosten der DBHN werden nicht aus dem Sondervermdégen finanziert.

Die Hochschulmedizinen erstellen ein Grobkonzept inkl. Finanzierung, wie die BauGs
insbesondere mit Personal- und Sachmitteln auszustatten sind (Business Plan). Nach
Griindung der BauGs erfolgt die Fortschreibung im Rahmen der Aufstellung der
jahrlichen Wirtschaftspline durch die BauGs.

Im Rahmen der Vorbereitung der Beschliisse des Haushaltsgesetzgebers wird das MWK
im Einvernehmen mit dem MF auf Basis unter anderem der Business Pline bzw.
Wirtschaftspline die haushaltsmiBige Anmeldung fiir eine Finanzierung der jeweiligen
BauG erarbeiten. Dieses Verfahren gilt unabhéngig davon, aus welchen Haushaltsstellen
die Mittel zur Verfiigung gestellt werden.
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Finanzierung von InvestitionsmaBnahmen, die dem Sondervermogen
zuzurechnen sind, sowie von solchen auflerhalb des Sondervermégens
(F&L)

Die Parteien sind sich einig, dass weitere Regelungen iiber Einzelheiten zur Finanzierung
von Investitionsmafnahmen getroffen werden miissen, die insbesondere sicherstellen
missen, dass bewilligte Finanzhilfe- bzw. Zuwendungsbetrige rechtzeitig bereitgestellt
werden.

F. Steuerrechtliche Aspekte
Steuerliche Optimierung

Steuerliche Optimierungen, insbesondere eine umsatzsteuerliche Organschaft zwischen
den Hochschulmedizinen und der jeweiligen BauG, sollen - auch unter Beriicksichtigung
betriebswirtschaftlicher Aspekte - gepriift und, sofern rechtlich mdglich und
wirtschaftlich fiir die jeweilige Hochschulmedizin nach deren pflichtgeméfem Ermessen
sachdienlich, umgesetzt werden.

G. Beteiligung von Landesgremien
Haushaltsvorbehalt

Alle unmittelbaren oder mittelbaren Auswirkungen aus diesem Vertrag oder seiner
Umsetzung stehen unter dem Vorbehalt der Mittelbereitstellung durch den
Niedersachsischen Landtag.

H. Schlussbestimmungen
Schriftform, Salvatorische Klausel

Diese Vereinbarung ist auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Sie kann unter Einhaltung
einer Kiindigungsfrist von zwolf (12) Monaten jeweils zum Ende eines Kalenderjahres
ordentlich gekiindigt werden, erstmals zum Ablauf des 31. Dezember 204o0.
Kiindigungen bediirfen des eingeschriebenen Briefs. Zur Wahrung der Frist ist der
Zugang des Kiindigungsschreibens bei den anderen Parteien maBgeblich. Das Recht zur
auBerordentlichen Kiindigung bleibt unberiihrt.

Anderungen dieser Vereinbarung bediirfen der Schriftform, sofern nicht gesetzlich eine
strengere Form vorgeschrieben ist.
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Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam oder undurchfiihrbar
sein oder nach Vertragsschluss unwirksam oder undurchfiihrbar werden, bleibt davon
die Wirksamkeit der Vereinbarung im Ubrigen unberiihrt. An die Stelle der
unwirksamen oder undurchfilhrbaren Bestimmung soll diejenige wirksame und
durchfiihrbare Reglung treten, deren Wirkungen der wirtschaftlichen Zielsetzung am
Niachsten kommen, die die Parteien mit der unwirksamen oder undurchfiihrbaren
Bestimmung verfolgt haben. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend fiir
den Fall, dass sich diese Vereinbarung als liickenhaft erweist.

Fir den Fall, dass einzelne Aspekte der mit dieser Vereinbarung bezweckten
Bauvorhaben im Rahmen dieser Vereinbarung nach Ansicht einer der Parteien nicht
angemessen Beriicksichtigung gefunden haben oder kiinftig abweichend vereinbart
werden sollten, werden die Parteien unverziiglich Gesprache aufnehmen, mit dem Ziel,
den betreffenden Aspekt im Rahmen eines Nachtrags zu dieser Vereinbarung zu regeln,
und zwar im Sinne der in Ziffer 1.1 genannten Ziele. Ziffer 1.2 bleibt unberiihrt.

* X ¥

Land Niedersachsen
verireten durch das Niedersichsische

Bjorn hiimler 'Reinhold Hilbets

Medizinische Hochschule Hannover Universitit Gottingen

vertreten durch den Vorstand Stiftung Offentlichen Rechts

dieser vertreten durch@ Vorstandssprecher Universititsmedizin
vertreten durch den Vorstand

dieser vertreten durch den
Vorstandssprecher

L. fw

Prof. Dr. Wolfgang Briick
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